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4 Untersuchungs-
methodik 

Implementationsforschung als qualitative 
Sozialforschung 

Zielsetzung der Implementationsforschung ist 
die Beschreibung und Analyse von Prozes-
sen bei der Umsetzung politscher oder plane-
rischer Konzepte. Dabei spielen Wahrneh-
mungen, Handlungsweisen und Entschei-
dungslogiken der beteiligten Akteure eine 
sehr viel entscheidendere Rolle als die ge-
naue Quantifizierung der Häufigkeit dieses 
Verhaltens. Aus diesem Grunde arbeitet die 
Implementationsforschung in vielen Fällen mit 
sogenannten "Qualitativen Methoden", die in 
ihrer Mehrzahl der Sozialforschung entliehen 
sind. Zum prinzipiellen Unterschied der quali-
tativen Methoden zu den quantitativen Me-
thoden (hier "konventionelle Methodologie" 
genannt) schreiben KIEFL und LAMNEK: 

Zielt die konventionelle Methodologie darauf ab, 
zu Aussagen über Häufigkeiten, Lage-, Ver-
teilungs- und Streuungsparameter zu gelangen, 
Maße für Sicherheit und Stärke von Zusammen-
hängen zu finden und theoretische Modelle zu 
überprüfen, so interessiert sich eine qualitative 
Methodologie primär für das "Wie" dieser Betrof-
fenen. [KIEFL, LAMNEK, 1984, S. 474] 

Zentrales Instrument der qualitativen Sozial-
forschung ist das halbstrukturierte Interview. 
"Halbstrukturiert" meint in diesem Zusam-
menhang, dass der Interviewer über einen 
Gesprächsleitfaden verfügt, der alle die Fra-
gen enthält, die im Laufe des Interviews zur 
Sprache kommen sollen. Die überwiegende 
Mehrheit der Fragen ist offener Natur und soll 
den Gesprächspartner zu längeren Ausfüh-
rungen anregen. Die Reihenfolge der The-
men im Gesprächsleitfaden muß nicht dem 
letztendlichen Gesprächsverlauf entsprechen. 
Der Leitfaden stellt lediglich sicher, dass alle 
dem Interviewer wichtigen Aspekte mindes-
tens einmal während des Gespräches ange-
schnitten werden. Häufig erübrigen sich auch 
Fragen des Leitfadens, weil ihre Beantwor-
tung bereits in einer längeren Ausführung des 
Befragten zu einem der früheren Fragestel-
lungen erfolgte. AHREND nennt als entschei-
dendes Wesensmerkmal des halbstrukturier-
ten Interviews die Möglichkeit, ein Problem zu 
erfragen, dessen Struktur man noch nicht 
kennt. Ziel des Interviews ist es deshalb, Fra-
gen so offen zu stellen, dass nicht bereits in 
der Fragestellung die Struktur versteckt ist, 

von welcher der Interviewer - bewußt oder 
unbewußt - glaubt, dass sie dem Problem 
zugrunde liegen könnte. AHREND weist des-
halb ausdrücklich auf die Bedeutung längerer 
"Erzählsegmente" in den Antworten der Be-
fragten hin, da diese "Fragen beantworten, 
die man nicht gestellt hat, die aber einen 
Hinweis auf die Struktur des Problemes ge-
ben, nach dem nach eigentlich fragen müßte" 
[AHREND, 1998]. GIRTLER schreibt dazu in 
seiner "Anleitung zur Feldarbeit": 

Aufgrund meiner eigenen Felderfahrungen glaube 
ich feststellen zu können, dass erst eine Methode, 
die den direkten Zugang zum Menschen sucht, 
eher die dem Handeln der Menschen zugrunde-
liegenden Regeln erfassen kann, als z.B. die di-
versen unpersönlichen und standardisierten Fra-
gebogenerhebungen, bei denen der Forscher von 
den Menschen, deren Leben er studieren will, so 
gut wie nichts erfährt, nämlich was sie wirklich be-
trifft und wie sie ihre Wirklichkeit selbst sehen. 
[GIRTLER, 1988, S. 11-12] 

Aus dieser Erfahrung leitet LAMNEK die fol-
genden Prinzipien der qualitativen Sozial-
forschung ab, die hier stark zusammengefaßt 
dargestellt werden sollen: 

• Offenheit 

Das Prinzip der Offenheit erklärt sich aus dem 
Unbehagen an einer Sozialforschung, die auf-
grund standardisierter Erhebungsintrumente und 
vorab formulierter Hypothesen nur jene Informati-
onen aus dem Forschungsfeld aufnehmen und 
produktiv verarbeiten kann, die nicht vorab durch 
das methodische Filtersystem ausgesiebt worden 
sind. [...] Demgegenüber plädieren die Vertreter 
einer primär qualitativ orientierten Vorgehenswei-
se dafür, den Wahrnehmungstrichter empirischer 
Sozialforschung so weit als möglich offen zu hal-
ten, um dadurch auch unerwartete, aber dafür 
umso instruktivere Informationen zu erhalten. 
[LAMNEK, 1988, S. 22] 

• Forschung als Kommunikation 

Die methodische Verzögerung einer theoretischen 
Strukturierung des Forschungsgegenstandes mit-
tels eines Hypothesensystems entspricht nicht nur 
dem angeführten Prinzip der Offenheit, sondern 
auch der Einsicht des qualitativen Ansatzes, dass 
Forschung als Kommunikation zu denken ist - 
insbesondere als Kommunikation und Interaktion 
zwischen Forscher und zu Erforschendem. Wäh-
rend nach herkömmlicher Auffassung der Einfluß 
dieser Interaktionsbeziehung auf das Resultat der 
Untersuchung als "Störgröße" zu identifizieren ist, 
die es durch Verfeinerung der Methode und durch 
Standardisierung zu beseitigen gilt, begreift die 
qualitative Seite die Kommunikation zwischen 
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Forscher und Beforschtem als konstitutiven Be-
standteil des Forschungsprozesses. [LAMNEK, 
1988, S. 23] 

• Prozeßcharakter von Forschung und Ge-
genstand 

Wenn nun weder die Informationen der Unter-
suchten, noch die Urteile der Forscher als theo-
rieunabhängige und verläßliche Aussagen über 
die Wirklichkeit behandelt werden können, so 
rückt für die qualitative Sozialforschung notwendi-
gerweise der Prozeß des gegenseitigen Aushan-
delns der Wirklichkeitsdefinition zwischen For-
scher und Erforschtem in den Mittelpunkt des In-
teresses, also ihre kommunikative Interaktion. 
[LAMNEK, 1988, S. 24] 

• Reflexivität von Gegenstand und Analyse 

Eine Grundannahme des interpretativen Paradig-
mas nämlich besteht darin, den Bedeutungen von 
menschlichen Verhaltensprodukten - seinen sie 
nun sprachlicher (Symbole, Deutungen, Sprech-
akte) oder nonverbaler Natur (Gesten, Handlun-
gen usw.) - eine prinzipielle Reflexivität zu un-
terstellen. Dies meint, dass jede Bedeutung kon-
textgebunden und jedes Zeichen Index eines um-
fassenden Regelwerks ist (Indexikalität). Damit 
verweist jede Bedeutung reflexiv auf das Ganze, 
wird die Bedeutung eines Handels oder eines 
sprachlichen Ausdrucks nur durch den Rekurs auf 
den (symbolischen oder sozialen) Kontext seiner 
Erscheinung verständlich. [...] Daher ist [...] die 
qualitative Sozialforschung notwenigerweise 
zirkulär, weil sie zur Erzielung ihres 
Forschungsresultats dieses Ergebnis schon 
voraussetzt und auch am Ende des 
Forschungsprozesses zum Ausgangspunkt 
zurückkehrt. Im Gegensatz zur "linearen 
Strategie" der quantitativen Sozialforschung [...] 
[ist] der Einstieg und Beginn bei der qualitativen 
Analyse prinzipiell beliebig. [LAMNEK, 1988, S. 
25-26] 
• Explikation 

Das Prinzip der Explikation ist eher als Forderung, 
denn als real praktiziertes Vorgehen im Rahmen 
qualitativer Sozialforschung zu verstehen. Es 
meint die wünschbare Erwartung an die Sozialfor-
schung, die Einzelschritte des Untersuchungspro-
zesses so weit als möglich offen zu legen. 
[LAMNEK, 1988, S. 26] 

• Flexibilität 

Für den Unterschied zwischen qualitativer und 
quantitativer Vorgehensweise scheint wesentlich, 
dass bei der quantitiven Forschung davon ausge-
gangen wird, dass die zu untersuchende Sphäre 
des sozialen Lebens bereits hinreichend bekannt 
und damit eine besondere Offenheit und Flexibili-
tät nicht mehr erforderlich sei. Für den explorati-

ven bzw. qualitativen Forscher kommt es dagegen 
darauf an, den Forschungsprozeß so zu entwi-
ckeln und zu präzisieren, dass sein Problem, die 
Steuerung seiner Untersuchung, Daten, analyti-
sche Beziehungen und Interpretationen dem em-
pirischen sozialen Leben erwachsen und darin 
verwurzelt bleiben. [LAMNEK, 1988, S. 27] 

Wahl der Gesprächspartner im Rahmen 
des Projektes 

Ziel dieser Arbeit ist es, ein tieferen Einblick 
in die Abläufe der räumlichen Planung in ei-
nem Achsenzwischenraum zu erhalten. Da-
bei stehen insbesondere die Gemeinden und 
ihre Vertreter im Vordergrund. Aus diesem 
Grunde wurde eine erste Interview-Reihe mit 
insgesamt 13 Bürgermeistern, Amtsdirek-
toren und Bauamtsleitern  verschiedener 
Gemeinden und Ämter des Untersuchungs-
raumes durchgeführt. Für diese Gespräche 
wurde ein einheitlicher Interviewleitfaden, 
dessen Entwicklung weiter unten genauer er-
läutert wird, verwendet. Da es sich bei den 
Gesprächen aber um halbstrukturierte Inter-
views handelte, wurden von den Gesprächs-
partnern entsprechend unterschiedliche, der 
besonderen Situation der jeweiligen Gemein-
de oder Amtsverwaltung geschuldete 
Schwerpunkte gesetzt. 

Eine zweite Reihe von Interviews betraf die 
Ebene der für diesen Raum zuständigen ü-
bergeordneten Planung. Auf diese Weise 
sollten die Aussagen und Wahrnehmungen 
auf der gemeindlichen Ebene den planeri-
schen Intentionen und Wahrnehmungen der 
übergemeindlichen Ebene gegenübergestellt 
werden. Konkret handelte es sich hierbei um 
Gesprächspartner aus der Gemeinsamen 
Landesplanung der Länder Berlin und Bran-
denburg sowie der Regionalen Planungsge-
meinschaft Havelland-Fläming. Leider kam es 
trotz einer Terminvereinbarung nicht zu ei-
nem Gespräch mit Vertretern der Bauverwa l-
tung des Landkreises Potsdam-Mittelmark, 
dem die Mehrzahl der befragten Gemeinden 
angehören. 

Da Entscheidungen über raumbedeutsame 
Projekte der Gemeinden häufig in Zusam-
menhang mit Investoren oder Förderungen 
der öffentlichen Hand in Verbindung stehen, 
erschien es notwendig, auch Gespräche mit 
diesen Akteuren zu führen. Da die Projekte 
dieser Akteursgruppe in ihrer Summe eine 
eindeutige Raumbedeutung haben, i.d.R. a-
ber nicht aus der Sicht der Raumordnung ge-
plant werden, kann man diese dritte Gruppe 
vielleicht als "unabsichtliche Raumordner" 
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bezeichnen. In dieser Interviewserie wurden 
insgesamt sechs Gespräche mit Investoren 
von Wohnungsbauprojekten im Untersu-
chungsraum, Vertretern der Wirtschaftsförde-
rung sowie Mitarbeitern von Ministerien des 
Landes Brandenburg, die für bestimmte Pro-
jekte Zuschüsse gewähren, geführt. 

In einer letzten Interview-Serie wurden ex-
terne Sachverständige im Bereich der 
Raum- und Verkehrsplanung befragt. Hier-
bei handelte es sich einerseits um Vertreter 
verschiedener Hochschulinstitute und Leiter 
privater Planungsbüros, andererseits um Ver-
treter von Kommunen in den alten Bundes-
ländern, in denen mit außergewöhnlichen 
Projekten versucht wird, eine bessere kom-

munale Abstimmung raumbedeutsamer Pla-
nungen zu erreichen. Desweiteren wurde ein 
Gespräch mit einem Mitarbeiter des nieder-
ländischen Raumordnungsministerium ge-
führt, das für die - im Raum Berlin-
Brandenburg pilothaft durch das Deutsche 
Institut für Urbanistik auf Oranienburg ange-
wendete - ABC-Planung für Gewerbegebiete 
verantwortlich ist. Insgesamt wurden in dieser 
vierten Interview-Serie 11 Gespräche geführt. 

Die folgende Abbildung 4-1 zeigt einen tabel-
larischen Überblick über die im Rahmen die-
ser Arbeit durchgeführten Interviews 

 

 Interview-Serie "Gemeinden im Achsenzwischenraum"  

 Herr Besch  Gemeinde Michendorf, Bürgermeister  
 Frau Borgwardt Gemeinde Ahrensdorf, Bürgermeisterin  
 Herr Christ Gemeinde Bergholz-Rehbrücke, Bürgermeister  
 Herr Fiebig Gemeinde Philippsthal, Bürgermeister  
 Herr Huckshold Gemeinde Güterfelde, Bürgermeister  
 Herr Krebs Gemeinde Wildenbruch, Bürgermeister  
 Herr Ling Amt Rehbrücke, Amtsdirektor  
 Herr Oed Amt Michendorf, Bauamtsleiter  
 Frau Plass Gemeinde Fresdorf, Bürgermeisterin  
 Herr Sommerlatte Gemeinde Wilhelmshorst, Bürgermeister  
 Frau Stoof Gemeinde Tremsdorf, Bürgermeisterin  
 Herr Wende Amt Ludwigsfelde Land, Amtsdirektor  
 Herr Zado Amt Rehbrücke, Bauamtsleiter  
 

Interview-Serie "Übergeordnete Planung" *) 
 

 Herr Bahlburg Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg, Pots-
dam 

 

 Herr Knauer Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming, 
Kleinmachnow 

 

 
Interview-Serie "Unabsichtliche Raumordner" 

 

 Herr Golombeck debis Immobilienmanagement, Projektleiter Wohnungs-
bauprojekt "Ahrensdorfer Heide", Berlin 

 

 Herr Heilmann Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie 
(MWMT) Brandenburg, Schwerpunktbereich Ansiedlung, 
Referatsleiter 

 

 Herr Kiera Unternehmensberater für Wirtschaftsförderungen, Nies-
tetal 

 

 Herr Mozigemba Investor "Wohnpark Michendorf", Burgkirchen an der Alz 
(Bayern) 

 

 Herr Wendt Magistrat der Stadt Potsdam, Amt für Wirtschaftsförde-
rung, Amtsleiter 
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 Frau Wernecke Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr 
(MSWV) Brandenburg, Referat Planungsförderung, Refe-
ratsleiterin 

 

 
Interview-Serie "Externe Sachverständige" 

 

 Frau Bauer Institut für Geographische Wissenschaften der FU Berlin, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin 

 

 Herr Doedens Ministerie van Volkshuisvesting, Ruimtelijke Ordening en 
Milieubeheer (Niederländisches Raumordnungs-
ministerium), Rijksplanologische Dienst, Den Haag 

 

 Herr Dr. Gertz Fachgebiet Integrierte Verkehrsplanung der TU Berlin, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter 

 

 Herr Dr. habil. Holz-Rau Büro für Integrierte Planung, Witten-Herdecke, Mitinha-
ber  

 

 Herr Kilian Gemeinde Obertraubling (Bayern), Geschäftsleitender 
Beamter 

 

 Herr Prof. Kutter Fachgebiet Integrierte Verkehrsplanung der TU Berlin, 
Fachgebietsleiter 

 

 Herr Dr. Moosmayer Bundesministerium für Verkehr, Referat Verkehrspoliti-
sche Grundsatzfragen, Bonn  

 

 Herr Dr. Müller Stadt Lahr (Schwarzwald), Oberbürgermeister  
 Herr Prof. Schäfer Planungsbüro Stadt+Dorf, Berlin, Fachbereich Architek-

tur der TU Berlin, Dekan 
 

 Prof. Schöppe Fachbereich Verkehrswesen "Friedrich List" der TU 
Dresden 

 

 Herr Stein Kommunaldata, Berlin, Projektleiter  

 *) Ein vereinbartes Gespräch mit der Bauverwaltung des Kreises Potsdam-Mittelmark 
kam leider nicht zustande. 

 

Abbildung 4-1: Interview-Serien im Überblick                

Ausarbeitung des Interviewleitfadens 

Für die Ausarbeitung des Interviewleitfadens 
für die Gespräche mit Gemeindevertretern 
des Untersuchungsraumes dieser Arbeit wur-
de insbesondere auf die Arbeitshilfe "Inter-
viewtechnik und Codierung von Interviewma-
terial" von WITTKOWSKI zurückgegriffen. An 
dieser Stelle mögen die folgenden Auszüge 
aus dieser sehr anschaulichen Praxisanlei-
tung genügen: 

Für die Anordnung der Fragen im Interview gelten 
Regeln, [...] die unter dem Leitgedanken des 
"Funnel" stehen. "Funneling" bezeichnet eine Ab-
folge von Fragen, die vom Allgemeinen zum Spe-
zifischen fortschreiten. Ein Funnel (Trichter) kann 
darin bestehen, zunächst eine oder mehrere Fra-
gen zu stellen und daran stärker geschlossene 
Fragen anzuschließen. Er kann aber auch nur aus 
offenen Fragen bestehen, wenn der Interviewer in 
ihre Formulierungen Elemente aufnimmt, die vom 
Allgemeinen zum Besonderen fortschreiten. 
[WITTKOWSKI, 1994, S. 35] 

Innerhalb eines jeden Themenkreises werden 
Primärfragen formuliert, die vom Interviewer wort-
getreu zu stellen sind. Sie werden ergänzt durch 
Sekundärfragen, die bei Bedarf gestellt werden 
sollten; maßgeblich dabei ist, inwieweit der Inter-
viewpartner allein aufgrund der Primärfrage er-
schöpfende Aussagen zu dem fraglichen Merkmal 
oder Sachverhalt macht. Sekundärfragen werden 
nicht immer in Form einer Frage, sondern auch 
als Stichwort oder als kurze Bemerkung formu-
liert. [WITTKOWSKI, 1994, S. 34] 

Eine besondere Möglichkeit, trotz sozialer Er-
wünschtheit (Anm.: "Soziale Erwünschtheit" be-
zeichnet eine Antwort, die ein Befragter so formu-
liert, wie er glaubt, dass der Fragesteller sie 
wünscht oder erwartet) oder einer eher ablehnen-
de Haltung des Befragten wahrheitsgemäße Aus-
sagen zu erhalten, besteht in der Verwendung in-
direkter Fragen und sogenannter projektiver Fra-
gen. Bei indirekten Fragen wird die Formulierung 
der Frage anders gewählt als es dem intendierten 
Konzept entspricht. Beispielsweise wird ein Pro-
band nicht direkt nach eigenen Stärken oder 
Schwächen gefragt, sondern um Mutmaßungen 
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darüber gebeten, wie andere ihn einschätzen. [...] 
In ähnlicher Weise wird mit projektiven Fragen 
versucht, Indizien für Sachverhalte zu gewinnen 
statt Auskünfte über den Sachverhalt selbst. Da-
bei wird der Bezug zur Person des Befragten ver-
schleiert, er wird gewissermaßen auf einem Um-
weg angesprochen. So würde man bei einem In-
terview über Motive und Hintergründe von Tö-
tungsdelikten eine fiktiven Mörder einführen und 
alle Fragen auf diese Figur beziehen, nicht aber 
auf den wegen Mordes verurteilten Interviewpart-
ner. [WITTKOWSKI, 1994, S. 33] 

Auf diesen Grundlagen wurde ein Interview-
leitfaden für die Gespräche mit den Gemein-

devertretern (Interview-Serie "Gemeinden im 
Achsenzwischenraum") entwickelt. Nach den 
Erfahrungen der ersten Gespräche wurde er 
in einigen Details noch verfeinert. Seine zu-
letzt bei den Interviews dieser Serie verwen-
dete Version ist in Abbildung 4-2 abgedruckt. 
Für die Gespräche der anderen drei Inter-
view-Serien wurden individuelle Interviewleit-
fäden entwickelt, um den jeweiligen Funktio-
nen bzw. dem besonderen Fachwissen der 
Gesprächspartner gerecht zu werden. 
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 (0) Spielregeln vereinbaren (Beginn: 0:00; Dauer: 5 min) 

- Interview, Dauer max. 60 min. 

- vorbereiteter Fragenkatalog, Ziel ist aber ein Gespräch 

- Hintergrund: Diplomarbeit mit besonderem Interesse an Erfahrungen mit nun fast 10 
Jahren kommunaler Planungshoheit in den NBL 

- Aufzeichnung des Gespräches auf Tonband zur Erleichterung des Gesprächsflusses 
und zur Sicherstellung einer richtigen Wiedergabe des Gesagten. Einverständnis not-
wendig, das auch noch während des Gespräches widerrufen werden kann. 

(1) Attraktivität der Gemeinde (Beginn: 0:05; Dauer: 5 min) 
 

a) Was macht Ihre Gemeinde besonders attraktiv? [nicht definieren, für wen!] 

(2) Allgemeine wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinde seit 1989  
 (Beginn: 0:10; Dauer: 10 min) 

(2.1) Allgemein 

a) Können Sie mir einen Überblick geben über die Entwicklung Ihrer Gemeinde seit 
1989? 

(2.2) Wohnungsbau 

a) In welcher Größenordnung hat es in Ihrer Gemeinde Wohnungsbau seit 1989 gege-
ben. In welcher Form? Wie wurde er genehmigt? 

b) Hat es in der Wohnungsbautätigkeit unterschiedliche Phasen gegeben? 

c) Welches ist die vordringliche Zielgruppe der Erschließungen gewesen? Wer ist letzt-
endlich in die Gemeinde gekommen und woher? 

d) Wie haben Sie Investoren gefunden? (Oder sind die von selbst gekommen?) 

e) Haben Sie als Gemeinde den Investoren besondere Auflagen gestellt? Wenn ja, wel-
cher Form? 

(2.3) Gewerbe 

a) Hat es seit 1989 Neuansiedlungen von Gewerbe in Ihrer Gemeinde gegeben? Welche 
Branchen? 

b) Wie haben Sie Investoren gefunden? (Oder sind die von selbst gekommen?) 

c) Hat es vor 1989 (oder danach) Betriebe in Ihrer Gemeinde gegeben, die den Ort ver-
lassen haben oder in Konkurs gegangen sind? Welche Branchen? 

(2.4) Freizeiteinrichtungen  

a) Haben Sie in Ihrer Gemeinde Freizeiteinrichtungen? Welche davon sind erst in den 
letzten Jahren dazugekommen? 

b)  Falls es Neuansiedlungen gibt, wie haben Sie die Investoren gefunden? (Oder sind 
die von selbst gekommen?) 

c) Haben Sie eine ungefähre Vorstellung vom Einzugsbereich der Freizeiteinrichtungen 
in ihrer Gemeinde? 

(3) Erfahrungen mit Investitionen bzw. Nicht-Investitionen (Beginn: 0:20; Dauer: 5 min) 

a) Wenn Sie zurückdenken an die Projekte, die wir eben zusammengestellt haben: Wel-
che allgemeinen Erfahrungen haben Sie mit Investoren gemacht, die in Ihre Gemein-
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de gekommen sind? 

b) Welche Erfahrungen haben Sie mit Vorleistungen der Gemeinde (Erschließung) bzw. 
mit Folgekosten (Kita, Verkehr, ...) von Ansiedlungen gemacht? Waren diese Aspekte 
in ihrer vollen Tragweite vorher absehbar? 

c) Hat es in der Vergangenheit Projekte gegeben, die letztendlich nicht zustande ge-
kommen sind? Wie weit waren sie zum Zeitpunkt der Aufgabe schon vorangetrieben? 
Weshalb sind sie aufgegeben worden? 

d) Aus der Erfahrung dieser Projekte heraus: Wieviel Macht kann eine Gemeinde wie die 
Ihrige einem Investor entgegensetzen? Wer entscheidet letztlich über Ansiedlungen? 

(4) Politische Zwänge: Nachbargemeinden, Förderungen, Steuerpolitik, allgemein an-
gespannte Wirtschaftslage (Beginn: 0:25; Dauer: 5 min) 

a) Ihre Gemeinde ist ja nicht die einzige, die sich in der Region um Investoren bemüht. 
Wie hat sich seit 1989 vor diesem Hintergrund das Verhältnis zu ihren Nachbarge-
meinden entwickelt? 

b) Konkret: Ihre Nachbargemeinde xy hat ... . Inwiefern betrifft Sie das? 

c)  Woran orientieren Sie die Steuerpolitik Ihrer Gemeinde? Welche Rolle hat das bisher 
gegenüber Investoren gehabt? 

d) Wie erleben Sie persönlich den interkommunalen Wettbewerb? Haben Sie manchmal 
das Gefühl, Ihnen seien die Hände gebunden? 

g)  Wie hat sich die Situation in den letzten Jahren verändert, seit es immer weniger "Ku-
chen zu verteilen" gibt? 

f) Welche Erfahrungen haben Sie im Rückblick mit Förderungen seitens des Landes o-
der des Bundes gemacht? (sowohl in Ihrer wie in den Nachbargemeinden) 

g) Welche mit den verschiedenen Steuervergünstigungen? Aufbau Ost? Wohnungsbau-
förderung? 

(5) Verkehr (Beginn: 0:30; Dauer: 10 min) 

a) Würden Sie sagen, Ihre Gemeinde leide unter Verkehrsproblemen? Welchen? 

b) Haben Sie das Gefühl, dass diese Probleme zunehmen? 

c) Worin sehen Sie die Ursache für diese Probleme / ihre Zunahme? 

d) Hat es in der Vergangenheit in Ihrer Gemeinde oder in den Nachbargemeinden Pro-
jekte gegeben, die mehr Verkehr erzeugt haben als ursprünglich erwartet?  

e) In welchem Zusammenhang stehen für Sie Ansiedlungen und Verkehr? 

(6) Regional- und Landesplanung (Beginn: 0:40; Dauer: 10 min) 

a) Für die Koordination und die Vermeidung von Konflikten im Raum (bspw. des Ver-
kehrs von eben) ist unter anderen die Landesplanung sowie die Regionalplanung zu-
ständig. Was würden Sie von einer guten Landes- bzw. Regionalplanung erwarten? 

b) Wie würden Sie die Zusammenarbeit mit der Landesplanung (GL) bzw. der Regional-
planung (Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming) charakterisieren? 
Können Sie Ihre Einschätzung an Beispielen illustrieren. Welche Rolle spielen dabei 
die Ämter? 

c) Der LEP eV bzw. der Regionalplan Havelland-Fläming weisen Sie als eine Gemeinde 
vom Typ I / II / III aus, d.h. ... Was leiten Sie daraus konkret für Ihre Arbeit ab?  

d) Gemeinden des Typs III sollen in Ihrer Entwicklung auf die sogenannte "Eigenentwick-
lung" beschränkt bleiben. Können Sie mit diesem Begriff etwas anfangen? Wie wür-
den Sie ihn definieren? Entspricht Ihre Gemeinde dieser Definition? 
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(7) Verbesserungsmöglichkeiten und nahe Zukunft  
 (Beginn: 0:50; Dauer: 5 min) 

a) Was müßte Ihrer Meinung nach geschehen, um die Region bzw. die Position Ihrer 
Gemeinde in der Region zu stärken? 

b) Gab es etwas in der zu Ende gehenden Wahlperiode, auf das Sie persönlich beson-
ders stolz sind? 

c) Welches wird in der kommenden Wahlperiode die wichtigste Aufgabe in Ihrer Ge-
meinde werden? Welche im Bereich des Städtebaus / Dorfentwicklung? Welche im 
Bereich Verkehr? 

(8) Eigener Traum für die Gemeinde? (Beginn: 0:55; Dauer: 5 min) 

a) Die Wende liegt nun fast 10 Jahre zurück. Wenn Sie 10 weitere Jahre in die Zukunft 
schauen: Was wäre Ihr ganz persönlicher Traum, Ihre Vision für Ihre Gemeinde in 10-
15 Jahren? 

 

Abbildung 4-2: Interview-Leitfaden für die Interview-Serie "Gemeinden im Achsenzwischenraum" 

 

Auswertung der Interviews 

So die Gesprächsteilnehmer zu Beginn des 
Interviews ihr Einverständnis erklärten, wur-
den die Interviews auf Tonband mitgeschnit-
ten. Die Gespräche der Interview-Serie "Ge-
meinden im Achsenzwischenraum" wurden 
anschließend transkribiert und als Material-
grundlage für die Auswertung verwendet. In 
Fällen, in denen sich die Interviewpartner 
nicht mit einer Tonbandaufnahme einver-
standen erklärten, wurden ihre Aussagen 
während des Gespräches mitgeschrieben 
und anschließend in einem Thesenprotokoll 
zusammengefaßt, das dann ebenfalls als 
Grundlage für die Auswertung zur Verfügung 
stand. Die Tonbandmitschnitte der Interview-
Serien "Übergeordnete Planung", "Unabsicht-
liche Raumordner" und "Externe Sachver-
ständige" wurden nach den Gesprächen e-
benfalls in Thesenprotokolle überführt. Alle 
Tonbandaufnahmen wurden nach ihrer Aus-
wertung gelöscht. 

Für die Auswertung von Interview-Material 
kennen die Sozialwissenschaften unter-
schiedliche Verfahren. Eines der wichtigsten 
Methoden stellt die sogenannte Inhaltsanaly-
se dar [WITTKOWSKI, 1994]. In den letzten 
Jahrzehnten sind eine Reihe von Anpassun-
gen und Überarbeitungen dieser Methodiken 
entwickelt worden, um den besonderen An-
forderungen der jeweiligen Aufgabenstellung 
bezüglich des Materials oder der angestreb-
ten Ergebnisform gerecht zu werden. Er-

wähnt sei als Beispiel an dieser Stelle nur 
das sogenannte "Würzburger Verfahren der 
Codierung von halbstrukturierten Interviews". 

Aufgrund von Methodikanleitungen der ein-
schlägigen Literatur und nach Gesprächen 
mit verschiedenen, im Bereich der Sozialwis-
senschaften tätigen Personen wurde deutlich, 
dass im Rahmen dieser Arbeit eine direkte 
Anwendung eines dieser Verfahren nicht in 
Frage kam. Dafür können insbesondere die 
folgenden Gründe genannt werden: 

• Die Verfahren im Bereich der Inhaltsana-
lyse sind sehr aufwendig. Dies gilt sowohl 
für die Bearbeitungsgeschwindigkeit (zum 
Teil ist von einer Stunde oder mehr pro 
Seite Interviewtranskription die Rede) als 
auch für die Zahl der an der Auswertung 
beteiligten Mitarbeiter. So ist es in quasi 
allen Versionen der Inhaltsanalyse von 
zentraler Bedeutung, dass mehrere Aus-
werter unabhängig voneinander mit genau 
abgestimmten Bewertungsverfahren die 
gleichen Interviewpassagen auswerten 
und diese Auswertungen anschließend 
nach festgelegten Regeln verglichen und 
zusammengefaßt werden. Ziel ist dabei 
insbesondere die Erreichung eines gewis-
sen Grades an objektiver Auswertung des 
Gesagten. Ein solcher Arbeitsaufwand war 
im Rahmen dieses Projektes nicht zu leis-
ten, erschien aber auch nicht unbedingt 
notwendig. 
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• Die Anwendung der Inhaltsanalyse als 
Auswertungsverfahren setzt eine gewisse 
Erfahrung voraus. So wurde von mehreren 
Gesprächspartnern im Bereich der Sozial-
wissenschaft bestätigt, dass hierfür eine 
sachkundige Projektanleitung erforderlich 
ist. 

Aus diesem Grunde wurde ein vereinfachtes 
Auswertungsverfahren entwickelt, dass in 
seinen Arbeitsschritten der Inhaltsanalyse 
vergleichbar ist, jedoch in keiner Weise dem 
wissenschaftlichen Anspruch der Inhaltsana-
lyse genügen kann. Aus diesem Grund soll 
im folgenden der Begriff der "Inhaltsanalyse" 
vermieden werden. 

Das Auswertungsverfahren für die Interview-
Serie "Gemeinden im Achsenzwischenraum" 
besteht aus den folgenden Schritten: 

• Transkription der Interviews der Serie 
"Gemeinden im Achsenzwischenraum" 
bzw. Anfertigung von Thesenprotokollen 

• Systematische Auswertung der Transkrip-
tionen und Thesenprotokolle. Zuordnung 
von Gesprächspassagen ("Zitate") zu ins-
gesamt 55 Themenbereichen 

• Zusammenstellung der Zitate auf 55 The-
menblättern unter Verweis auf die Quell-
gespräche 

• Themenbezogene Formulierung von 
Kernaussagen über den Querschnitt aller 
Gespräche, welche Aussagen zum jewei-
ligen Thema enthalten 

• Bei unterschiedlichen Aussagen zu einem 
Themenkomplex Berücksichtigung der 
Gemeindesituation der jeweils Sprechen-
den (Größe, Lage, Entwicklung vor und 
nach 1989) 

• Auswahl von Zitaten, welche die themen-
spezifischen Kernaussagen der Gemein-
devertreter besonders treffend beschrei-
ben 

• Falls sinnvoll, Visualisierung unterschiedli-
cher Aussagen zu einem Themen (z.B. 
Verkehrssituation) unter Verweis auf die 
jeweilige Gemeindesitutation 

• Grundsätzliche Anonymisierung der Aus-
sagen 

Die Ergebnisse dieser Auswertung sind in 
Kapitel 5 dieser Arbeit dargestellt. Die The-
senprotokolle der anderen drei Interview-
Serien wurden zum Teil den entsprechenden 
Themenblättern zugeordnet und teilweise für 
die Ausarbeitung des Kapitel 6 ("Weiterfüh-
rende Überlegungen") herangezogen. Es ist 
selbstverständlich, dass nicht jede Aussage 
Eingang in den hier vorliegenden Endbericht 
finden konnte. Auf manche Gespräche der 
Abbildung 4-1 wird kein textlicher Bezug ge-
nommen. Dieses beinhaltet keine Wertung 
des in diesen Gesprächen Gesagten, da die 
Grundaussagen als Hintergrundinformation in 
jedem Fall in diesen Endbericht Einzug 
gehalten haben. 
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5 Auswertung der Ge-
spräche 

Vorbemerkungen 

Dieses Kapitel bildet den Hauptteil der vorlie-
genden Arbeit. Aufgrund der Zielsetzung des 
Projektes, einen tieferen Einblick in die Ent-
scheidungslogiken der Gemeinden in Ach-
senzwischenräume zu erhalten sowie ihre 
damit verbundene Wahrnehmung der über-
geordneten Planung zu dokumentieren, stel-
len Zitate aus den Interviews des Projektes 
den Kern dieses Hauptteiles dar. In der 
Hauptsache sollen die Interviewpartner selbst 
zu Wort kommen, wohingegen der Fließtext 
des Endberichtes i.d.R. nur redaktionelle oder 
zusammenfassende Aufgaben übernimmt. 
Eine Ausnahme bilden die Abbildungen, in 
denen versucht wird, die Aussagen von Ge-
meindevertretern an bestimmte Merkmale ih-
re Gemeinde zu knüpfen und auf diese Weise 
zu hinterfragen.  

In der hier vorgestellten Zusammenfassung 
der Interviews wurde versucht, die große An-
zahl von Themenbereichen der Gespräche in 
eine sinnvolle Reihenfolge zu bringen. Diese 
gliedert sich zunächst in zwei Haupt-
abschnitte, von denen der erste (Abschnitte 
5.1) unter dem Titel "Das bestehende Inte-
ressengeflecht" eine Bestandsaufnahme der 
Situation der Gemeinden bildet, wie sie die 
Gemeindevertreter darstellen. Die Titel der 
Unterabschnitte wurden dabei bewußt plaka-
tiv gewählt: 

• 5.1.1 Ausgangssituation 

• 5.1.2 Warum die Gemeinden mehr Ein-
wohner brauchen 

• 5.1.3 Warum der LEP eV die Gemeinden 
dabei so stört 

• 5.1.4 Warum der LEP eV die Gemeinden 
auch grundsätzlich stört 

• 5.1.5 Warum die Gemeinden außerdem 
noch Entwicklung wollen 

• 5.1.6 Was die Investoren wollen 

• 5.1.7 Wie die Gemeinden trotz allem an ih-
re Einwohner kommen 

• 5.1.8 Wie die Gemeinden den Verkehr 
wahrnehmen 

Der zweite Hauptabschnitt (Abschnitte 5.2) 
stellt diese Bestandaufnahme und die darin 
enthaltene Selbstdefinition der Gemeinden in 
den Kontext der planerischen Leitvorstellung 
von verkehrssparsamen Raumstrukturen. 
Durch die weitestgehende Verwendung von 
Zitaten aus den Interviews sollen einerseits 
Umsetzungsprobleme verkehrsvermeidender 
Siedlungskonzepte, aber auch Chancen auf-
gezeigt werden. Dieser zweite Hauptabschnitt 
"Bedeutung der gemeindlichen Wahrneh-
mungen für die Verkehrsvermeidung" gliedert 
sich deshalb nach vier denkbaren Umset-
zungs- und Argumentationsstrategien. 

• 5.2.1 Direkte Argumentation mit der Ver-
kehrsvermeidung 

• 5.2.2 Hinweis auf die Gefahren des 
Wachstums 

• 5.2.3 Regionales Denken 

• 5.2.4 Positivplanungen 

Mit Hilfe der durchgehenden Verwendung 
von Zitaten aus den Gesprächen soll eine 
möglichst große Realitätsnähe erhalten blei-
ben. Im Sinne des Vertrauensschutzes ge-
genüber den Interviewpartnern, die sich zu 
den Gesprächen dieses Projektes bereit er-
klärt haben, wurden alle Personen- und Orts-
namen anonymisiert. Dabei gilt die Grundre-
gel, dass es sich bei "A-Dorf" immer um die 
Gemeinde oder das Amt des Sprechenden 
handelt, während "B-Dorf", "C-Stadt" etc. die 
Nachbargemeinden aus der Sicht des Spre-
chenden bezeichnen. Die Endung "-Stadt" 
gibt einen Hinweis auf eine Typ-I-Gemeinde, 
während Gemeinden vom Typ II oder Typ III 
Namen auf "-Dorf" erhalten. Aufgrund des 
ständigen Bezugs auf die Herkunft des Spre-
chers kann deshalb aus gleichen anonymi-
sierten Ortsnamen nicht auf gleiche Gemein-
den im Untersuchungsgebiet geschlossen 
werden. 

5.1 Das bestehende Interessen-
geflecht 

5.1.1 Ausgangssituation 

Die attraktive Lage  

Quasi alle Gemeindevertreter begründen die 
Attraktivität ihrer Kommune durch die günsti-
ge Lage zu Berlin bzw. Potsdam und der Nä-
he zur Natur. 
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Frage: Was macht denn Ihr Amt attraktiv? 
Antwort: Die Standortnähe zu Berlin, die relativ 
gut ausgebauten Verkehrsadern und die Kombi-
nation, dass man unweit von der Stadt relativ 
dicht an der Natur wohnen kann. Das sind so die 
Eckpunkte. 

Heute ist A-Dorf ja so attraktiv. Sie sind in 10 Mi-
nuten in der Landeshauptstadt. Sie sind in 25 Mi-
nuten bei normaler Verkehrslage auf dem Flugha-
fen oder in der City Berlin, Flughafen Tegel, ggf. 
auch am Brandenburger Tor. Und das ist natürlich 
der elementare Vorsprung. Wir sagen immer 
scherzhaft und ketzerisch, da die Bundeshaupt-
stadt ja nun nach Berlin kommt, wir sind dann das 
Bad Godesberg. 

Ja, was macht uns hier so attraktiv? Abgesehen 
von den Leuten, die hier wohnen, liegt es auch 
daran, dass wir hier eigentlich außer Landschaft, 
gutem Willen und netten Leuten nichts haben, und 
auch nicht haben müssen, weil alles andere stellt 
uns eigentlich das Umland: Wälder, Seen, die 
Entfernung zur Ostsee, die Entfernung nach Sü-
den, wir liegen praktisch mitten drin und können 
von allem dann das nutzen, was wir irgendwie 
brauchen. Ob das nun die Verkaufseinrichtungen 
in der Landeshauptstadt sind oder die kulturellen 
Einrichtungen der Landeshauptstadt oder sogar 
der Bundeshauptstadt. Alles liegt vor der Haustür, 
ist für uns erreichbar und wir werden uns hier also 
kein Riesenkino hinbauen müssen, weil das wäre 
sinnlos, wir haben es ja in 10 Minuten Entfernung. 
Wir werden auch kein Theater haben und viele 
andere Dinge auch nicht, weil wir sie einfach nicht 
brauchen. Wir haben alles zur Verfügung, ohne es 
selbst unbedingt schaffen zu müssen. Das ist na-
türlich attraktiv und spart unheimlich Geld. 

Interessant an diesen spontanen Begründun-
gen der Attrativität ihrer Kommunen durch die 
Gemeindevertreter ist, dass die Landespla-
nung u.a. genau aus diesen Lagevorteilen 
der Umlandgemeinden ihre Eingriffsmöglich-
keiten auf die kommunale Planung rechtfer-
tigt. Aus ihrer Sicht haben die Gemeinden 
diesen Lagevorteil nicht selber geschaffen, 
sondern er ergibt sich aus dem Gesamtsys-
tem der Region. Aus diesem Verständnis 
heraus rechtfertigen gerade diese Erklärun-
gen der Bürgermeister über ihre kommunale 
Attraktivität Dank der "spill over"-Effekte der 
Kernstadt jene Eingriffe der übergeordneten 
Planung, gegen die sie sich - wie die folgen-
den Abschnitte zeigen werden - teilweise 
sehr massiv zur Wehr setzen. 

Hoher Ansieldungsdruck 

Aufgrund der attraktiven Lage zu zwei Haupt-
städten und den landschaftlichen Reizen der 
Umgebung berichten fast alle Gemeinden 

von einem hohen Ansiedlungsdruck mit einer 
entsprechenden Flut von Bauanträgen. 

Also wir haben in jeder Gemeindevertretersitzung 
oder als Pendant in jedem Hauptausschuß zu 
Wohnungs- oder Gesellschaftsbauten oder zum 
Bauwesen grundsätzlich Tagesordnungspunkte. 
In jeder Sitzung. 

Frage: Wie haben Sie denn den Investor gefun-
den?  
Antwort: Das ist auch so eine Art Zufallsgeschich-
te im Grunde. Wir haben eigentlich nie Ausschau 
gehalten nach Wohnungsbau, muß ich dazu sa-
gen. Wir lagen eben einfach gut. 

So, und der Wohnungsbausektor liegt weitestge-
hend auf der privaten Schiene. Wir haben ja nun 
sehr viel Bauernland und die Bauern haben dann 
irgendwann, alle beginnend 1991, an irgendwel-
che Bauträger verkauft und da vollzieht sich suk-
zessive so richtig der Bevölkerungsboom. 

Antwort: Aber 10.000 wird vielleicht eine Größen-
ordnung sein, die wir, ohne dass wir es wollen, 
wahrscheinlich doch irgendwann mal haben wer-
den. 
Frage: Wie viele Einwohner haben Sie zur Zeit? 
Antwort: Na, ein bißchen über 5.000. Aber bei 
3.000 haben wir angefangen. Wir haben in den 
letzten drei Jahren über 2.000 Zuzüge gehabt. Al-
so wir gehen davon aus, wenn der B-Plan fertig 
ist, haben wir uns verdoppelt. 

Das hängt aber mit dem Charakter von A-Dorf zu-
sammen, dass jeder dahin will, wo es schön grün 
ist, wo kein Gewerbe ist, wo man mitten im Wald 
wohnen kann. Da wurden künstlich Grundstücks-
preise nach der Wende sehr hoch getrieben. Die 
waren bei DM 380,- pro Quadratmeter. Völlig un-
vorstellbar. Wir haben uns da beinahe Spandau 
genähert. Das ist völlig irrsinnig. 

Aber, naja ... nun sind aber inzwischen drei, vier 
Jahre ins Land gegangen und die Nachfrage ist 
bei weitem nicht mehr so, wie sie sich vor Zeiten 
einmal darstellte. Also noch vor zwei Jahren hatte 
ich hier keine Sprechstunde, wo wirklich nicht die 
Leute Schlange standen, die alle meinten, also 
wie sieht es denn aus? Ich habe hier was gehört. 
Und kann man hier nicht ...? Und ich würde ja 
gerne mir ein Grundstück hier erwerben und ich 
find das alles so toll ... und wer hat denn hier ...? - 
Es kommt keiner mehr. Also, ich unterstelle mal, 
die, die unbedingt wollen, haben. Und die noch 
gerne möchten, die können nicht aus finanziellen 
Gründen oder aus anderen Erwägungen heraus. 
Also, auf jeden Fall ist die Nachfrage doch nach 
unten gegangen. So ist der Stand. 

Im Grünen wohnen mit direkter Anbin-
dung an die Stadt 
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In den Darstellungen der Gemeindevertreter 
finden sich sehr genau die Wunsch-
vorstellung der Randwanderer wieder, die 
Tucholsky in der ersten Hälfte des Jahr-
hunderts mit den folgenden Worten beschrie-
ben hat. 

Ja, das möchtste,  
eine Villa im Grünen 
mit großer Terrasse 
vorne die Ostsee,  
hinten die Friedrichstraße 
mit schöner Aussicht, 
Aussicht ländlich mondän 
vom Badezimmer  
ist die Zugspitze zu sehen, 
aber abends zum Kino 
hast du es nicht weit 
das Ganze schlicht, voller Bescheidenheit.  

nach Kurt Tucholsky 

Zwar klingt manchmal in Nebensätzen eine 
Ahnung davon an, dass eine solche Wohn-
form in ihrer Summe keinesfalls den Ansprü-
chen einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung entspricht. Direkt ausge-
sprochen werden solche Gedanken aber 
nicht. 

Dann haben wir gleich nebenan eine große Stadt, 
B-Stadt, als Versorgungsstadt sozusagen. Und 
wir haben die Autobahnauf- und -abfahrt. Wir lie-
gen eigentlich relativ günstig. Wir haben kurze 
Verbindungen zu den S-Bahnhöfen [...] Wobei, es 
gibt wunderschöne Ecken hier in A-Dorf. Weil, Sie 
haben sehr viel Grün, enorm viele Bäume, viele 
Wiesen. Ja, Sie können hier morgens die Wild-
schweine äsen sehen auf der Wiese und alles 
mögliche. Also, es ist schon ein Traum, hier zu 
wohnen, muß ich ehrlich sagen. Ich würde hier nie 
wegziehen! [...] [Die hergezogen sind,] das sind 
einfach Leute, die wirklich, nicht weil sie eben 
Baumliebhaber sind ... die wollen ihren Kindern 
was Ruhigeres bieten. Ein ruhiges Dasein, ein gu-
tes Aufwachsen. Das ist es eben. Gut, schade, 
dass es nicht alle können, aber es ist nun mal so. 

Antwort: Der Mensch ist ein Gewohnheitstier. 
Wenn er denn auf dem Dorf wohnt und er immer 
zwei Autos hatte, dann behält er die auch. Und 
dann fährt er auch damit. 
Frage: Gut, aber dann wäre ja die Argumentation 
zu sagen, eben weil er sich daran gewöhnen wird, 
wenn er auf dem Dorf wohnt, soll er erst gar nicht 
dorthin ziehen. Das wäre ja dann das Argument, 
zu sagen, gut, wenn er nach Brandenburg aus 
Berlin rauszieht ... 
Antwort: ... dann muß er in ein Ballungsgebiet 
ziehen. 
Frage: ... dann soll er meinetwegen nach B-Stadt. 
Antwort: Dann kann ich ja auch gleich in Berlin 
wohnen bleiben. Das ist ja der Reiz des Dorfes. 

Das ist ja der Reiz des Dorf, dass ich im Grünen 
wohne, dass ich im Ruhigen wohne und dass die-
se ganze Umweltbelastung nicht da ist. 

Wir wollen hier Wohnen, kein Gewerbe 

Aufgrund der Nähe zu den Arbeitsplatz-
schwerpunkten Potsdam, Berlin und Ludwigs-
felde und des hohen landschaftlichen Wertes 
der Gegend haben sich fast alle befragten 
Gemeinden des Untersuchungsgebietes auf 
Wohnen spezialisiert. Sie sind damit in ihrer 
Mehrzahl nicht dem Wettlauf der branden-
burger Gemeinden um die Ausweisungen von 
Gewerbeflächen gefolgt. Allerdings hat es in 
der Vergangenheit einige wenige, dafür aber 
größere Projekte im Bereich des Gewerbes 
gegeben, die von der Landesplanung nicht 
genehmigt wurden. Trotz dieser Projekte 
spricht sich die Mehrheit der Gemeinden so-
gar bewußt gegen die Ansiedlung von Ge-
werbe aus, da diese als unverträglich mit 
dem Ziel, ein gehobener Wohnstandort zu 
sein, gesehen wird. 

A-Stadt ist ein eindeutiger Wohnstandort. Und da 
kämpfen wir drum. Wir kämpfen nicht um Industrie 
in Größenordnungen, die haben wir durch die 
Bundesstraße schon genug, den Lärm und den 
Verkehr. 

Wir haben ja anteilig schon genug Gewerbe, das 
vor '90 schon vorhanden war. Wir wollen eher ab-
bauen. 

So war war eigentlich die ursprüngliche Idee, dass 
also A-Dorf als Schlafstadt entwickelt wird. Also 
Gewerbe ... von der ursprünglichen Idee her sollte 
das Gewerbe gebündelt werden. Wir haben also 
verschiedene Betrieb hier im Ort. Die sind also 
teilweise in den Wohnlagen mit untergebracht. Es 
gibt die Bestrebungen, die Betriebe auszusiedeln, 
aber das stößt natürlich auf sehr, sehr großen Wi-
derstand, von vielen Seiten eigentlich. 

Wir haben großes Interesse an einem wunder-
schönen und gehobenen Wohnstandort ... anzu-
streben und zu erreichen. [...] Richtige Einfamili-
enhäuser. Wir leben davon oder streben an, dass 
jedes Einfamilienhaus mindestens 800 m2 auf-
weist. Das ist ein Beschluß der Gemeindevertre-
tung. 

So sinnvoll es aus Sicht einer verkehrsspar-
samen Raumstruktur sein kann, kein neues 
Gewerbe in den Achsenzwischenräumen an-
zusiedeln, so sehr führt andererseits das 
Bestreben der Gemeinden im Untersu-
chungsgebiet hin zu einem eher monofunkti-
onalen Wohnstandort - gekoppelt mit ihrer 
eindeutigen Intention massiv zu wachsen - zu 
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einer Entmischung, die letztendlich mehr 
Verkehr erzeugt. 

Wer ist hergezogen? 

Fast alle Wohnungsbauprojekte in den be-
fragten Gemeinden werden durch private In-
vestoren durchgeführt, die dementsprechend 
auch für die Vermietung oder den Verkauf der 
Wohnungen zuständig sind. Auf die Frage, 
wo Hinzuziehende vorher gewohnt haben, 
wurden von den Gemeindevertreter u.a. die 
folgenden Einschätzung abgegeben. 

Da ist vielleicht ein Viertel A-Dorfer, die hingezo-
gen sind, die umgezogen sind. Dann sind es zwei 
Viertel aus der Platte aus Potsdam und aus der 
weiteren Umgebung aus dem Amtsbereich und 
ein Drittel sind Eigentumswohnungen, wo teilwei-
se welche, die hier jetzt in Berlin beruflich tätig 
sind, hingezogen sind oder auch Ärzte oder Apo-
theker, höhere Beamte, die Eigentumswohnungen 
geschaffen haben für die Mutter, was weiß ich, die 
ihr Rentendasein ... das ist so der Durchschnitt. 

Frage: Haben Sie ein Gefühl dafür, wo die Leute 
herkommen, die hierher gezogen sind? 
Antwort: Querbeet. Es ist ein ziemlicher Teil Berli-
ner dabei. Es ist aber auch ein ziemlicher Teil aus 
dem Bereich NRW, Niedersachsen, ein paar Bay-
ern sind auch dabei. [...] Ein Teil arbeitet in Berlin, 
ein Teil in Potsdam, ein Teil ist selbständig, ent-
weder ein kleines Unternehmen oder ein kleines 
Reisebüro oder ein Service für alles mögliche ... 
ein Teil zieht zu, bedingt dadurch, dass die Fir-
men herkommen bzw. die Firmen anfangen zu 
bauen und sagen: In einem Jahr machen wir den 
Standort auf und dann kannst du dich entschei-
den, ob du nun mitkommst an den Standort oder 
nicht und dann erst quer durch Berlin fahren 
mußt. Und die sagen dann, ich nehme mir lieber 
hier eine Wohnung oder ein Häuschen, je nach-
dem, wie sich das finanziell darstellt, ist das sicher 
auch einer der auslösenden Faktoren: die Nähe 
zur Arbeit einfach. 

Kommunale Aufbruchstimmung nach dem 
Mauerfall 

Quasi alle Aussagen, Wertungen und Wahr-
nehmungen der befragten Gemeindevertreter 
stehen noch in starkem Maße unter dem Ein-
druck der großen Weite kommunaler (Pla-
nungs-)Möglichkeiten, die sich mit dem Mau-
erfall, der deutschen Vereinigung und dem 
Wiedererlangen der kommunalen Planungs-
hoheit insbesondere Anfang der 90er Jahre 
für die Gemeinden darstellte. Da in den ers-
ten Jahren die übergeordnete Planung nur 
sehr bedingt arbeitsfähig war, andererseits in 
den Kommunen aber eine regelrechte Pla-
nungseuphorie einsetzte, werden vor diesem 

Hintergrund alle heutigen Einschränkungen 
sehr viel bewußter als vielleicht in Gemein-
den der alten Bundesländer wahrgenommen. 
Als ein Stimmungsbild mag die Erzählung ei-
nes Bürgermeisters aus einer eher kleineren 
Gemeinde des Untersuchungsraumes genü-
gen: 

Wir haben einfach gesagt, so wie es in dieser 
Aufbruchsstimmung kurz nach der Wende fast je-
des Dorf, nehme ich mal an, gemacht hat: Was 
machen wir denn überhaupt? Jetzt können wir ja! 
Jetzt entwickeln wir uns mal! Und die kommunale 
Hoheit ist ja da und die Kommunalverfassung ist 
ja auch zugesichert. Die Planungshoheit haben 
wir eh. Also, nun machen wir mal los! Und dann 
gab es ja diese Konzeption zur Flächennutzung 
und was man nicht alles vorhat ... bis wir dann 
doch in die Schranken gewiesen wurden und man 
gesagt hat: so geht es ja nicht. Wir müssen 
erstmal sehen, was überhaupt genehmigungsfä-
hig ist. Und dieses Plangebiet hier ist letztendlich 
ein Kompromiß geworden aus den vielen Vorstel-
lungen, die wir hatten. 

Ehrenamtliche Kommunalpolitik in den 
Gemeinden 

Sowohl den Investoren wie auch der überge-
ordneten Planung sitzen in den Gemeinden 
ehrenamtliche Gemeindevertreter und Bür-
germeister gegenüber. Zwar wurden inzwi-
schen durch die Ämterbildung viele Routine-
aufgaben der Verwaltung auf eine hauptamt-
liche Verwaltungsebene verlagert, die eigent-
liche Planungshoheit liegt aber nach wie vor 
bei den ehrenamtlichen Gemeindevertretun-
gen. Hier zeigen sich sehr unterschiedliche 
Situationen in den Gemeinden. In vielen Fäl-
len setzt die Doppelbelastung durch Beruf 
und Bürgermeisteramt dem Handlungsspiel-
raum natürliche Grenzen. Manche Bürger-
meister berichten von Eigeninitiative in Form 
von Seminarteilnahmen zur Weiterbildung, 
z.B. im Bereich des Planungsrechts an der 
FU Berlin. Während in der einen Gemeinde 
Investoren von der Begeisterungsfähigkeit 
ehrenamtlicher Gemeindevertreter berichten, 
die für ein  Projekt "Feuer gefangen" haben 
und in ihrer Freizeit zentimerdicke Planungs- 
und Antragsdokumente studieren, klagen die 
Bürgermeister in anderen Kommunen über 
die Schwierigkeit, überhaupt Bürger für die 
Mitarbeit zu gewinnen. 

Einige, die in der Gemeindevertretung waren, 
steigen aus. Der Termin [der Kommunalwahl] ist 
ja nun noch ein bißchen hin. Ich hoffe ja, dass wir 
dann wieder unsere Gemeindevertretung zusam-
men kriegen. Denn das wäre natürlich traurig. Mir 
persönlich ist das immer egal, wer in der Gemein-
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devertretung ist. Ich habe mir auch schon von ei-
nem Älteren sagen lassen: Na, Du hast doch ge-
sagt, du willst Jüngere haben. Na, ich habe ge-
sagt, dass wir auch sehen müssen, dass wir jün-
gere Leute auch mit rein kriegen, denn die Inte-
ressen der Jüngeren müssen doch genauso ver-
treten werden. Das hat doch keinen Sinn, wenn 
wir ab 55 da alle sitzen. Was soll das? Es müssen 
doch alle Gruppen vertreten sein. Und das ist 
dann ... allein sowas, da sind sie dann schon pi-
kiert. Ach, mach doch deinen Dreck selber. Also, 
das kann es doch nicht sein. 

Wir haben hier also, was die Gemeindevertretung 
anbelangt, keine Fraktionen, wir haben keine Par-
teien, wir haben als einfach nur Bürger, die gesagt 
haben, o.k., wenn wir es nicht machen, wer soll es 
sonst machen? Wenn kein anderer bereit ist, 
dann spannen wir uns ein bißchen vor den Kar-
ren, um hier das gesellschaftliche Leben weitest-
gehend in Gange zu halten. Mehr ist es ja eigent-
lich nicht. Ich mache es aus ähnlichen Gründen. 
Und ich war damals, wie nannte sich das, Ge-
meindevertretervorsteher. Bloß, wir hatten keinen 
Bürgermeister und es wollte keiner machen und 
es war auch kein Kandidat da. Ich habe es dann 
übernommen, weil einfach eine Kommune ohne 
Bürgermeister nicht sein darf. 

5.1.2 Warum die Gemeinden mehr 
Einwohner brauchen 

Der Wunsch zu wachsen ist in den meisten 
Gemeinden vorhanden. Er nimmt in vielen 
Fällen sogar eine so zentrale Rolle in der 
Gemeindepolitik ein, dass er häufig von den 
Gemeindevertretern selbst in die Diskussion 
eingebracht wurde, bevor die entsprechen-
den Fragen des Interview-Leitfadens erreicht 
waren. Insbesondere aus wirtschaftlichen 
Überlegungen heraus spielt die Einwohner-
zahl eine ungemein wichtige Rolle. Sie wird 
von einer Vielzahl der Bürgermeister quasi 
als die kritische Variable für die Zukunft ihrer 
Gemeinde angesehen. "Kritische Variable" 
meint in diesem Zusammenhang, dass die 
Entscheidungslogiken kommunaler Problem-
stellungen aus unterschiedlichen Blickwinkeln 
immer wieder auf diese Bestimmungsgröße 
zurückkommen. Einige dieser Blickwinkel sol-
len im folgenden in Zitaten dargestellt wer-
den. 

Man muß wachsen, damit sich Einrich-
tungen der sozialen Infrastruktur, die man 
noch nicht hat, rechnen 

In der Gemeinde wird ein Mangel an Versor-
gung festgestellt und politsch artikuliert. Da-
bei kann es sich je nach Ausgangsgröße der 
Gemeinden um einen fehlenden Arzt, eine 

Apotheke, einen Laden, eine Kita, eine Schu-
le oder einen Supermarkt handeln. Auch 
kann die bestehende Versorgung als nicht 
ausreichend empfunden werden, und z.B. 
noch ein Laden in einer anderen Preisklasse 
gewünscht werden. Alle diese Versorgungs-
einrichtungen haben eine gemeinsame Ei-
genschaft: Sie brauchen eine gewisse Min-
destgröße an Einzugsgebiet. Da diese Min-
destgrößen aufgrund der Konzentrationspro-
zesse in der Wirtschaft eher wachsen und die 
Nachbargemeinden ähnliche Ambitionen be-
sitzen, bleibt den Gemeinden nur der Weg 
über die Vergrößerung der eigenen Einwoh-
nerzahl, um ihre Wünsche zu erfüllen. 

Wir müßten mal ordentliches Spielplatzgerät ha-
ben, denn so einfach finanzieren können wir das 
nicht, da sind wir auch immer dann angewiesen 
auf Fördermittel. Denn wir haben leider hier im Ort 
niemanden, wo wir auf Sponsoren zurückgreifen 
können, so wie es B-Dorf hat. Das ist dann natür-
lich schon immer recht schwierig. Selbst jede klei-
ne Veranstaltung ist für uns schwierig. 

Ja, wir wollten eigentlich relativ viel tun, bißchen 
blauäugig auch, haben wir gesagt: Naja, das ist 
natürlich ganz schön. Die Attraktivität für potentiel-
le Gewerbetreibende, die steigt natürlich auch mit 
den Einwohnern. Wir sagen mal, wir sind nicht 
mehr 170, sondern vielleicht 270 oder mal 300 
Einwohner. Dann lohnt sich eine Arztpraxis. Dann 
lohnt sich vielleicht mal dieses oder jenes. Dann 
läßt sich das auch rechnen. Das waren eigentlich 
unsere Grundgedanken. 

Alles in allem zusammen verfügt der Ort zur Zeit 
über 1.555 Einwohner. Sehr wenig Infrastruktur. 
[...] In A-Dorf haben wir einen Fleischer, der sich 
so recht und schlecht über die Bühne bringt, und 
einen Bäcker. Der Bäcker ist eine Außenstelle von 
einer Bäckerei in B-Stadt, die auch sagt, naja, es 
geht gerade so. Wir haben uns mal mit Fachleu-
ten darüber unterhalten. Die haben gesagt, es gibt 
in dieser Branche ganz eindeutige Zahlen: Min-
destens 2.500 Einwohner, dann haben Sie eine 
Chance, einen Versorgungsbetrieb, einen Dienst-
leistungsbetrieb herzukriegen. Egal was. Unter 
dem, so 2.500 - 3.000 Einwohner, rechnet sich 
das nicht. Und damit ist der Knackpunkt genannt. 
Wenn man A-Dorf nicht, wie auch immer, eine 
bessere Entwicklung zubilligt, wird es der Ort sehr 
schwer haben, für die Einwohner hier die Infra-
struktur zu verbessern und Dienstleistungsbetrie-
be, wie auch immer, hierher zu bekommen. Wie 
lange der Fleischer noch sein wird, weiß ich nicht. 
Das ist ein Einheimischer. Da denke ich mal, des-
halb wird er uns erhalten bleiben. Der Bäcker, der 
sagt, solange, wie es sich noch rechnet, das 
heißt, er das Geld einspielt, was seine Verkaufs-
kraft da kostet, wird er es noch lassen. Sollte er 
mal umziehen müssen, einen anderen Raum ha-
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ben, mit einer höheren Miete oder wie auch im-
mer, dann wird er wahrscheinlich auch den Laden 
zumachen. Das ist an und für sich so das Haupt-
problem. 

Man muss wachsen, damit man Einrich-
tungen der sozialen Infrastruktur, die man 
schon hat, halten kann 

Nicht nur für soziale Infrastruktur, die eine 
Gemeinde gerne in ihrer Gemarkung ansie-
deln würde, braucht sie i.d.R. mehr Einwoh-
ner. Auch die bereits vorhandene Infrastruk-
tur muß durch ein ständiges Einwohner-
wachstum gegen die Zentralisierungsten-
denzen der Wirtschaft, die - nebenbei be-
merkt - nicht zuletzt durch geringe Transport-
kosten entstehen, und gegen die konkurrie-
renden Ansiedlungen der Nachbargemeinden 
gesichert werden. 

Oder nehmen Sie mal die Schulentwicklungspla-
nung. B-Stadt plant eine zweizügige Grundschule. 
C-Dorf hat eine Grundschule neugebaut. Das sind 
Objekte, die aber amtsverwaltet werden. Die 
Grundschule in A-Dorf ist in der Verantwortung 
der Gemeinde geblieben. Wir werden sie auch 
nicht aus den Händen der Gemeinde entlassen, 
erstens, weil wir ja auch Geld reingesteckt haben, 
und zweitens, weil wir befürchten, wenn wir sie ins 
Amt geben, würde die Grundschule in A-Dorf zu-
gemacht. Das würde natürlich dem Charakter von 
A-Dorf, der alles anbietet, völlig entgegen stehen. 
Und wir haben auch in der Bevölkerungszahl 
erstmalig in diesem Jahr richtig Schwierigkeiten 
gehabt, eine neue erste Klasse aufzumachen. 
Das wird sich in den kommenden Jahren wieder 
relativieren, weil wir ja Zugezogene haben bzw. 
wieder mehr Kinder geboren wurden. Aber das 
war ein richtiges Problem. Die hätte von amtswe-
gen schon zugemacht werden können. [...] Ja, nur 
wir werden niemals eine zweizügige Grundschule 
machen können. Und wenn wir von der Bevölke-
rungszahl auf 3.000 wachsen, gehe ich mal davon 
aus, dass auch viele jüngere Familien reinziehen, 
die wieder Kinder kriegen wollen. 

Man will bewußt, dass A-Stadt, zumindestens so-
weit der Kreis seine Möglichkeiten da ausschöpft, 
sich nicht entwickelt. Vielleicht auch aus der Sicht, 
dass B-Stadt z.B. auch Handlungs- und Sied-
lungsschwerpunkt ist, und B-Stadt natürlich ein 
Gymnasium hat und A-Stadt auch. A-Stadt hat 
wohl, ich weiß nicht ob im Land ... zumindest im 
Kreis und darüber hinaus ist es mit 3.000 Einwoh-
nern die kleinste Gemeinde, die selbst Träger ei-
nes Gymnasiums ist. 

Man muss wachsen, damit man eine 
attraktive Zentralörtlichkeit zugewiesen 
bekommt 

Gerade im Bereich der sozialen Infrastruktur 
spielen Ausweisungen der Zentralörtlichkeit 
eine große Rolle, da sie die Grundlage vieler 
Mittelvergaben höherer Ebenen (Kreis, Land) 
sind. Ist eine gewünscht Infrastruktur auf-
grund der eigenen Einstufung im Schema der 
Zentralen Orte nicht möglich, so kann dies 
aus Sicht der Gemeinde als Aufforderung in-
terpretiert werden, entsprechende Einwoh-
nerzuwächse zu realisieren, welche die an-
gestrebte Zentralörtlichkeit über den - dann 
veränderten - Status-Quo erzwingen. 

Das ist auch so, dass die Regionale Planungs-
gruppe [...], die verantwortlich zeichnet für Pots-
dam-Mittelmark und für Havelland uns als A-Stadt 
als Kleinzentrum eingeordnet haben, obwohl die 
Kriterien eines Grundzentrums eindeutig gegeben 
sind. Die haben, wie schon gesagt, diese Einwoh-
nerzahl von 2.500 mit dem Stichtag Ende '93 oder 
so was ... obwohl sie wissen, dass als sie den 
Regionalplan dann beschlossen haben in den ein-
zelnen Kreisen, A-Stadt schon ... da haben dann 
wohl noch 100 an 3.000 gefehlt, das war das ein-
zige Kriterium, das nicht erfüllt war. [...] Und wird 
dann zu guter Letzt überlegt, vielleicht ein Gymna-
sium schließen zu müssen [...], dann bietet es 
sich natürlich an, dass ein Kleinzentrum zuerst 
geschlossen wird und kein Grundzentrum ... und 
deshalb ist A-Stadt da in vielen Dingen immer ein 
bißchen hinten dran. 

Man muss wachsen, um den allgemeinen 
Gemeindehaushalt zu finanzieren 

Gemeinden haben gewisse Pflichtaufgaben 
aus ihrem Haushalt zu finanzieren. Darüber 
hinaus können sie sogenannte "freiwillige 
kommunale Aufgaben" übernehmen, für die 
aber entsprechende Haushaltsmittel zur Ver-
fügung stehen müssen. Gerade bei Aufga-
ben, deren Kosten nur unterproportional mit 
der Einwohnerzahl zu steigen scheinen, ist 
eine Finanzierung per Einwohnerwachstum 
attraktiv für die Kommunen. 

Die Pflichtaufgaben sind für die kleinen Kommu-
nen genauso wie für die großen Kommunen. Jetzt 
frage ich mich oftmals besorgt, wie soll denn so 
eine Kommune wie wir, wie sollen wir denn unse-
re Pfichtaufgaben überhaupt erfüllen können fi-
nanziell? Wir haben Einnahmen, kann man fast 
sagen, Null. Wir sind auf die Schlüsselzuweisun-
gen, Investitionspauschale, was es möglicherwei-
se mal gibt, sind wir angewiesen. Wir haben also 
... Tafelsilber, wie man das so schön bezeichnet, 
haben wir nicht. Wir haben also nichts zu veräu-
ßern. Kommunale Flächen gibt es nicht, wo man 
sagen könnte, wir verkaufen jedes Jahr ein Stück. 
Und die kommunalen Flächen, die wir haben, die 
sind im Wassereinzugsgebiet, also vollkommen 
uninteressant. Die wären auch nicht zu verkaufen, 
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selbst wenn man es wollte. Das geht also nicht. 
Wir haben also in dem Sinne kein produzierendes 
Gewerbe in unserem Ort. Wir haben ein paar 
Gaststätten, aber die werfen von der Gewerbe-
steuer her Null ab. Na klar, jeder, der eine Mark 
Gewinn macht, wird sie investieren. Da kauft er 
sich lieber ein Auto, als dass er der Gemeinde 
das Geld gibt. Das ist einfach so. Das heißt also, 
hier vergißt man einfach, dass ja auch die Kinder, 
die bei uns wohnen, in die Schule gehen müssen 
und wir die Schulumlage bezahlen, und wir die 
Umlage zahlen, damit der Bus fährt, der die Kin-
der abholt, und und und ... Und eine Rentner-
weihnachtsfeier wollen wir unter dem Strich ja 
auch noch machen. Das ist also sehr schwierig. 
Und hier fragt man sich oftmals, wie soll denn das 
werden? Wie sollen die kleinen Gemeinden dann 
ihre Pflichtaufgaben überhaupt erfüllen? Das ist 
problematisch. 

Sie brauchen ja auch eine gewisse Einwohnerzahl 
bei so einer riesigen Fläche, um ihren Pflichten 
nachzukommen, ihren pflichtigen Aufgaben. Man 
lebt ja letzten Endes von der Einkommenssteuer. 
Das geht ja immer wieder dahin. Der Ort A-Dorf, 
von der Fläche her gesehen, ist 18,4 km2 groß. 
Das ist die größte Gemeinde, B-Stadt ist kleiner, 
[...] C-Stadt ist kleiner [...]. Da haben sie riesige 
pflichtige Aufgaben. Und wo wollen Sie das Geld 
hernehmen? Das ist das nächste Argument. Also, 
Sie brauchen, um den Ort zu erhalten und um die 
Attraktivität zu erhalten schon ein gewisses Ein-
wohnerpotential, um ein gewisses Einkommen zu 
haben. 

Wir setzen auch auf Einwohnerzuwachs, muß ich 
ganz deutlich sagen, weil damit auch die Finanz-
kraft der Gemeinde er höht wird. [...] Wir setzen 
aber nicht auf Teufel komm raus, unter Aufgabe 
des Charakters der Gemeinde, auf Einwohnerzu-
wachs. Es ist etwas anderes, wenn ich auf der 
grünen Wiese bauen kann. Wir haben keine grüne 
Wiese. Wir haben nur Wald. Und die Ortsgrenzen, 
das sagt die Regionalplanung eindeutig aus, zu 
angrenzenden Gemeinden sind als Waldcharakter 
zu erhalten. Also wir gehen nicht nach außen, wie 
es andere Gemeinden machen können. 

Man muss wachsen, um den ostdeutschen 
Nachholbedarf an technischer Infrastruk-
tur zu finanzieren 

Viele Gemeinden argumentieren, dass der 
Nachholbedarf an technischer Infrastruktur in 
den neuen Bundesländern so gewaltig sei, 
dass er i.d.R. weder aus den kommunalen 
Kassen zu finanzieren wäre, noch die An-
wohner die sonst entstehenden Erschlie-
ßungsbeiträge tragen könnten. Aus diesem 
Grunde wären die Gemeinden auf Projekte 
externer Investoren angewiesen, da diese 
über Vorhaben- und Erschließungspläne, Be-
bauungspläne oder Städtebauliche Verträge 

zur Finanzierung der Infrastruktur mit heran-
gezogen werden könnten. Gleichzeitig ver-
besserten die Neubauten die Rentabilität der 
zu finanzierenden Infrastruktur durch zusätz-
liche Nutzer. Unabhängig von der Lage der 
Gemeinden im Raum - und damit der ihnen 
zugewiesenen Rollen raumordnerischer Kon-
zepte - ergäbe sich vor diesem Hintergrund 
ein existentielles Interesse der Gemeinden an 
entsprechenden Wohnungsbauprojekten. 

Nun haben wir auch genauso wie in allen anderen 
Ecken unsere Wasser-Abwasser-Zweckverbände 
und haben letztendlich unsere gesamten Investo-
ren dahin gebracht, dass sie sämtliche Wasser- 
und Abwasseranlagen für die Gebiete und die 
Übergabebereiche auf ihre Kosten gebaut haben 
und letztendlich der Gemeinde bzw. dem Wasser-
verband kostenlos übergeben haben und dadurch 
natürlich eine Hundert zur anderen Hundert an 
Verbrauchern dran sind, die dann mit Preisen le-
ben, die im Prinzip für die nächsten 10 Jahre fest-
geschrieben sind. Und wenn dass irgendwo bei 
DM 4,60 für einen Kubikmeter Abwasser und DM 
2,30 für einen Kubikmeter Wasser ... und auch 
diese Geschichten sind einfach auch eine Grund-
lage, wonach sich die Leute orientieren. 

Eine besondere Rolle spielen dabei die für 
das Untersuchungsgebiet typischen Klein-
siedlungsgebiete, deren Planung aus den 
20er Jahren stammt. Diese Gebiete, als Wo-
chenendsiedlung für Berliner bzw. als erste 
Ansieldung für Menschen aus den verlustigen 
Gebieten des Deutschen Reiches nach dem 
1. Weltkrieg angelegt, wurden durch die 
Kriegswirren und die DDR-Planungskultur 
nicht in der ursprüchlichen Form realisiert. So 
zeichnen sie sich einerseits durch die Größe 
der Parzellen (1.000 - 2.500 m2), die häufig 
kleinen Gebäude sowie die i.d.R. fehlende 
stadttechnische Erschließung aus. Anderer-
seits sind durch die abgebrochene Entwick-
lung viele Parzellen unbebaut, so dass die e-
xistierenden Gebäude oft weit auseinander 
stehen. Während die Gemeinden diese Sied-
lungen - nicht zuletzt mit Blick auf den Fi-
nanzbedarf für eine stadttechnische Erschlie-
ßung - als Innenbereich sehen und entspre-
chend von "Nachverdichtung" sprechen, zählt 
die Landesplanung diese Gebiete zum Au-
ßenbereich; dies nicht zuletzt, um zu verhin-
dern, dass es in diesen Siedlungen zu einer 
Vervielfachung der Einwohnerzahlen - an 
raumordnerisch nicht gewollten Stellen - 
kommt. 

Hier der Plan vielleicht mal: Interessant ist die 
Zahl 1913, als Entwurfsplanung gemacht. Das ist 
alles schon mal geplant gewesen. Das ist also 
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nichts von uns hier künstlich oder nachträglich 
aufgepfropft oder erfunden worden. Fakt ist eines 
sicherlich, dass diese Entwicklung in diesem Be-
reich [abgebrochen ist]. Da hat sicherlich die Re-
zession der 30er Jahre und der Krieg in den 40er 
Jahren dafür gesorgt, dass da nicht weitergebaut 
wurde. Sonst wäre das auch schon längst erledigt 
gewesen. Und danach ist es nicht betrieben wor-
den. Und wir haben es jetzt wieder aufgegriffen 
[...]. 

Wenn jetzt Gemeinden, die wirklich ländlichen 
Charakter haben, wie B-Dorf ... wo ich wirklich 
sage, das sind so teilweise auch Einzelgehöfte, 
zwischendrin mal 50 m nichts bevor der nächste 
kommt. [...] Aber ich muß ja diese Entfernung ü-
berbrücken. Das läßt sich wirtschaftlich nicht 
nachweisen. Wenn ich jetzt sage, ich habe einen 
Investor, der setzt mir da drei Einfamilienhäuser 
dazwischen und da wohnen noch recht viel Leute 
drin hoffentlich und vielleicht sogar noch zweistö-
ckig, da wohnen noch zwei Parteien drin, dann 
läßt sich das wirtschaftlich erst mal ganz gut un-
tersetzen. Und das ist eigentlich der Grund, wa-
rum viele sagen, ohne Investor ist nicht. 

A-Dorf hat ja teilweise auch Siedlungscharakter, 
wir haben ja hier die Siedlung Unter-A und Ober-A 
und die hat man uns leider zum Außenbereich er-
klärt und dort wäre es durchaus möglich, eine Lü-
ckenbebauung in Größenordnungen vorzuneh-
men, um das zu verdichten, aber ... und dort woh-
nen 40% unserer Einwohner. Und deshalb ist der 
Außenbereich ein ganz großer Quatsch, die Ge-
meinde wehrt sich immer wieder dagegen, aber 
die Siedlungsstrukturen sind in den 20er Jahren 
entstanden und wir kommen mit vielen kommuna-
len Dingen gar nicht weiter, sprich Abwasser und 
andere Sachen, auch Straßenbau, weil man die 
Lückenbebauung nicht genehmigt. Und vor allem 
darf man nicht vergessen, die Gemeinde hat dort 
auch sehr viele Grundstücke, die wir gerne ver-
kaufen möchten, um weitere Aufgaben kommuna-
ler Art in Angriff zu nehmen. 

Den Investor zur Kasse bitten 

Die Möglichkeit, sich durch einen Wohnungs-
bauinvestor bestimmte Projekte finanzieren 
zu lassen, ist nicht nur im Bereich der techni-
schen Infrastruktur von besonderem Reiz für 
die Kommunen. 

Jeder Bebauungsplan hat auch insoweit dann ei-
nen Strukturplan mit zu beinhalten, wo wir die In-
vestoren dann auch - ich sag mal mit Anführungs-
strichen - "ein bißchen zur Kasse bitten". Wenn da 
Zuzüge sind und das Gymnasium oder die 
Grundschule zu erweitern ist, oder die Kita, dann 
muß ja das Geld dafür auch irgendwo herkom-
men. Mit den knappen Kassen eines Gemeinde-
haushaltes alleine ist das nicht zu machen. 

Antwort: Das heißt, die [Investoren] mußten eine 
Schilfrohrkläranlage bauen, weil wir keine Ent-
wässerung hatten. Wir haben alle unsere Heim-
gruben gehabt, unsere Hausgruben, und da muß-
te einfach eine Kläranlage gebaut werden, weil so 
ein großes Wohngebiet entsorgt werden muß. 
Frage: Nur für das neue Wohngebiet oder hängt 
da inzwischen das ganze Dorf dran? 
Antwort: Das ganze Dorf ist angeschlossen. Also 
die Gemeinde hat dadurch eine sehr günstige Er-
schließung bekommen. Das heißt, der Investor 
hat die Kläranlage bezahlt, die Gemeinde durfte 
sich anschließen. 

Aber ansonsten, für die großen Bauvorhaben sind 
grundsätzlich Erschließungsverträge abgeschlos-
sen worden, wo der Investor sich verpflichtet hat, 
zumindest den 10%igen Eigenanteil der Gemein-
de zu tragen, so dass also auch da die Gemeinde 
relativ kostenfrei hervorgegangen ist. Relativ sage 
ich deshalb, weil es momentan noch Probleme 
gibt mit der Durchsetzung der Verträge. 

Na, wir haben das eigentlich nicht so erlebt, dass 
der Aufbau Ost so gezielt bei uns in der Gemein-
de ankam. Klar, die Städtebauförderung seit vori-
gem Jahr, aber ansonsten haben wir grundsätz-
lich auf Mittel des GFG zurückgreifen müssen. 
Andere Mittel standen ja für uns nicht zur Verfü-
gung. Es sei denn, wir haben bei den Investoren 
selbst was erreicht. 

Gegenbeispiele bestätigen eher die Ein-
stellung der Gemeinden 

Nicht alle Gemeinden des Untersuchungs-
raumes haben am Zuzug in das Untersu-
chungsgebiet partizipiert. In einigen Kommu-
nen sind kaum Häuser gebaut worden. Auf 
die Frage nach den Gründen erhält man ein 
differenziertes Bild. So war in einer Gemein-
de kein Bedarf an stadttechnischer Nachrüs-
tung, so dass entsprechend auch kein Finan-
zierungsbedarf dafür sprach, nach einem In-
vestor zu suchen. 

In naher Zukunft wird es bei uns kein Abwasser-
system geben, weil die Gemeinde doch zu klein 
und zu abgelegen ist. Eine eigene Trinkwasser-
versorgung haben wir noch aus DDR-Zeiten. So-
mit stehen in dem Sinne keine großen Infrastruk-
turausgaben für die Gemeinde an. 

In einem anderen Fall wurde die Gemeinde 
an die Wasserversorgung angeschlossen. 
Mangels anderer Finanzierungsquellen wur-
den die damit verbundenen Kosten letzten 
Endes auf die Einwohner umgelegt.  

 
Frage: Sie haben Wasser verlegt. Das überrascht 
natürlich schon erstmal für eine so kleine Ge-
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meinde ohne Neubauten. Wie haben Sie das fi-
nanzieren können? 
Antwort: Das haben wir ganz schlimm finanziert, 
eigentlich. [...] Also, irgendwo müssen wir das 
Wasser herholen, und da haben wir uns von B-
Stadt Wasser geholt und haben da DM 1,7 Millio-
nen ausgegeben. Die wir nicht hatten. Fördermit-
tel beantragt, das war 1992. Also, Fördermittel 
beantragt, die zum Teil auch genehmigt wurden, 
und und und ... und haben eigentlich im Vorfeld 
mit der damaligen Potsdamer PWA einen Be-
triebsführungsvertrag geschlossen, d.h. dass wir 
als Kommune die Trinkwasserleitung realisieren, 
wir letztendlich auch als Schuldner auftreten ge-
genüber der Bank, aber mit der Realisierung wir 
die Betriebsführung an die PWA übergeben. Die 
können also kostenlos die Leitung nutzen, den A-
Dorfern Wasser verkaufen und man sagt, Ab-
schreibungszeitraum 50 Jahre. Also in dieser Zeit 
hätte sich die Trinkwasserleitung dreimal amorti-
siert. Wäre also auch für die PWA interessant ge-
wesen. Zumal es ja eine neue Leitung ist. Mit der 
Maßgabe, irgendwann mal den Ring zu schließen, 
deshalb hat man das Ding auch gleich schon so 
dimensioniert, dass man nach B-Dorf oder C-Dorf 
hätte den Ring schließen können ... aber zu die-
sem Zeitpunkt wußte keiner, dass ein halbes Jahr 
später die PWA pleite macht. Hätte keiner ge-
dacht, dass ein Stadtbetrieb einfach nicht mehr 
existent ist über Nacht. Demzufolge hatten wir 
zwar unsere Leitung zurück, aber auch die Schul-
den zurück. Das war ein bißchen problematisch. 
Nun hätte man hin und her rechnen können, wie 
man das finanziert, aber es wäre nicht zu finanzie-
ren gewesen. Wir hätten keine DM 70,- für den 
Kubikmeter Trinkwasser ... [...] Naja, das geht al-
so gar nicht. Wir haben dem Zweckverband den 
Kram übergeben, es gab auch einen Einbrin-
gungsvertrag, der natürlich entsprechend der Sat-
zung des Zweckverbandes sein mußte, deshalb 
wurden noch Baukostenzuschüsse von unseren 
Bürgern zugebracht. Das war, sagen wir, politisch 
sehr schwierig, das durchzubringen, den Leuten 
zu erklären ... begriffen haben sie es heute noch 

nicht ... dass sie fünf Jahre nach Realisierung 
plötzlich nochmal nachzahlen mußten, aber, das 
war also eine der Bedingungen, dass wir natürlich 
bei Eintritt in den Verband uns der gültigen Sat-
zung des Verbandes unterwerfen müssen und 
das Gesetz sagt nun mal, dass ich solche Dinge 
30 Jahre lang noch einziehen kann. Solche Kos-
ten. Tja, da mußte nochmal nachgezahlt werden, 
knapp DM 3.000,-. 

Natürlich bedeuten die letzten beiden Bei-
spiele nicht, dass es nicht auch Lösungen im 
Bereich der technischen Erschließung gege-
ben hätte, die anders hätten finanziert wer-
den können. Trotzdem bestätigen diese Bei-
spiele die Gemeinden in ihrer Schlußfolge-
rung, nur durch ein merkliches Einwohner-
wachstum die Zukunft ihre Kommunen si-
chern zu können. 

Merkwürdig nur, das alle Gemeinden 
wachsen wollen 

Fragwürdig werden diese Wachstumsargu-
mente allerdings, wenn man sie für den Ge-
samtraum in einer Art Synopse nebeneinan-
der stellt. Abbildung 5-1 zeigt eine Zusam-
menstellung aller von den Gemeindevertre-
tern im Rahmen dieses Projektes genannten 
Wachstumsziele mit den entsprechenden 
Begründungen. Bei einer Zusammenschau 
aller genannten Argumente läßt sich nach-
vollziehen, dass von einem Gesprächspartner 
ein Vergleich entwickelt wurde, nach dem 
sich Gemeinden wie Menschen verhielten, 
die meinten, sie müßten immer noch weiter 
wachsen, weil sie mit dem Erreichten nie zu-
frieden wären bzw. der jeweils letzte Wachs-
tumsschritt Probleme mit sich gebracht hätte, 
die erst durch ein Erreichen der nächst höhe-
ren Größenstufen gelöst werden könnten. 
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5.1.3 Warum der LEP eV die Gemein-
den dabei stört 

Orientierungswerte treffen die Gemeinden 
an der "kritischen Variable" 

Die Wachstumsbeschränkungen des Lan-
desentwicklungsplanes für den engeren Ver-
flechtungsraum (LEP eV) und des daraus 
durch die Regionale Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming entwickelten Regionalplan 
("Orientierungswerte") treffen die Gemeinden 
an einer empfindlichen Stelle, wie dies im vo-
rigen Abschnitt 5.1.2 gezeigt werden konnte. 
Die Planwerke setzen relativ genaue Ober-
grenzen für das Wachstum ihrer Einwohner-
zahlen, die bereits in Kapitel 3 ausführlich 
vorstellt wurden. Als Erinnerung sei hier nur 
darauf hingewiesen, dass der LEP eV den 
Gemeinden in Abhängigkeit ihrer Kategorie 
ein bestimmtes Wachstum bis 2010 bezogen 
auf die Einwohnerzahl von 1990 zugesteht. 
Dabei dürfen - ungenommen einer Entwick-
lung des Innenbereiches - die Gemeinden 
folgendermaßen wachsen: 

• Typ-I-Gemeinden: um maximal 50% 

• Typ-II-Gemeinden: um maximal 25% 

• Typ-III-Gemeinden: um maximal 10% 

In Abschnitt 5.1.2 wurde die Einwohnerzahl 
als die "kritische Variable" kommunaler Ent-
scheidungen bezeichnet. Vor diesem Hinter-
grund überrascht es kaum, mit welchem 
Nachdruck die Wachstumsbeschränkungen 
der übergeordneten Planung durch die be-
fragten Gemeindevertreter kritisiert wurden. 

Und diese Beschränkungen, die alleine daher rüh-
ren, dass da ein Wunschdenken einen ziemlich 
weiten Raum gegriffen hat bei unseren Regional-
planern auf der unteren Ebene, die sind natürlich 
hinderlich in allen möglichen Fragen. 

In den Gesprächen mit den Gemeindevertre-
tern wurden unterschiedlichste Gegenargu-
mente gegen diese Beschränkungen bzw. die 
dahinter stehenden Planwerke genannt. Da-
bei protestierten nicht nur Gemeinden der Ka-
tegorien II und III gegen die Orientierungs-
werte, sondern auch Gemeinden der Katego-
rie I. Grob lassen sich dabei vier Argumenta-
tionsrichtungen unterscheiden. 

Erstes Gegenargument: Ungenügende 
Beteiligung bei der Festsetzung 

Die Vertreter einiger Gemeinden fühlten sich 
bei der Festsetzung der Orientierungswerte 
übergangen. Man habe sie nicht gefragt und 
ihre Einwände nicht oder nur unzureichend 
berücksichtigt. Dementsprechend konträr 
ständen diese Werte nun der gemeindlichen 
Entwicklungskonzeption gegenüber und sei-
en zu wenig dem Einzelfall angepaßt. 

Also, alleine der Verfahrensweg, [...] bei dieser 
vorhandenen Regionalplanung, dass hier Unter-
teilungen stattfinden, was ist Zentrum? Was sind 
Wohngebiete? Was sind Entwicklungsgebiete? ... 
würde ich mir wünschen, dass das vorher mit den 
Gemeinden abgestimmt wird. Dass mal jemand 
kommt und sagt, das und das sind unsere Vorstel-
lungen. Das und das sind unsere Ideen. Decken 
sich die mit den Ideen, die ihr habt? Wir wurden 
nur, nachdem die Regionalplanung als Entwurf 
schriftlich schon dargestellt wurde, als unmittelbar 
Beteiligte gefragt. Könnt ihr euch das mal durch-
lesen? Aber wir sagen euch gleich, Regionalpla-
nungshoheit haben wir. Ihr könnt eure Bedenken 
anmelden, wir müssen sie nicht reinnehmen. [...]. 
So wurde an die Sache herangegangen. Da ha-
ben wir gesagt, also das Ding beißt sich schon al-
leine, was die Bevölkerungsentwicklung betrifft. 

Ich würde mir wünschen, dass man vorher mal 
kommt und sagt: Bürgermeister, Amtsgemeinden, 
komm, wir setzen uns mal zusammen, wir reden 
mal darüber. Das und das sind die Schwerpunkte, 
die wir haben. Sagt mal eure Schwerpunkte. Das 
geht ja meist darüber hinaus ... als Bevölkerungs-
entwicklung. 

Zweites Gegenargument: Der LEP eV 
kommt sowieso zu spät 

Ein weiteres, häufiger vorgebrachtes Gegen-
argument gegen die planerische "Deckelung" 
der Gemeinden nimmt Bezug auf die beson-
dere Situation der neuen Bundesländer bzw. 
der Region Berlin-Brandenburg seit dem 
Mauerfall.  

Diese Zielvorgabe, das ist ein Wunschdenken, 
das einfach in den Jahren 92-95 schon von sich 
aus verwischt wurde. Also diese Zielvorgaben, die 
Sie in der Regionalplanung finden, die sind zu-
mindest im engeren Verflechtungsraum nicht 
wirksam geworden. Das sind Selbstläufer, und 
das ist nicht nur in A-Stadt so, sondern auch in 
anderen Bereichen auch so. Das ist zwar ein pla-
nerisches Denken, wie es aus den Altbundes-
ländern in 40 Jahren entstanden ist, das aber hier 
in den Nachholbedarf und den Druck, der nun von 
Bonn und vom weiteren kommt als nun der Bun-
deshauptstadt Berlin und Regierungssitz, ... der 
nicht einfach verwischt werden kann, der einfach 
entstanden ist. 
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Ich denke mal, die Ziele so kann ich nachempfin-
den. Aber ich glaube, dass Ziele zu formulieren 
und sie dann auch entsprechend auf den Weg zu 
bringen, ein Weg ist von 30 oder 40 Jahren. Die 
Bundesrepublik hat sich so entwickelt. [...] Wir ha-
ben hier aber momentan eine Crash-Situation. Wir 
haben das neunte Jahr nach der Wende. Und was 
das für ein Ansiedlungs- und Neuordnungsdruck 
zum Teil erzeugt, das ist, denke ich mal, mit die-
sen Mitteln so nicht machbar. Sondern man muß 
jetzt mehr den momentanen Explosionsprozess 
zum Teil lassen, aber zum Teil auch hemmen. 
Aber man muß ihn mindestens erst mal erkennen 
und sich seinem Druck stellen. Das wollen sie gar 
nicht. Und das ist ja eben der Punkt, der momen-
tan ... wir haben ja keine normale Situation. Fra-
gen Sie jeden Makler, der wird sagen, das mit der 
Preisentwicklung ... kennen wir, die ganzen Sa-
chen. Das ist alles unnatürlich. So was geht ei-
gentlich gar nicht. Aber es ist so. 

Drittes Gegenargument: Übergemeindli-
che Festsetzungen sind grundsätzlich 
zum Scheitern verurteilt 

Aus den zum Teil augenfälligen Abweichun-
gen der realen Entwicklung von den Vorga-
ben des LEP eV wurde von einigen Vertre-
tern der Kommunen auf eine grundsätzliche 
Machtlosigkeit planerischer Festlegungen der 
übergemeindlichen Ebene geschlossen. 
Demgegenüber wurde die Gestaltungsfähig-
keit der Gemeinden, z.B. gegenüber Investo-
ren, aber nicht in Frage gestellt, sondern - im 
Gegenteil - als sehr handlungsfähig darge-
stellt. 

Frage: Warum meinen Sie, würde [die Festlegung 
von Siedlungsschwerpunkten] nicht funktionieren? 
Antwort: Weil die Festlegung dieser Achsen auf 
einer Ebene passiert, wo die regionale Kenntnis 
einfach nicht da ist. Ich muß mich einfach mit der 
untersten Ebene verständigen und nicht einfach 
irgend etwas hinschmeißen und sagen: Also wir 
sind der Meinung, ihr entwickelt euch jetzt so und 
ihr entwickelt euch jetzt so, wenn die Realität der 
Entwicklungswünsche ganz anders aussieht. 
Sonst hätten wir ja nicht in fünf Jahren fast 60% 
Bevölkerungszuwachs gehabt. Und der hält dau-
ernd an. 

Frage: Was würden Sie denn von einer guten 
Landes- oder Regionalplanung erwarten? 
Antwort: Das kann ich Ihnen auf Anhieb sagen: 
Realitätssinn. Denn wir haben eine Kreisentwick-
lungskonzeption, die in einigen Teilen also sowas 
von weltfremd ist und der tatsächlichen Entwick-
lung widerspricht, dass man damit einfach nicht 
umgehen kann. [...] Beim Land ist man sich dar-
über im Klaren, bei allen Vorstellungen zur 
Dezentralen Konzentration, gewisse Dinge lassen 
sich einfach nicht vermeiden. Es läßt sich nicht 
vermeiden, dass die Bürger, die in Berlin oder im 

Umland von Potsdam oder in Potsdam selbst oder 
auch hier ... einfach gucken, wo sie vernünftig 
wohnen können und versuchen, dahin zu ziehen. 
Das läßt sich nicht ändern. Da kann man zwar ein 
bißchen steuern, aber letztlich, diese Entwicklung 
wird stattfinden, die hat auch früher stattgefunden 
[...]. 

Ich meine, wir machen uns ja auch Gedanken, 
wie unser Dorf wachsen kann, und sicherlich kön-
nen sie das auf die Dauer sowieso nicht verhin-
dern. Der Wohnstandort A-Dorf ist angenommen 
und der wird sich entwickeln, ob sie wollen oder 
nicht. Das ist doch Unsinn, uns dauernd vorzureg-
lementieren, wie wir wachsen [sollen]. 

In einem weiteren Gespräch wurde der Regi-
onalplanung vorgeworfen, einen ländlich-
dörflichen Charakter in den Gemeinden erhal-
ten zu wollen, der aber mit der Wende un-
wiederbringlich verloren gegangen sei. 

Viertes Gegenargument: Wir haben sowie-
so schon mehr Einwohner als der 
Regionalplan will 

Der häufigste Einwand gegen die Vorgaben 
der Landes- und Regionalplanung bestand in 
der Feststellung, die eigene Gemeinde habe 
durch Projekte aus der ersten Hälfte der 90er 
Jahre sowieso schon mehr Einwohner, als es 
der Regionalplan mit seinen Orientierungs-
werten "erlaubt". Da sich die Gemeinden da-
mit in einer nicht genau definierten Situation 
befinden, wird den übergemeindlichen Plan-
werken damit ihre Relevanz abgesprochen. 

Im Moment sind wir mit unserer Entwicklung etwa 
im Jahre 2010 nach der Regionalplanung. 

Außerdem schreibt die Regionalplanung direkt 
vor, wie sich die Gemeindeeinwohnerzahlen ent-
wickeln dürfen. Das muß ich mal sagen, da sind 
wir schon im Konflikt. Weil wir sagen, bis 2010 
1500-2000 Einwohner, die Regionalplanung sagt 
bis 2010 maximal 350. Also, da sind wir jetzt 
schon drüber. Ich weiß nicht, wie so eine Regio-
nalplanung zustandekommt, aber wir haben 
erstmal unser Veto eingelegt, also sprich: als Be-
teiligte haben wir erstmal gesagt, das geht über-
haupt nicht. Das stimmt nicht überein mit unserem 
FNP, der sich auf die gemeindliche Entwicklung 
bezieht. 

Der Regionalplan ist [...] über mehrere Jahre auf-
gestellt worden, lag mehrmals zur Beteiligung aus 
und verschiedene andere Sachen, zwischenzeit-
lich ist er überholt. Das ist das Problem, weil die 
Entwicklung, die den Gemeinden zugebilligt wird, 
die ist bereits vollzogen, die ist vorbei. Die war zu 
dem Zeitpunkt schon abgeschlossen, wo der LEP 
eV bekannt gemacht wurde, also rechtswirksam 
wurde und der Regionalplan, den haben wir bis 
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heute noch nicht bekannt gemacht. Sicherlich ist 
er erst mal Handlungsrichtlinie für die weiteren 
Beurteilungen, aber er hat noch keine Rechtskraft. 
Und, wie gesagt, selbst wenn er jetzt Rechtskraft 
erlangen sollte, er ist überholt. 

Verständnis im Prinzip, aber... 

In Fällen, in denen die befragten Gemeinde-
vertreter der Zielsetzung der Landesplanung, 
die Siedungsentwicklung allgemein in 
sinnvolle Bahnen zu lenken, Verständnis 
entgegenbrachte, wurde dieses Einverständis 
häufig im Fall der eigenen Gemeinde wieder 
relativiert. 

[Zur Landesplanung] gehört ja nicht nur dazu, 
dass hier eine Straße langgeht, sondern da gehört 
ja auch dazu, wo erhalte ich denn mein Grün, wo 
ist die grüne Lunge und wie man das auch immer 
bezeichnet, also wie gestalte ich denn sinnvoll ei-
ne Landschaft oder eine Region? Und dazu ge-
hört nun mal, dass ist richtig, dass ich sage, ich 
kann es also nicht auswuchern lassen und jeder 
kleine Ort macht sein Industriegebiet und hat 
dann irgendwas, was weiß ich, einen Haufen 
Sand schon zur Seite geschoben und irgendwas 
planiert und es passiert nichts, weil einfach der 
Bedarf nicht da ist. Das ist schon korrekt. Und 
dass man sagt meinetwegen, o.k. die Entwick-
lung, ob das nun 10% oder 3% oder 12% sind, 
das sind alles Sachen ... für uns würde es bedeu-
ten, natürlich idiotisch bei unseren paar Einwoh-
nern, dass wir ein halbes Haus pro Jahr bauen 
dürften. Das ist natürlich Unsinn. Das geht über-
haupt nicht. 

Frage: [Für ihre Gemeinde gilt ein Orientierungs-
wert von 10%.] Was leiten Sie denn daraus für Ih-
re Arbeit ab? 
Eigentlich gar nichts. Weil diese Illusionen, die 
dort an irgendwelchen grünen Schreibtischen ge-
macht wurden, die völliger Unsinn sind ... ich mei-
ne, sie sind insofern richtig, als dass man sagt, wir 
müssen aufpassen, dass sich die Gemeinden 
nicht zu schnell entwickeln, damit wir die Infra-
struktur auch mitziehen können. Das ist eine klare 
Prämisse. Aber daraus ein Diktat zu machen, 
dass so eine Gemeinde sich innerhalb von zehn 
Jahren nur um 10% vergrößern darf, das ist das 
Schlimmste, was man eigentlich einer Entwick-
lung antun kann. Wenn ich die Interessenssphäre 
habe von Leuten, die dorthin wollen und versu-
che, die irgendwo anders hinzudrücken, dann ge-
hen die nirgendwo anders hin. Die haben sich in 
irgendeinen Standort verguckt und da wollen sie 
hin. 

Also, ich sage mal, für uns ist nicht nachvollzieh-
bar, warum man die Grenze der Entwicklung an 
die Gemarkungsgrenze [der Nachbargemeinde] 
B-Stadt gelegt hat. Nachvollziehbar ist das auch 
nicht, weil es sehr drastisch ist (Anm.: Grenze Typ 
I zu Typ III). Dass man von Seiten des Landes die 

Entwicklung steuern möchte, ist verständlich. A-
ber dass man solche harten Grenzen zieht ...! 

Aus der staatlichen Einflußnahme auf die "kri-
tische Variable" Einwohnerzahl entwickeln 
die Gemeinden zwei Negativszenarien, wel-
che Auswirkungen diese landesplanerischen 
Vorgaben für sie haben werden. Dabei ist im 
Rahmen dieses Projektes weniger von Inte-
resse, ob diese Szenarien in allen Details mit 
den tatsächlichen Einschränkungen der ge-
meindlichen Entwicklungsmöglichkeiten 
durch die übergemeindliche Planung über-
einstimmen. Interessant ist vielmehr, aus 
welchen Elementen diese Negativszenarien 
zusammengestellt werden. 

Erstes Negativszenario: Lähmung der 
Eigeninitiative der Dorfbewohner 

Obwohl es erklärtes Ziel der Landes- und 
Regionalplanung ist, Ortsansässigen und 
Familienangehörigen das Bauen in einer Typ-
III-Gemeinde im Rahmen der "Eigenentwick-
lung" zu ermöglichen, geht das erste Szena-
rio der Gemeinden gerade von dem Fall aus, 
bei dem Dorfbewohner in ihrer Gemeinde 
kein Baurecht bekommen. 

Und jetzt kommen wir noch mal auf die Tatsache 
zurück, wenn die Regionalplanung [...], [die] ge-
steht ja jeder Gemeinde nur 2% pro Jahr Zuwachs 
zu. Und was wollen Sie denn mit einem 157-
Einwohnerdorf A-Dorf, was wollen Sie damit ma-
chen? Da können Sie zwei Häuser hinbauen. Und 
jetzt kommt der Punkt: Da wohnen aber ein Hau-
fen ältere Leute, und es wohnen aber auch noch 
jüngere Leute da. Aber die sagen, wenn wir den 
Vorteil, den wir haben, dass wir Opa sein Grund-
stück bebauen können, nicht kriegen, weil es bau-
rechtlich nicht geht, dann ziehen wir weg hier, 
denn was sollen wir dann noch hier? Wir wollten 
uns hier noch ein Häuschen in zweiter Linie oder 
hinten drauf bauen. Ist verboten. [...] Ja, wir trei-
ben doch die Leute weg. Und was passiert dann 
zum Schluß? Dann kommt irgendjemand aus 
Westberlin, der richtig schön Geld hat. Das gön-
nen wir ihm auch, übrigens. Und der sagt, ich will 
mir aber hier so eine Nostalgie-Bauernhof-Ecke 
machen. Der holt sich das auch, kauft vom Opa 
noch das Grundstück, das ganze Bauerngehöft, 
richtet das her, und was passiert dann? Von Mon-
tag bis Freitag ist da nichts los. Am Freitag kommt 
der mit Bierbüchsen bewaffnet auf das Grund-
stück mit noch drei Freunden. Feiern eine kleine 
Fete. Sonntagmittag packen sie wieder ein und 
fahren nach Berlin nach Hause. Und unsere Dör-
fer hier im Umland sterben ab. Die Alten sind weg, 
weil sie verkauft haben. Die Jungen sind nicht 
geblieben, weil sie nicht bauen durften. Und da 
müssen wir aufpassen. Und deshalb muß man so 
eine Gemeinde dann sicherlich entscheidend be-
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obachten und mitbegleiten, aber an den tatsächli-
chen Möglichkeiten und dem Bedarf muß man ih-
nen ihr Baurecht einräumen. 

Da passiert jetzt eines, dass da eine gewisse Ver-
drängung stattfindet [...]. Ich kann mit meinem 
Grundstück nichts anfangen. Ich müßte aber das 
Dach decken, ich müßte das Fundament sanie-
ren, ich müßte sämtliche Fenster und Türen aus-
wechseln, die Heizung erneuern. Das könnte ich 
aber nur, wenn ich ad 1. entweder 40 Jahre wo-
anders gelebt hätte als in der DDR, und ad 2. viel-
leicht noch aufgrund des Vorteils, wir haben große 
Grundstücke, die wir teilen könnten. Wenn wir da 
eines verkaufen, können wir das andere in Schuß 
bringen. Und das wird zum Teil unmöglich ge-
macht. Und wenn sie mal nach A-Dorf reinfahren, 
dann werden sie dann Schilder sehen "zu verkau-
fen", "zu verkaufen", "zu verkaufen". Und dann 
werden Sie aber auch Häuser sehen, die wunder-
bar instandgesetzt worden sind. Naja, über Ge-
schmack läßt sich streiten, aber da ist was pas-
siert. Das sind dann z.B. die Leute, die da ihren 
Acker verkauft haben im A-Gebiet. Die konnten 
dann da mit dem Geld ihre Grundstücke sanieren. 

Zweites Negativszenario: Die Entwick-
lungshemmung führt zur Eingemeindung 

Da die Einwohnerzahl als wichtigste Erfolgs-
größe der Gemeinden durch die Landespla-
nung berührt ist, schließen die Kommunalver-
treter in einem zweiten Negativszenario, dass 
der Entwicklungsweg einer Gemeinde ohne 
Bevölkerungswachstum in der Summe nur in 
einer Eingemeindung, also den Bankrott der 
Selbstverwaltung führen kann. 

Man sagt doch eindeutig, man muß zur Landes-
hauptstadt oder auch zur Bundeshauptstadt einen 
planerischen Puffer schaffen, dass die Randge-
biete auch eine gewisse Stärke erreichen [müs-
sen], um den Gegensatz darzustellen. Bei uns ist 
es genau umgekehrt: Da wird es dann so sein, 
dass A-Stadt [...] dann nach den Kriterien immer 
schwächer wird und man sich dann nachher nicht 
wundern darf, wenn es sich dann zu Eingemein-
dungen hin entwickelt, weil es einfach auch aus 
finanzieller Sicht nicht anders geht. 

Antwort: [...] die Gemeinde A-Dorf [hat] sich als 
einzige Gemeinde entschieden [...], nicht mit B-
Stadt zu fusionieren. Also die anderen Kommunen 
sind ja jetzt alle ein Salat geworden. Und wir ha-
ben uns ausgeklingt dort und haben gesagt, nein, 
wir fusionieren nicht. Also die Bürger haben das 
so entschieden im Bürgerentscheid. Deshalb sind 
wir übriggeblieben. 
Frage: Kann man so ungefähr sagen, was so 
Gründe waren. Warum gerade Sie und nicht an-
dere?  
Antwort: Gründe waren erst einmal: Die Gemein-
de hat natürlich einen großen Vorteil, sie ist finan-

ziell unabhängig. Sie erhält vom Land keine 
Schlüsselzuweisung, wir sind eine finanziell selb-
ständige Kommune. [...] Das kommt durch Steu-
ereinnahmen von zwei Gesellschaften [...], die 
hier ihre Gewerbesteuer zahlen. Und die beiden 
Gesellschaften haben uns natürlich einen großen 
Vorteil gebracht: Wir sind selbständig. Deshalb 
auch ... tja, wer kann sich sonst diese Pflasterung 
leisten. Ein Traum von jeder Kommune, muß ich 
ehrlich sagen. Und wir haben uns ihn nun mal er-
füllt, den Traum. Dadurch, dass wir nun mal die-
ses Geld haben. Und das war einer der größten 
Gründe, weil wir uns leisten konnten, "nein" zu 
sagen. Andere Kommunen konnten es sich ja gar 
nicht leisten. Die sind ja nicht mal mehr in der La-
ge gewesen, ihre Straßenbeleuchtung selbst zu 
bezahlen. [...] Fragen Sie doch mal die Bürger-
meister, die jetzt immer da waren, was sie davon 
haben. Die ärgern sich fürchterlich, dass sie über-
haupt jemals auf diese Idee gekommen sind, [...] 
dass sie nicht mit uns gekämpft haben um die 
Selbständigkeit. Die ärgern sich heute, schon [...] 
nach einem halben [...] Jahr [... ]. Weil sie wie 
unmündige Kinder behandelt werden. Wie ... na, 
nach dem Motto "Ihr doofen Dorftrottel". Da 
kommt jetzt dieses System hoch, na, du bist doch 
Kategorie III, so nach dem Motto, was willst du 
denn von mir. Die guten Stücke picken sich [die 
"potentieller Siedlungsraum"-Gemeinden] raus, 
die behandeln sie ein bißchen vorsichtiger, weil 
sie da keinen Krieg haben wollen, aber den Rest, 
den können Sie vergessen. Das ist leider so, 
schade drum. Und die werden alle ihre Identität 
verlieren. Alle. 

5.1.4 Warum der LEP eV die Gemein-
den auch grundsätzlich stört 

Neben den im vorigen Abschnitt 5.1.3 zusam-
mengestellten eher finanziellen Kritiken an 
den Wachstumsbeschränkungen des LEP eV 
und des Regionalplanes Havelland-Fläming 
wurden von den Gemeindevertretern weitere 
Argumente gegen diese Planungswerke auf-
gebracht, die sich jedoch weniger auf die Ori-
entierungswerte und deren direkte Effekte auf 
die eigene Gemeinde, als viel mehr auf das 
zugrundeliegende Theoriegerüst der Bran-
denburgischen Raumplanung beziehen. 

Brandenburg ist nicht das Ruhrgebiet 

Aufgrund der Tatsache, dass das Neue Bun-
desland Brandenburg beim Aufbau seiner 
Staatsverwaltung insbesondere durch Mitar-
beiter der Landesverwaltungen in Nordrhein-
Westfalen beraten wurde, interpretieren man-
che Kommunalvertreter eher restriktiv beleg-
ter Gemeinden des Untersuchungsraumes, 
dass dadurch relativ pauschal raumplaneri-
sche Konzepte aus dem sehr dicht besiedel-
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ten NRW in das sehr dünn besiedelte Bran-
denburg übertragen wurden. 

Na, da sind wir mal ketzerisch. Die Berater in die-
sen speziellen Fragen sind alle aus NRW ge-
kommen. Und jetzt müssen wir mal richtig reingu-
cken. NRW ist ungefähr gleich groß, hat aber zwei 
bis drei mal mehr Bevölkerung als wir. Und des-
halb natürlich sind die Berater aus NRW davon 
ausgegangen, hier muß eines passieren, hier dür-
fen nicht die gleichen Fehler wie im Ruhrgebiet 
[gemacht werden] und deshalb sind ganz klare, 
festgelegte, auch behindernde Elemente in der 
Landesplanung festgeschrieben. Weil sie es da 
erkannt haben, und hier übertragen haben. Aber 
Brandenburg hat, wie gesagt, drei mal weniger 
Bevölkerung und wir sind noch längst nicht an der 
Stelle. Und hier hätte man in Ruhe noch bestimm-
te Dinge auch betreiben können. 

Die Dezentrale Konzentration fördert die 
finanzielle Abhängigkeit des engeren Ver-
flechtungsraumes von der Zuwanderung 

Gemeinden der Kategorien II und III des en-
geren Verflechtungsraumes stehen am Ende 
der raumordnerischen Prioritätenbildung in 
Brandenburg. Sie liegen weder im grundsätz-
lich priorisierten äußeren Entwicklungsraum, 
noch bilden sie einen "potentiellen Sied-
lungsbereich" des LEP eV, auf den die Ent-
wicklung im engeren Verflechtungsraum kon-
zentriert werden soll. In aller Regel sind sie 
auch kein sonstiger ausgewiesener Hand-
lungsschwerpunkt der Landesplanung. Aus 
der Sicht der Landesplanung ist dieses Vor-
gehen stringent, da im engeren Verflech-
tungsraum ein ausreichender allgemeiner 
Entwicklungsdruck herrscht und man ande-
rerseits gerade in den Typ III-Gemeinden 
keine Entwicklung über die Eigenentwicklung 
hinaus haben möchte. Die betroffenen Ge-
meinden argumentieren aber genau anders 
herum: Weil ihnen die Raumordnung keine 
Priorität zurechnet, erhalten sie keine oder 
bedeutend weniger Fördermittel für die not-
wendigen kommunalen Aufgaben und Projek-
te. Um aber dem vorhandenen Bedarf ge-
recht zu werden, müssen sich die entspre-
chenden Gemeinden andere Finanzierungs-
quellen suchen, wobei sie letztendlich wieder 
auf einen Einwohnerzuwachs zurückkom-
men, um das gemeindliche Steuer- und 
Schlüsselaufkommen zu erhöhen, die Infra-
strukturprojekte besser auszulasten und ggf. 
einen Investor mit in die Finanzierung einzu-
binden. In ihren Augen zwingt also die De-
zentrale Konzentration, deren Zielsetzung ge-
rade in der Entwicklungsförderung von 

Schwerpunkten besteht, die Zwischenraum-
gemeinden zu einer Zuwachspolitik. 

Die Dezentrale Konzentration, die ist ja sicherlich 
gut gewollt gewesen. Aber ich denke, sie funktio-
niert nicht. Wir brauchen ja nur mal Potsdam-
Mittelmark nehmen. Gucken wir auf der einen Sei-
te mal, Sie wissen ja, das Fördersplitting war 
30:70. Also im Konzentrationsraum wurden wir 
nur mit 30% gefördert bei städtebaulichen Maß-
nahmen, im ländlichen Raum Richtung Belzig 
70%. Übrigens kein Wunder, warum so hohe 
Schulden da sind. Weil wir so schlecht gefördert 
wurden, aber der Druck, Abwasser, Straßenbau, 
... hier in diesem Bereich viel größer war, ist na-
türlich die Verschuldung so riesig. Die mit 70% 
geförderten Maßnahmen haben sich vollzogen, 
sind mit weniger Schulden sicherlich passiert 
worden. Aber die Ausnutzung ist nicht da. Sehen 
wir das nächste Problem, die Bevölkerungsent-
wicklung. Und auch schon die vorhandene An-
siedlung. Es ist doch irgendwo hirnrissig zu sa-
gen, von den 190.000 oder rund 200.000 Einwoh-
nern des Kreises wohnen 130.000 hier in dem 
oberen Bereich, B-Stadt, C-Stadt, A-Dorf, D-Stadt, 
hier oben, E-Dorf ... hier ist 2/3 der Bevölkerung. 
Wir setzen aber den Kreissitz nach Belzig. Kom-
men wir mal auf das Verkehrsproblem. Wir fahren 
jetzt wegen jeder auf und zu gehenden Toiletten-
tür immer wieder nach Belzig. 

[...] und machen wir uns nichts vor, es wird ja 
dann doch immer so indirekt so getan, na, die im 
Ballungsraum, die tragen sich ja ... die müssen 
sich ja selber tragen. Ja, bei uns ist es ja nun so. 
Wir mußten unsere Schule allein bezahlen. Wir 
haben keine Förderung gekriegt. Weil wir uns das 
einfach zugemutet haben. Daraus ergibt sich 20 
Jahre lang eine entsprechende finanzielle Belas-
tung. Wir haben es geschafft. Oder haben es ir-
gendwie gekonnt ... aber da kommt jetzt wieder 
der Punkt, wo wir vorhin wieder sagten, das ha-
ben wir aus der eigenen Kraft und aus dem eige-
nen Zuzug und aus dem eigenen sich damit erhö-
henden Finanzvolumen geschafft. 

Soziales Argument 

Einige Gemeinden führen ein soziales Argu-
ment gegen die Orientierungswerte ins Feld, 
wonach diese als künstliche Verknappung 
von Wohnraum und Baugrund zu entspre-
chenden Preissteigerungen in den betroffe-
nen Achsenzwischenraumgemeinden führten, 
die zwar - landesplanungskonform - deren 
Attraktivität für Häuslebauer senkten, in den 
Gemeinden aber für eine sozial unverträgli-
che Auslese sorgten. Dieses Argument ist 
auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass 
viele Gemeinden aufgrund der Siedlungspla-
nungen der 20er Jahre in sehr große 
Grundstücke parzelliert sind. Es handelt sich 
bei dieser Argumentation um einen klassi-
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schen Zielkonflikt der Raumordnung, bei der 
die Gemeinden die labile Sozialstruktur vor 
Ort, die Landesplanung die gesamtregionalen 
Kosten, z.B. für die vorzuhaltene Infrastruktur 
in den Vordergrund der Diskussion stellen. 

Und jetzt kommen wir noch mal auf die 1920-
Geschichte zurück. Wir haben gesagt, wir lassen 
mal den Zuschnitt der Grundstücke so, wie sie 
[der Stadtplaner 1920] mal angedacht hat. Das 
hätte aber im Klartext bedeutet, es hätten sich nur 
noch Millionäre in A-Dorf ansiedeln können. 

Aber was hier eben stattgefunden hat, war ein ra-
dikaler Umschwung. Und dem können wir durch 
solche Landesplanung noch einen i-Punkt aufset-
zen, indem man jetzt noch die soziale Struktur in 
diesen Bereichen hier völlig umkippt. Wir haben 
hier also Arbeiter, Angestellte, mehr Angestellte, 
Hochschulabsolventen, Universitätsabsolventen 
haben wir jetzt hier am Ort, die zu gewissen Zei-
ten mit einem relativ bescheidenden Einkommen 
hier sich halten konnten. Jetzt durch die Be-
schränkung des Zuwachses treiben wir ja zusätz-
lich die Bodenpreise in die Höhe. Das muß man 
sich auch mal vor Augen führen. 

Jeder Eingriff in die Natur, ich sage mal hier zu 
dem städtebaulichen Wachstum oder zu den Ver-
änderungen ... sage ich auch einfach mal Natur, 
das gehört irgendwo für mich dazu, jeder Eingriff 
da rein erzeugt irgendwelche Reaktionen, die man 
in großen Teilen absehen kann, aber in vielen Tei-
len eben nicht absehen kann. Und mir scheint, 
dass diese sozialen Verwerfungen bei der Lan-
desplanung hier einfach so in Kauf genommen 
wurden bzw. einfach nicht beachtet wurden. 

Dieses soziale Argument steht allerdings in 
einem Widerspruch zur Wohnbaulandpolitik 
einiger Gemeinden, die - im Extremfall per 
Satzungsbeschluß über eine Mindestgröße 
der Grundstücke - sehr gezielt wohlhabende 
Eigenheimbauer in ihre Gemeinde locken 
wollen. 

5.1.5 Warum die Gemeinden außer-
dem noch Entwicklung wollen 

Neben den bisher vorgestellten Gründen für 
ein angeblich notwendiges Gemeinde-
wachstum, die insbesondere den Kommunal-
haushalt in den Mittelpunkt der Argumen-
tation stellen, gibt es noch weitere, "weiche-
re" Motive für ein solches Wachstum, die a-
ber ebenfalls der Beachtung bedürfen. 

Warum es auch Spaß macht, Bürgermeis-
ter zu sein 

Der in Kapitel 4 vorgestellte Interview-
Leitfaden enthält gegen Ende die Frage, ob 

es in der vergangenen Wahlperiode Dinge 
gab, auf die der Gesprächspartner in seiner 
Funktion als Bürgermeister besonders stolz 
ist. Ziel dieser Frage war es, durch eine eher 
spontane Antwort herauszufinden, was ein 
solches Amt attraktiv macht und welcher Teil 
der Arbeit dem jeweiligen Amtsinhaber "Spaß 
macht". Jede berufliche oder ehrenamtliche 
Tätigkeit braucht Bestätigungen. Jeder 
Mensch wird deshalb die Bereiche einer Tä-
tigkeit am meisten verteidigen, die ihm das 
Gefühl geben, "etwas geschafft zu haben." 
Hintergrund dieses Gedankenganges ist die 
Vermutung, dass die Wachstumsbeschrän-
kungen der übergeordneten Planung die Bür-
germeister nicht nur an einer finanziell (vgl. 
Diskussion um die Einwohnerzahl als "kriti-
scher Variable" in Abschnitt 5.1.2), sondern 
auch emotional empfindlichen Stelle treffen. 
Auch die letzte Frage des Leitfadens, ob die 
Bürgermeister einen Traum oder eine Vision 
für ihre Gemeinde in 10 Jahren hätten, ver-
sucht, solche "weichen" Motive aufzudecken. 

Wir haben allein im Straßenbau und in der Infra-
struktur in den letzten fünf Jahren soviel geschaf-
fen, was man wirklich in den 40 Jahren DDR ü-
berhaupt nicht gesehen hat. Wir haben ein Ge-
meindezentrum rekonstruiert für 2 ½ Millionen 
DM, da kann jeder stolz sein, wir haben eine neue 
Grundschule, wir haben wieder eine neue Turn-
halle, ... Sportplatz. Ich sage mal: Es kann auch 
Spaß machen, man kann vieles entscheiden. 

Frage: Gibt es denn etwas, auf das Sie persönlich 
besonders stolz sind? 
Antwort: Da gibt es eine ganze Menge. Also 
erstmal haben wir ein schönes Gemeindezentrum. 
[...] Dann haben wir im Straßenbau einiges ge-
macht, wir haben also wie gesagt die Verbindung 
zwischen B-Dorf und A-Dorf hergestellt, aber wir 
haben auch die Kindertagesstätte eingeweiht, wir 
werden auch den Hort noch einweihen und wir 
werden jetzt die neue Sporthalle einweihen, so 
dass wir also eigentlich eine ganze Menge bewegt 
und geschafft haben. Einschließlich der neuen 
Straßenbeleuchtung, dort, wo es nötig war und wo 
wir es uns finanziell leisten konnten. Und da bin 
ich eigentlich stolz drauf, dass wir das geschafft 
haben und freue mich auch ein bißchen darüber. 

Frage: Gibt es denn etwas in der letzten Zeit, wo-
zu Sie sagen, da bin ich eigentlich stolz drauf? 
Antwort: Ja, ich denke schon. Wenn wir uns das 
A-Gebiet ansehen. Also, das ist ein Bevölke-
rungszuwachs von fast 100%, hätte ich beinahe 
gesagt. Die Gemeinde A-Dorf hat sich von ehe-
mals 2700, 3000 Einwohnern auf derzeit über 
5000 Einwohner entwickelt in eigentlich der letz-
ten Legislaturperiode. Die Gemeinde hat im ver-
gangenen Jahr aufgrund der gestiegenen Nach-
frage die Grundschule erweitern müssen, stark 
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erweitern müssen. Die Gemeinde plant derzeit die 
Erweiterung der Kita. Das sind schon sehr positi-
ve Gesichtspunkte. Also, eigentlich hat sich schon 
was bewegt hier in letzter Zeit. 

Frage: Gibt es denn etwas in der letzten Wahlpe-
riode, auf das Sie besonders stolz sind? 
Antwort: Ja, dass wir uns von nirgendwo haben 
ins Handwerk pfuschen lassen. Wir haben immer 
irgendwo unsere eigene Linie gefahren und inte-
ressanterweise ... gut, nun ist diese kleine Ebene 
in der Gemeinde immer noch was anderes ... inte-
ressanterweise, egal welcher politischen Couleur, 
haben alle an einem Strang gezogen. Wie gesagt, 
also, wir sagen, wir wollen das, dann setzen wir 
das auch um.  

Tja, träumen in 10 Jahren ... da weiß ich nur, was 
ich nicht will: In 10 Jahren noch eine Verwaltung 
leiten. Weil einfach dann in den Orten nichts mehr 
zu bewegen ist. Das ist das Problem. [...] Die Auf-
bauphase ist dann im Prinzip gelaufen. Dann geht 
es nur noch darum, sich um irgendwelche beste-
henden Dinge [zu kümmern], irgendwelche Ver-
waltungsakte zu veranlassen und sich mit irgend-
welchen Dingen auseinandersetzen zu müssen, 
und letztendlich kommt nichts dabei raus. So sehe 
ich also in dem Jahr ... so, jetzt haben wir die 
Schule soweit, jetzt kommt die neue Kita, im 
nächsten Jahr die neue Feuerwache ... so irgend-
wo wächst die Gemeinde dann in eine Dimension, 
und irgendwann ist diese Entwicklung dann abge-
schlossen. Dann ist man nur noch der Verwal-
tungsesel und eh-eh, nicht mit mir. 

Die Zitate zeigen, welche zentrale Rolle das 
Bauen, das Entwickeln emotional für die Bür-
germeister in den befragten Gemeinden 
spielt. Dieses "etwas schaffen können" mag 
gerade in den Nachwendejahren besonders 
stark ausgeprägt sein, da man hier sehr viele 
sichtbare Veränderungen in kurzer Zeit beo-
bachten kann. Interessant ist auch der Ein-
wohnerzuwachs als Meßgröße für den kom-
munalpolitischen Erfolg.  

In einer der Gemeinden berichtete ein Inves-
tor davon, wie sich im Laufe des Projektes 
viele ehrenamtliche Gemeindevertreter über 
das zu erwartende Maß hinaus engagiert ha-
ben. Er berichtete, wie sie z.B. zentimeterdi-
cke Stellungnahmen durchgearbeitet, sich in-
formiert und sich bei den veranwortlichen 
Stellen für das Projekt eingesetzt hätten. Die-
ses Engagement von Seiten der Gemeinde-
vertreter für das Projekt führte er auf mehrere 
Ursachen zurück: Zum einen habe es den 
Gemeindevertretern "einfach Spaß gemacht", 
an einem großen Bauprojekt in ihrer Gemein-
de mitzuarbeiten, das auch weit über die 
Gemeindegrenzen hin Beachtung gefunden 

habe. ("Beim Bauen sieht man halt, was man 
tut.") Außerdem hätte das Projekt Möglichkei-
ten in Aussicht gestellt, die für die Gemeinde 
sonst in den nächsten Jahren nicht zu errei-
chen gewesen wären, insbesondere den 
Schulneubau und die Kita. Gerade diese Tei-
le des Projektes hätten eine gemeindeweite 
Ausstrahlung für die gesamte Bevölkerung 
und einen entsprechenden kommunalpoliti-
schen Aussage- und Werbewert gehabt. Dar-
über hinaus hätte das Projekt die Rentabilität 
sowieso notwendiger Maßnahmen, insbe-
sondere im Bereich des Abwassers, durch 
zusätzliche Abnehmer und eine teilweise 
Einbindung des Investors in die Finanzierung 
verbessert. Dadurch hätten der gesamten 
Gemeinde entsprechende Abwassertarife an-
geboten werden können, so dass auch hier 
ein handfester kommunalpolitischer Image-
gewinn in Aussicht gestanden hätte. 

Fragen nach der allgemeinen kommunalpoli-
tischen Situation waren nicht Teil des Inter-
view-Leitfadens. Dennoch ist auffällig, dass 
nur Gemeinden ohne Wohnungsbauprojekte 
in ihrer Gemarkung das Problem der Kandi-
datengewinnung für die kommende Kommu-
nalwahl im September 1998 von sich aus an-
sprachen. Sicherlich sind diese Beobachtun-
gen für eine Verallgemeinerung zu unsicher. 
Sie passen allerdings zu der Schlußfolge-
rung, dass gerade dem Bauen und dem Ein-
wohnerzugewinn auch eine stark emotionale 
Komponente anhänglich ist. 

Auch in der Gemeinde verdient immer 
jemand 

Wohnungsbauprojekte benötigen Grund und 
Boden, das i.d.R. Personen aus der betref-
fenden Gemeinde gehört. Eine Entscheidung 
der Gemeindevertretung gegen ein Projekt 
bedeutet somit immer auch die Entscheidung 
gegen einen attraktiven Verkaufserlös für die 
Besitzer. Gerade in kleinen Gemeinden mit 
überschaubarem sozialen Gefüge ("Bei Bau-
anträgen brauchen wir immer erst einmal ei-
nige Minuten, um die Befangenheiten zu klä-
ren.") sind Entscheidungen gegen Projekte 
von um so größerer kommunalpolitischer und 
persönlicher Brisanz. 

Und letztendlich hat ja auch der Grund und Bo-
den, also das Grundstück selbst, einen unheimli-
chen Wertesprung erfahren. Ob man das nun in 
Einheitswerten darstellt oder wie auch immer, es 
war also vor nicht allzu langer Zeit mehr oder we-
niger nichts wert. Klar, nach den Grundbüchern 
schon, aber nach dem Verkaufs- und Erwerbswert 
fast nichts wert ... heute ist es ja viel Geld wert. 
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Wer ein Grundstück hat, der kann sagen, na gut, 
ich habe erstmal wenigstens eine Lebensversi-
cherung. 

Die ersten, die wirklich auch daran verdient ha-
ben, an den vermeintlichen Gewinnvorstellungen, 
die man immer von so einem Investor hat, die ers-
ten echten Verdiener waren A-Dorfer, das waren 
nämlich die Eigentümer der Grundstücke. [...] Die 
halten sich natürlich auch bedeckt. Die beteiligen 
sich an der ganzen Diskussion nicht. Für die ist 
das ja abgegessen. Und da gibt es eben ein paar 
Millionäre mittlerweile, und soll ja auch so sein. 
Aber das ist immer dieser Negativ-Touch, der so 
diskutiert wird: Naja, der Investor hat sich ja 
dumm und dämlich verdient. Es haben sich auch 
noch ein paar andere daran dumm und dämlich 
verdient. 

Woanders stehen die Kräne 

Gemeinden, die sich - aus welchen Gründen 
auch immer - bei der Bau- und Einwohner-
entwicklung zurückgehalten haben oder nicht 
zum Zuge gekommen sind, stehen heute 
kommunalpolitisch in manchen Fällen vor 
dem Problem, dass bei ihren Bürgern der 
Eindruck entsteht, angesichts der emsigen 
Bautätigkeit in den umliegenden Kommunen 
habe die eigene Gemeindevertretung die Ent-
wicklung verschlafen. 

Die Gemeinden wollen sich entwickeln, dass da 
ein bißchen was passiert, dass die Bürger sagen, 
o.k., hier lebt es sich gut. 

Wir versuchen als Gemeindevertretung unseren 
Bürgern gegenüber den Eindruck, der sich auf je-
den Fall aufdrängt, [...] ein bißchen abzuschwä-
chen und zu relativieren, der da heißt: Na ja, guck 
mal an, in B-Dorf passiert so viel, die bauen da 
große Wohnparks und die machen da dies und 
jenes und die haben eine Straßenbeleuchtung 
und die bauen da dies und haben da großartig 
Geld reingesteckt. Und hier in den kleinen Ge-
meinden, da tut sich nichts. 

Um das Spektrum der "weichen" Motivatio-
nen für einen Einwohnerzuwachs in Achsen-
zwischenraumgemeinden noch zu erweitern, 
seien an dieser Stelle den Zitaten der Bür-
germeister-Interviews Aspekte hinzugefügt, 
auf welche die Gesprächspartner der drei an-
deren Interview-Serien hingewiesen haben. 

• Herr Doedens vom niederländischen 
Raumordnungsministerium nannte - bezo-
gen auf die Ansiedlung von Gewerbe - in 
einem Gespräch den erwarteten Zugewinn 
an Arbeitsplätzen und das dadurch ent-
stehende politische Prestige ("Here comes 
an investor and says 'Hey, I can make you 

famous!'") als die hauptsächlichen Beweg-
gründe für das Engagement der Bürger-
meister für eine "Falschansiedlung" in ih-
ren Gemeinden. Eine besondere Rolle 
spielen in den Niederlanden die Kosten, 
die den Gemeinden durch das Vorhalten 
der Gewerbeflächen entstehen und an de-
ren Deckung sie sehr interessiert sind. 
Dieser Kostendruck führt u.a. zu dem 
Bestreben der Gemeinden, entgegen den 
Regeln der festgeschriebenen ABC-
Planung A-Unternehmen an C-Standorte 
anzusiedeln. Hintergrund ist hierbei, dass 
sich die gleiche Gewerbefläche i.d.R. an 
A-Unternehmen teurer als an C-Unter-
nehmen verkaufen läßt, wohingegen C-
Standorte sich i.d.R. wesentlich kosten-
günstiger erschließen lassen. (Anmer-
kung: Ein Kurzzusammenfassung der 
Konzeption der niederländischen ABC-
Planung findet sich in [VROM, 1991]) 

• Herr Stein berichtete von Beispielen aus 
dem Oberen Elbraum, bei denen Gemein-
den auf zum Teil nicht mehr in allen Ein-
zelheiten nachvollziehbaren Wegen ver-
sucht hätten, von 5.000 auf bis zu 30.000 
Einwohner zu wachsen. Ähnliche Bestre-
bungen habe es auch bei anderen Groß-
projekten, insbesondere im Bereich des 
großflächigen Einzelhandels, gegeben. 
Herr Stein vermutet hinter diesem außer-
gewöhnlichen kommunalpolitischen Ein-
satz der entsprechenden Bürgermeister 
neben finanziellen Interessen ein Streben 
nach Prestige und Macht in der Region, 
insbesondere gegenüber der Kernstadt. 
Seiner Auffassung nach könne man die-
ses Verhalten auch als eine Verteidi-
gungshaltung der Umlandgemeinden ge-
genüber massiven Eingemeindungsgelüs-
ten der Kernstadt interpretieren. Offen ge-
äußerte Eingemeindungswünsche der 
Kernstadt hätten bis heute das Klima zwi-
schen der Stadt Dresden und den Um-
landgemeinden nachhaltig vergiftet. Eine 
Verteidigungshaltung bedeute deshalb für 
die Umlandgemeinden, durch entspre-
chende Ansiedlungen die finanziellen 
Grundlagen zu schaffen, nicht in eine Ein-
gemeindungsdiskussion verstrickt zu wer-
den. 

• LEHMBROCK und STEIN schreiben in ei-
nem Gutachten zum Thema Gewerbe-
gebietsausweisungen:  



5  -  Auswertung der Gespräche  46 
   

Auch größere und damit im Sinne der Landespla-
nung zu entwickelnde Gemeinden weisen Investi-
tionsgebiete in den sogenannten "nicht-
integrierten" Lagen am Stadtrand aus, um auf die-
se Weise zu verhindern, dass steuermittel- und 
prestigeträchtige Unternehmen in Nachbarorte 
wandern. Bei diesem "Windhundrennen" waren 
jene Kommunen im Vorteil, die relativ schnell und 
vermeintlich "unbürokratisch" Entscheidungen fäll-
ten: die "Bürgermeisterplanung" erwies sich am 
erfolgreichsten und kleine, nicht-zentrale Orte ver-
fügten über Entscheidungsstrukturen, die solche 
Schnellschüsse begünstigten. [STEIN, 
LEHMBROCK, 1997, S. 106]  

Prof. Schöppe berichtete von Gesprächen mit 
Bürgermeistern in Sachsen und Mecklen-
burg-Vorpommern, bei denen immer wie-
der in den Mittelpunkt gerückt wurde, in 
welchem Maße der Wohnungsbau unter 
dem Gesichtspunkt der Bauwirtschaft als 
Arbeitsplätze schaffend angesehen wurde. 
In die entsprechende Atmosphäre Anfang 
der 90er Jahre könne sich heute kaum 
noch jemand zurückversetzen, obwohl sie, 
so Prof. Schöppe, für das Verständnis der 
Vorgänge elementar sei. Die Bürgermei-
ster hätten in den Gesprächen ihren Zug-
zwang zum Ausdruck gebracht, nicht als 
"Arbeitsplatzverhinderer" dazustehen. 

5.1.6 Was die Investoren wollen 

Der Investor als treibende Kraft 

Fast alle Gemeinden berichten, nicht selbst 
nach Investoren im Bereich des Wohnungs-
baus Ausschau gehalten zu haben. Vielmehr 
hätten sich die Investoren von sich aus bei 
den Gemeinden aufgrund deren Attraktivität 
für Wohnungsbau gemeldet. Entsprechend 
scheinen in der Mehrzahl der Gemeinden 
auch im Fortgang der Projekte die entschei-
denden Impulse von den Investoren ausge-
gangen zu sein. Mit dieser Rollenverteilung 
einher gehen ganz bestimmte 
Entscheidungslogiken, die sich aus der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der Investoren 
ergeben. 
Die Gemeinde ist darauf angesprochen worden, 
ob nicht die Interessen bestehen, den Ort städte-
baulich weiterzuentwickeln, zu vergrößern, abzu-
runden oder wie auch immer, es gibt da verschie-
dene Motive. Hauptmotiv sind dann wahrschein-
lich auch wirtschaftliche Interessen des Investors. 
Sicherlich liegt es in der Hoheit der Gemeinden, 
Bebauungspläne aufzustellen, das ist auch alles 
geschehen, aber überall dann doch auf Betreiben 
von verschiedenen Investoren. 

In der Regel war es bislang so, dass also der 
Bauträger selten einen Bebauungsplan entwickelt 
hat, sondern es gab direkt Entwicklungsfirmen, 
die haben vom Prinzip her Grundstückskäufe ge-
tätigt, haben dann eine qualifizierte Planung dar-
über gelegt, mit der Gemeinde gemeinsam, und 
dann sind diese Bereiche überwiegend veräußert 
worden an Bauträger. Der Bauträger hat natürlich 
andere Interessen gehabt als teilweise derjenige, 
der den Plan entwickelt hat. Ein Architekt, denke 
ich mal, denkt auch wesentlich anders als ein 
Stadtplaner. Und [...] die bauausführende Firma 
[...] gemeinsam mit dem Architekten versuchen 
auch die vorgegebene Planung, die vielleicht ur-
sprünglich von der Idee her anders angedacht 
wurde, aber so auszunutzen, dass sich das Bau-
vorhaben innerhalb des rechtlichen Rahmens be-
wegt und trotzdem maximalen wirtschaftlichen Er-
folg bringt. Und aus diesem Grunde differiert das 
dann schon so ein bißchen zwischen der ur-
sprünglichen Planung und zwischen der Realisie-
rung, weil wie gesagt zwei verschiedene Parteien 
da mitgewirkt haben. Und aus diesem Grunde ist 
die Gemeinde momentan der Meinung, dass sie 
ausgenutzt wurde [...]. 

In der Gemeinde A-Dorf ist es ein bißchen anders 
gelaufen. Dort waren die Interessen die, dass also 
Investoren gesagt haben: Ja, wir entwickeln hier, 
wir entwickeln auch Geschoßwohnungsbau, nut-
zen alle steuerlichen Vorteile, Anliegermodell ... 
also hier sind sehr viele Wohnungen, sehr viele 
Häuser, die an Eigentümergemeinschaften ver-
äußert worden sind, dann weitervermietet werden. 
Also, ich denke mal, die Sache der steuerlichen 
Abschreibung, ja, bis vergangenes Jahr lief das ja 
so richtig, ist dort überwiegend verwirklicht wor-
den. 

Standortwahl der Investoren 

Investoren haben in der Regel relativ genaue 
Vorstellungen von einem idealen Projekt-
standort. Ein Übereinstimmen mit Zielen der 
Landes- oder Gemeindeplanung ist im Einzel-
fall zunächst eher zufällig gegeben. So be-
schrieb einer der befragten Investoren die 
Wahl seines Standortes in etwa mit den fol-
genden Kriterien, die sich aus erfolgreichen 
Projekten in anderen deutschen Ballungs-
räumen herauskristallisiert hätten:  

Gesucht werden Standorte in etwa 30 km 
Entfernung vom Stadtkern in ansprechender 
Umgebung, insbesondere an Schnittpunkten 
hochrangiger Verkehrsinfrastruktur. Gleich-
zeitig sollte der Bodenpreis und die sonstigen 
Standortbedingungen einen erschwinglichen 
Endpreis zulassen. Nach Aussagen des In-
vestors existieren von diesen Standorten im 
Raum Berlin nur noch eine Handvoll. Eine 
weitere wichtige Rolle spiele die Himmelsrich-
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tung des Standortes bezogen auf die Kern-
stadt. So sei allgemein zu beobachten, dass 
Randwanderer aus Kernstädten bevorzugt 
über die Stadtgrenze ins Umland ziehen, die 
ihrem bisherigen Wohnort in der Stadt am 
nächsten liege. Dieser Erfahrungswert ver-
deutliche die besondere Standortgunst der 
Gemeinden im Untersuchungsgebiet, da sie 
in der bevorzugten "Randwanderungsrich-
tung" der wohlhabenden Berliner Südwestbe-
zirke lägen. 

In den Sachverständigen-Interviews wurde 
mehrfach auf die raumordnerischen Folgen 
des Investorenverhaltens hingewiesen, das 
sich aus der Aufsummation der Standortent-
scheidungen ergibt. Dabei entstand z.B. das 
folgende Bild einer Raumplanung durch In-
vestoren: 

Die Art und Weise, in der Investoren in den ersten 
Jahren mit ihren Autos über die Autobahnen 
durch das Land reisten und nicht Städte, sondern 
Autobahnabfahrten als Standortkriterium für ihre 
Flächenkäufe ansahen, zeigte einen neuen Trend 
der "Raumplanung". Logisch weitergedacht führt 
diese "Planung" zu einem Siedlungssystem aus 
Wohnparks und Gewerbeparks mit dem Rückgrat 
"Autobahn". Das hat mit einem überkommenen 
Siedlungssystem, das von Städten und Dörfern, 
sowie von Zentralen Orten und gemischten Struk-
turen geprägt ist, wenig zu tun. Im Falle des Lkw-
Werks sollte der Gewerbepark nach Ahrensdorf 
und der Manager-Wohnpark an den Seddiner 
See, nahe des Golfplatzes, was die Schaffung 
zweier neuer Ballungen an nicht-integrierten 
Standorten ohne bisherige infrastrukturelle Ver-
bindung bedeutet hätte. Das war sozusagen die 
siedlungsstrukturelle Sichtweise der Industrie. 
Landschaft als Rohstoff, den man sich einverlei-
ben kann. Und um die problematischen Städte 
und Dörfer macht man einen Bogen und trägt 
nicht zu deren Revitalisierung bei, sondern man 
klebt sich allenfalls außen dran. 

In einem anderen Gespräch wurde darauf 
hingewiesen, dass Investoren von größeren 
Wohnungsbauprojekten aus Kostengründen 
i.d.R. mit planerischen Standardlösungen ar-
beiteten, die sie mit möglichst wenigen An-
passungen im Einzelfall realisieren wollten. 
Aus dieser Sichtweise könnten zusätzliche 
Erschließungskosten solange gewinnbrin-
gend finanziert werden, wie sie unter der Dif-
ferenz der Planungskosten zwischen einem 
Grüne-Wiese-Standort und dem Einfügen in 
einen städtebaulichen Bestand lägen. 

Gemeinden geben die Investorenwünsche 
nach oben weiter 

Herr Knauer von der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Havelland-Fläming beschrieb in 
einem Interview zu diesem Projekt, in welcher 
Weise eine große Zahl von Gemeinden auf 
die Wünsche und Angebote der Investoren 
reagiert und diese an die plangenehmigen-
den Ebenen weitergeleitet hätten. Vor dem 
Hintergrund des zentralen Anliegens der Re-
gionalplanung, schwerpunktmäßig Standorte 
in der Nähe der SPNV-Haltepunkte für den 
Wohnungsbau zu nutzen, berichtete er: 

Wissen Sie, wenn Sie mit den Leuten reden, [...] 
kriegen Sie zehn oder zwölf verschiedene Grün-
de, warum das [Bauen nahe der Bahn] hier nicht 
geht. Also da hat der Bund noch Flächen, der ver-
kauft sie nicht. Dann ist die Besitzzersplitterung zu 
groß. Dann kommen Ihnen die Kommunen und 
sagen: Ja, wir täten ja gerne an der Bahn bauen, 
aber der Immissionsschutz, wie sieht es denn da 
aus? Wer zahlt uns denn die Lärmschutzwand, 
weil das ist ja eine bestehende Strecke. Also da 
wird das vorgeschoben. Dann ist da mal ein 
Feuchtgebiet, dann fehlt es an der nötigen Er-
schließung. Machen wir uns nichts vor: Diejeni-
gen, die hier Bauland gesucht haben in der Regi-
on, nach was haben die geguckt? Die haben doch 
nicht geguckt nach Flächen, die von Häusern um-
zingelt sind. Sondern Sie haben geguckt, wo kann 
ich denn über 200 m Wiese den Waldrand sehen? 
Und da haben sie gekauft. Oder Vorverträge ge-
macht. Dann sind sie dann in die Gemeinden und 
haben gesagt: Ihr müßt jetzt übrigens einen Be-
bauungsplan aufstellen, weil da habe ich gekauft, 
da will ich Häuser bauen. Klar, machen wir. Und 
jetzt kommen da irgendwelche Leute aus Klein-
machnow (Anm.: Sitz der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Havelland-Fläming) und sagen: Oh, 
das sind aber fürchterliche Flächen, was wollt ihr 
denn da, da ist doch nichts. Ja, aber der Investor 
zahlt uns ja auch noch eine Schule und baut die 
Kläranlage. Und damit war das für die [Gemein-
den] erschlossen. 

Neben den Qualitäten des Standortes an sich 
spielt auch das Engagement der Bürger-
meister in den betreffenden Gemeinden eine 
wichtige Rolle für die Investoren. So wurde in 
den Gesprächen mit Externen darauf hinge-
wiesen, dass sich Investoren keinesfalls nur 
als Konkurrenten sähen. Vielmehr gäbe es 
einen regen Austausch zwischen den Inves-
toren einer Region über die Erfahrungen mit 
den unterschiedlichen Kommunalvertretern. 
Auf diese Weise würde sich recht schnell he-
rumsprechen, in welchen Gemeinden oder 
Ämtern die dynamischen und Projekten ge-
genüber aufgeschlossenen Bürgermeister, 
Amtsdirektoren oder Gemeindevertreter sä-
ßen, bei denen man als Investor keine zähe 
Überzeugungsarbeit leisten müsse. 
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Andererseits wurde in verschiedenen Ge-
sprächen an die besondere Situation der 
Bürgermeister in den Neuen Bundesländern 
in der ersten Hälfte der 90er Jahre erinnert. 
So wäre der von den Investoren gebotene 
Quadratmeterpreis vor dem geschichtlichen 
Hintergrund eines fast unverkäuflichen - und 
damit wertlosen - Bodens zu DDR-Zeiten aus 
Sicht der Bürgermeister von fast unbe-
schreiblicher Höhe gewesen. In Anbetracht 
der auf sie nach und nach hereinbrechenden 
finanziellen Belastungen durch die kommuna-
len Aufgaben hätten sie diesen Angeboten 
kaum widerstehen können. 

5.1.7 Wie die Gemeinden trotz allem 
an ihre Einwohner kommen 

In den vorangegangenen Abschnitten konnte 
gezeigt werden, dass die Wachstumsbe-
schränkungen der Landes- und Regionalpla-
nung die Gemeinden in mehrfacher Hinsicht 
an kritischen Stellen treffen. Auch wurde auf-
gezeigt, unter welchem kommunalpolitischen 
Druck die Gemeindevertreter teilweise ste-
hen, von außen in die gemeindliche Diskus-
sion getragene Projekte umzusetzen. In ei-
nem der Interviews der Reihe "Gemeinden im 
Achsenzwischenraum" mündete die Diskus-
sion in der Aussage, die Gemeinden hätten 
inzwischen "einen sportlichen Ehrgeiz" entwi-
ckelt, auch gegen die Landesplanung Projek-
te zu realisieren. Dieser Abschnitt soll anhand 
des Interview-Materials einige Wege aufzei-
gen, welche die Gemeinden inzwischen zu 
diesem Zweck gefunden haben. 

Der "direkte Umweg" über den Minister 
oder den Staatssekretär 

Eine Möglichkeit, die in der Vergangenheit 
aus Sicht der Gemeinden schon das ein ums 
andere Mal "zum Erfolg" geführt hat, besteht 
in einer Eingabe über hohe Funktionsträger 
der Landesregierung. Auf diese Weise wird - 
ggf. von entsprechender Presse begleitet - 
die politische Ebene zu einer Aussage zu ei-
nem vor Ort sinnvoll erscheinenden Projekt 
gezwungen. Wenn auch eine Reihe von Ein-
gaben letztendlich wieder über den Dienst-
weg bei den genehmigenden Abteilungen der 
Landesverwaltung landen, so erreichen man-
che Direktanfragen doch zumindest Etappen-
ziele der Gemeinden in Form von Runden Ti-
schen, Kompromiß- oder Stufenlösungen.  

Von meiner Seite aus, wenn ich nach der Wahl 
hier noch weiter Bürgermeister sein sollte, kann 
es nur so sein, dass man entsprechende Kontakte 

über Staatssekretär, Minister oder so was sucht, 
um da Verständnis zu erreichen, dass man, mit 
welchen Einschränkungen auch immer, uns so ei-
ne Entwicklung in Etappen gestattet. Wir haben 
zum Beispiel diese beiden Bebauungspläne. Ich 
habe mit beiden Investoren gesprochen und habe 
gesagt: Nun sagt mir doch mal, wie wollt ihr denn 
da ran gehen, das zu vermarkten? Na, schlicht 
und ganz einfach, die Frage hätte ich mir auch 
sparen können: Wir bauen nur das, wo der Bedarf 
ist. Das heißt also, wenn der Bebauungsplan ge-
nehmigt ist, dann geht man damit auf den Markt. 
Und wenn jetzt dann da 50 Interessenten sind, 
dann baut man eben 50 Häuser. Ich sage, dann 
macht mir doch mal so einen Ablaufplan für 3 - 4 
Jahre. Jetzt habe ich den auf dem Tisch zu liegen, 
da steht drin: Im ersten Jahr, sage ich mal, 20 
Häuser, im zweiten Jahr 20 Häuser, im dritten 20, 
im vierten auch ... also insgesamt 80 Häuser, ein 
bißchen gerundet, in den nächsten fünf Jahren. 
Selbst das akzeptiert man nicht. Bis jetzt nicht. 
Und das ist die einzige Chance, hier eine Aufwei-
chung zu erreichen. Und das kann nur passieren, 
wenn man beim Minister selber vorstellig wird und 
von dort her ... oder bei der Gemeinsamen Lan-
desplanung bei den entsprechenden Stellen ... 
und von ganz Hochrangigen ... der dann sagt, 
o.k., wir helfen euch, mit den und den Auflagen 
und den und den Schritten. 

Allianzpartner in den Ministerien 

Als ein recht erfolgversprechendes Verfahren 
hat sich das Suchen nach Allianzpartnern in 
anderen Ministerien erwiesen. Gelingt es ei-
ner Gemeinde, Unterstützung bei einem an-
deren Ressort zu finden, so kommt die eher 
schwache politische Position der Raumord-
nung innerhalb der Landesregierung zum 
Tragen, was für die Gemeinden die Chance 
eröffnet, nicht LEP-konforme Projekte ge-
nehmigt zu bekommen. 

Die Strategie bei diesem Vorgehen besteht 
darin, die unterschiedlichen Fachlogiken der 
Ministerien gegeneinander auszuspielen. So 
wird z.B. das Verkehrsministerium dem Aus-
bau einer Straßenverbindung i.d.R. erst dann 
zustimmen, wenn dort ein entsprechender 
Bedarf nachgewiesen werden kann. Für das 
Wirtschaftsministerium stellt sich das Prob-
lem anders herum, da es die Straße schon 
vorher als Marketingargument für die daran 
liegenden Standorte benötigt. Besonders er-
giebig sind für Achsenzwischenraumgemein-
den des engeren Verflechtungsraumes die 
unterschiedlichen Auffassungen über die 
konkrete Umsetzung des Leitbildes der De-
zentralen Konzentration. Wenn es gelingt, in 
einem Ministerium die unmittelbar wirksamen 
Vorteile z.B. der Ansiedlung Berliner Rand-
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wanderer, seien es Menschen oder Betriebe, 
und die damit verbundenen Steuer- und Ar-
beitsplatzeffekte plastisch genug darzustel-
len, so kann es möglich sein, hier angesichts 
der trüben Haushalts- und Arbeitsmarktsitua-
tion Verbündete für ein nicht LEP-konformes 
Projekt zu gewinnen. 

Dieses Vorgehen wird dadurch noch begüns-
tigt, dass bestimmte Ressorts wie das In-
nenministerium oder das Städtebauministeri-
um aufgrund ihrer Selbstdefinition den Ge-
meinden politisch näher stehen als dies für 
die Raumordnung der Fall ist. Entsprechend 
finden Vorwürfe der Gemeinden, die Restrik-
tionen der Landes- und Regionalplanung un-
tergrüben die kommunale Planungshoheit, in 
diesen Häusern ein sehr viel offeneres Ohr 
als z.B. bei der Gemeinsamen Landespla-
nung. 

Prof. Schäfer wies in einem der Interviews 
darauf hin, dass allein die hohe Gewinner-
wartung der Käufer und Verkäufer, die bei der 
Umwandlung von Ackerland in Bau- bzw. er-
schlossenes Bauland entstünden, einen sol-
chen politischen Druck auf die Gemeinden 
mit sich bringe, dass diese ihn zwangsläufig 
nach "oben" weitergäben. In manchen Fällen 
seien Bürgermeister der Landesplanung so-
gar insgeheim dankbar, wenn sie - als der po-
litische "Buhmann" - ungeliebten Projekten in 
der Gemeinde die Genehmigung versagten. 

Auch wenn z.B. das Städtebauministerium 
den LEP eV als Planungsgrundlage prinzipiell 
unterstützt, bieten sich im Einzelfall für die 
Gemeinde Chancen, über eine städtebauli-
che Argumentation von dieser Seite her Rü-
ckendeckung zu bekommen. Als Beispiel sei-
en an dieser Stelle Typ-III-Gemeinden ge-
nannt, die in der ersten Hälfte der 90er Jahre 
große Wohnprojekte auf der grünen Wiese 
ohne den Widerstand einer gut eingearbeite-
ten Raumordnung realisieren konnten. Soll-
ten diesen Gemeinde nun gegen Ende der 
90er Jahre anfangen wollen, ihre Innenberei-
che zu sanieren, so kann ihnen dafür ggf. 
durch die Gemeinsame Landesplanung mit 
Hinweis auf die realisierten und schon weit 
über die 10%-Grenze hinausgehenden Neu-
bauprojekte die Genehmigung verweigert 
werden. In einem solchen Fall bestünde eine 
durchaus realistische Chance für die Ge-
meinde, beim MSWV Gehör und Unterstüt-
zung zu finden, da dessen Prioritäten eher 
städtebaulicher und gemeindescharfer Natur 
sind. 

Andere Allianzpartner 

Neben den Ministerien finden die Gemeinden 
im Einzelfall Unterstützung bei anderen poli-
tisch aktiven Organisationen. So ergab sich in 
einem Fall der Kontakt zu den entsprechen-
den Ministern über den Mieterschutzbund. 
Hierbei wurde die Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum für restitutionsbehaftete Per-
sonen aus der Region in den Mittelpunkt der 
Diskussion gestellt. 

Planungs- und verwaltungsrechtliche Unter-
stützung und Beratung bekommen die Ge-
meinden u.a. bei den kommunalen Spitzen-
verbänden, um sich auf juristischem Wege 
gegen Entscheidungen der plangenehmigen-
den Stellen zur Wehr zu setzen. 

Auch personelle Querverbindungen innerhalb 
der politischen Parteien können die Durch-
setzung nicht LEP-konformer Projekte aus 
Sicht der Gemeinden unterstützen. 

Insbesondere vor dem Hintergrund der Ziel-
setzung dieser Arbeit, Konfliktfelder bei der 
Umsetzung verkehrssparsamer Raumstruktu-
ren herauszuarbeiten, ist es deshalb wichtig, 
zur Kenntnis zu nehmen, dass unterschiedli-
che Ressortinteressen und Planungslogiken 
immer einen Anknüpfungspunkt für Gemein-
den bieten können, Projekte an nicht-
integrierten Standorten durchzusetzen. So 
hieß es in einem der Gespräche: 

Wissen Sie, das hat keinen Sinn, im Land Bran-
denburg über nicht verdientes Geld für dieses und 
jenes nachzudenken. Sondern, wenn man sich 
Gedanken machen müßte, wo Geld sinnvoll ein-
gesetzt ist, wo also die Fördermark nachher zu 
zwei Mark BIP wird, oder drei Mark oder fünf 
Mark. Das heißt, sich mit den Strukturen ausein-
ander zu setzen und diese sparsamen Strukturen 
zur Grundlage von Förderung zu machen. Wenn 
sich da mehr einig wären und wenn nicht das Ge-
schrei und die Lautstärke von zwei, drei Bürger-
meistern und einem Landtagsabgeordneten, de-
nen der Wahlkampf im Nacken sitzt, wenn die 
weniger Gewicht hätten, dann kann man das 
(Anm.: gemeint ist die Umsetzung verkehrsspar-
samer Raumstrukturen) schaffen. Aber das schei-
tert bisher [...] nur daran, dass nicht alle mitma-
chen, sondern dass die Ausnahmen das Gesche-
hen bestimmen. 

Die hier vorgestellte Problematik ist kein 
Spezifikum der Region Berlin-Brandenburg. 
So bestätigte auch Herr Doedens vom nie-
derländischen Ministerium für Wohnungswe-
sen, Raumordnung und Umweltschutz die 
ständig latent vorhandene Gefahr der 
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"Falschansiedlungen" gegen die Konzeption 
der ABC-Standorte. Eine Reihe dieser 
Falschansiedlungen seien sogenannte "politi-
sche Ansiedlungen", bei denen es den Ge-
meinden gelungen sei, aus der Ansiedlung 
ein politisches Thema zu machen, so dass 
dem Arbeitsplatzargument letztendlich Vor-
rang vor den raumordnerischen Langzeitzie-
len eingeräumt wurde. 

Die Macht des Faktischen 

BERNART, KÖRBEL, KREIBICH und 
FREHN berichten im Rahmen des ExWoSt-
Projektes im Landkreis Aue-Schwarzenberg 
von der Problematik, dass zum Zeitpunkt der 
raumordnerischen Abwägung i.d.R. bereits 
"eine Menge Geld im Spiel" sei. 

Die Kommunen sind nicht verpflichtet, die Kreis-
verwaltung und damit auch die Kreisentwicklung 
frühzeitig in den kommunalen Planungsprozeß 
einzubinden. Die Kreisentwicklung hat folglich 
nicht automatisch Kenntnis über die kommunalen 
Planungsabsichten und Änderungen der FNP-
Entwürfe in den Kommunen. Sie wird erst in den 
Planungsprozeß einbezogen, wenn dieser bereits 
weit fortgeschritten ist und eventuell Vorhabenträ-
ger schon aktiv geworden sind. Der Planungspro-
zeß hat zum Zeitpunkt der TÖB-Beteilung bereits 
nicht unerheblichen finanziellen Aufwand verur-
sacht. Deshalb können i.d.R. kaum grundsätzliche 
Änderungen erwirkt werden, es sei denn, es er-
geben sich gravierende Bedenken, die von ande-
ren Stellen mitgetragen werden und zu Änderun-
gen oder zum Abbruch einer Planung führen. 
[BERNART et al., 1996, S. 93] 

Grundsätzliche politische Unverkäuflich-
keit planerischer Schwerpunktsetzungen 

Ein Gesprächspartner führte die hier an Bei-
spielen aufgezeigte Problematik auf ein viel 
grundsätzlicheres Umsetzungsproblem jed-
weder Schwerpunktsplanung zurück. Die pla-
nerische Entscheidung für einen priorisierten 
Raum beinhalte danach immer die - oft un-
ausgesprochene - Rücksetzung der Restflä-
che, denn gegenüber dem Besonderen gäbe 
es in der Raumplanung kein "Normal". Politi-
schen Vertretern fiele es aber in der Praxis 
sehr schwer, diese Schwerpunktsetzungen 
an allen Orten mit allen Konsequenzen dar-
zustellen und zu verteidigen. Ein politischer 
Mandatsträger habe keine Schwierigkeiten, 
ein Schwerpunktkonzept in den Schwerpunk-
ten der Planung zu "verkaufen". Er werde 
i.d.R. aber nicht mit der gleichen Offenheit die 
implizite Rücksetzung in den restlichen Ge-
meinden vertreten. Häufig würden diese ver-
schwiegen, durch andere Themengebiete po-

litisch kompensiert oder durch Ausnahmen 
("Wahlgeschenke") konterkariert.  

Das Ergebnis dieses Grundproblems mag 
das folgende Zitat eines Bürgermeisters einer 
nicht priorisierten Gemeinde illustrieren: 

Frage: Beim Durchfahren durch Ihre Gemeinde 
hatte ich das Gefühl, dass hier fast mehr passiert 
als in B-Stadt, was mich doch sehr verblüfft hat. 
Deshalb würde ich gerne wissen, ob Sie das Ge-
fühl haben, dass bei der Fördermittelvergabe die 
Zentralität irgendeine Rolle gespielt hat. 
Antwort: Wissen Sie, wie die alten Römer die 
Glücksgöttin dargestellt haben? Vorne hatte sie 
lockige Haare und hinten hat sie Glatze. Also, 
man muß das Glück immer gleich beim Schopfe 
packen. So ist das mit uns gewesen. Wir haben 
immer ein bißchen Glück gehabt, aber Glück hat 
auch immer nur der Tüchtige, muß ich sagen. 

5.1.8 Wie die Gemeinden den Verkehr 
wahrnehmen 

Die Schaffung verkehrssparsamer Raum-
strukturen zielt auf eine Reduktion der Belas-
tungen ab, die sich aus den verschiedenen 
Verkehren ergeben. Dabei stehen die Verrin-
gerung des Verkehrsaufwandes - insbeson-
dere durch eine Reduktion der Entfernungen 
- und eine umweltfreundlichere Verkehrsmit-
telwahl - ebenfalls unterstützt durch kürzere 
Entfernungen - im Vordergrund. Da es sich 
bei den Instrumenten der Verkehrsvermei-
dung i.d.R. um Aspekte handelt, die nicht in-
nerhalb der klassischen Verkehrsplanung lie-
gen (Siedlungsstruktur, Steuer- und Förder-
politik, etc.), ist ein erheblicher Gestaltungs-
wille der Beteiligten für eine erfolgreiche Um-
setzung verkehrssparsamer Raumstrukturen 
notwendig. Ein solcher Gestaltungswille setzt 
aber eine Überzeugung in die Notwendigkeit 
der Veränderung voraus. Genau an dieser 
Stelle tritt ein Paradoxon der Verkehrswahr-
nehmung im Stadt-Umland-Verhältnis auf. 

Wahrnehmung der Verkehrsprobleme in 
Stadt und Land 

Nach Schätzungen von Prof. Kutter wird im 
Berliner Kernbereich, dem sogenannnten 
"Hundekopf" ein werktäglicher Verkehr in der 
Größenordnung von 100.000 Fzg-km/km2 er-
zeugt. Demgegenüber stünde das Branden-
burger Umland, in dessen Gemeinden je 
nach Lage die Verkehrsdichte nur etwa ein 
1/30 oder 1/50 vom Wert der Kernstadt 
betrage.  



5  -  Auswertung der Gespräche  51 
   

Je weiter weg sich diese Gemeinden von 
Berlin bzw. den Achsen des LEP eV befin-
den, desto weniger ist in diesen Gemeinden 
ein Verkehrsproblem wahrnehmbar. Anderer-
seits tragen die Randwanderer in den abge-
legenen, nicht-integrierten Gemeinden auf-
grund ihrer Lage und den damit verbundenen 
Entfernungen besonders zum regionalen 
Verkehrsaufwand bei und sind durch ihre 
Standortwahl auf das Auto als einzig mögli-
ches Verkehrsmittel festgelegt. Wie OSWALD 
in einem bereits zu Anfang dieser Arbeit zi-
tiertem Aufsatz der Berliner Stadt-
planungszeitschrift "Stadtforum" schreibt, 
wird die Verkehrsbelastung in der Kernstadt 
immer häufiger von Bürgern als Grund für ih-
re Randwanderung angegeben, wobei sie ge-
rade durch ihren Wegzug ins Umland die 
Verkehrssituation in der Kernstadt verschär-
fen [OSWALD, 1998, S. 37]. Für die Umset-
zung verkehrssparsamer Raumstrukturen 
stellt sich somit das grundsätzliche Problem, 
dass in den Gemeinden, die im Falle von Zu-
zug am stärksten zur Steigerung des regiona-
len Verkehrsaufwandes beitragen, weder die 
Problemwahrnehmung vorhanden ist ("Ver-
kehrsprobleme hat doch nur die Kernstadt.", 
"Wir sind doch extra wegen dem vielen Ver-
kehr nach draußen gezogen."), noch der ei-
gene Beitrag angesichts der geringen Ge-
meindegrößen in irgendeiner Weise relevant 
erscheint ("Unsere paar Häuschen können 
nun wirklich nicht an allem Schuld sein."). 
Vielmehr setzt sich jeder Planer oder Politiker 
in diesen Gemeinden dem Verdacht aus, nur 
die Interessen der Kernstadt vertreten zu wo l-
len, wenn aus Verkehrsproblemen "der Regi-
on" konkrete Entwicklungsbeschränkungen 
für die kleinen Umlandgemeinden abgeleitet 
werden. 

Kaskadenwahrnehmung der Verkehrspro-
bleme in den Umlandgemeinden 

Die Differenzen in der Wahrnehmung der 
Verkehrsprobleme sowie aus den sich daraus 
ableitenden Forderungen an die Verkehrs- 
und Siedlungspolitik bestehen nicht nur zwi-
schen der Kernstadt und den Umland-
gemeinden. Sie bestehen auch zwischen den 
Umlandgemeinden in Abhängigkeit von ihrer 
Lage im Verkehrsnetz und ihrem Abstand zu 
den Kernstädten Berlin und Potsdam. 

   

Abbildung 5-2: Der Kaskadenwahrnehmung 
des Verkehrs zugrunde liegende Lage der 
Gemeinden in bezug auf die Kernstadt (An-
merkung: Die Gemeindetypnummern der Ab-
bildung stehen in keinem Zusammenhang mit 
den Gemeindetypen des LEP eV) 

Im folgenden sollen auf der Grundlage von 
Zitaten aus den Interviews der Serie "Ge-
meinden im Achsenzwischenraum" die unter-
schiedlichen Wahrnehmungen der Verkehrs-
probleme und die jeweils daraus abgeleiteten 
Folgerungen dargestellt werden. Dazu wur-
den Zitate von Bürgermeistern in bezug auf 
ihre verkehrliche Lage ähnlicher Gemeinden 
zu Gemeindetypen zusammengefaßt, um die 
kaskadenartigen Aussagen komprimierter 
und in ihrer Summe prägnanter darstellen zu 
können. 

Wahrnehmung und Forderungen des 
Gemeindetyps 1 

In diesen, zum Wohnen aufgrund der land-
schaftlichen Reize sehr attraktiven Gemein-
den stoßen Fragen nach Verkehrsproblemen 
trotz beachtlicher Zuwanderung auf völliges 
Unverständnis. 

Frage: Würden Sie sagen, Ihre Gemeinde hat 
Verkehrsprobleme? 
Antwort: Am Sonntag, wenn Badesaison ist, dann 
steht hier alles voll. Das ist nicht gewollt von uns, 
aber ich weiß auch nicht, wie das geändert wer-
den kann. 

Entsprechend unergiebig verlaufen i.d.R. 
Diskussionen über Konzepte der Verkehrs-
sparsamkeit in Gemeinden dieses Lagetyps, 
da ihnen jegliche Problemerkennung fehlt. 

Wahrnehmung und Forderungen des 
Gemeindetyps 2 

In den Gemeinden des zweiten Typs sammelt 
sich der Verkehr aus den Gemeinden des 

3 

3* 

Kernstadt 

4 4* 

1 

2 
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ersten Typs und belastet die Ortsdurchfahr-
ten zusätzlich zum eigenen Verkehr. Die Bür-
ger nehmen die steigenden Belastungen 
wahr, die Zurechnung ist aber schwierig und 
die Belastungen überschreiten noch nicht die 
Schmerzgrenze. 

Alle Leute, speziell die Alteingebundenen, die Alt-
einwohner von A-Dorf müssen sich mit der jetzt 
sich darstellenden Verkehrssituation erst mal an-
freunden. Sie ist nicht gerade für sie freundlich, 
das heißt, wir haben des öfteren Stillstand und 
Stauzeiten. Und daran müssen die Leute sich erst 
gewöhnen. Komischerweise ist es ja leider so, [...] 
das [wird] dann natürlich festgemacht an den 
Neuen. Die sind neu hierher gezogen, die stehen 
hier auf der Straße mit uns zusammen rum und 
wir müssen auch stehen. Das ist ja nun der land-
läufige Eindruck, der entsteht. 

Also, sicherlich hat sich der Verkehr erhöht, aber 
eigentlich überall. Eine Grundaussage der Pla-
nung ist ja auch die, dass möglichst kurze Ver-
kehrswege geschaffen werden sollten, also Ge-
werbebebauung, Wohnbebauung, und und und 
also die Wege zwischen der Wohnstätte bis hin 
zur Handelsstätte, also zu Einkaufsmöglichkeiten 
bzw. auch zur Arbeitsstätte möglichst gering 
gehalten werden. Wir haben hier kaum Handel, 
wir haben hier kaum Gewerbe. Vom Prinzip her ist 
das hier wirklich eine reine Schlafstadt. Aus die-
sem Grunde hat sich sicherlich der Verkehr er-
höht. Einmal Richtung Berlin, dann Richtung 
Potsdam insbesondere. Aber er hat sich halt nicht 
so erhöht, dass es hier teilweise zum Verkehrskol-
laps führt. Ich denke mal, dass hier die Entwick-
lung eigentlich völlig normal ist. Sicherlich gibt es 
Stoßzeiten, es gibt auch manchmal, 2-3 mal im 
Monat auch mal einen Stau, [...]  Aber ansonsten, 
denke ich mal, so auslaufend aus den Orten ist 
das relativ problemlos. 

Wahrnehmung und Forderungen des 
Gemeindetyps 3 

In den Gemeinden der dritten Kaskade er-
reicht die Summe der Verkehre - ggf. noch 
vermischt mit überregionalem Durchgangs-
verkehr eine Schmerzgrenze. Entsprechend 
lautstark wird die Forderung nach einer Orts-
umgehung als der "verkehrsplanerischen 
Standardlösung" erhoben. 

Wir haben jetzt am Tag rund 20.000 Fahrzeuge 
und gehen davon aus, dass sich das entwickelt 
auf über 30.000 Fahrzeuge. [...] Und deshalb ist 
eine Umgehungsstraße unumgänglich. 

Und somit haben wir einen enormen Verkehr. Da-
zu kommt noch eine zweite Achse, wenn Sie so 
wollen, südlich aus Berlin raus ins Umland, [...] 
und alles trifft sich mehr oder weniger hier am 
Kirchplatz. Von da her hat der Ort eine enorme 

verkehrstechnische Belastung. Und was sich ent-
sprechend negativ darstellt für die Anwohner. Man 
redet jetzt über eine Umgehungsstraße, ob süd-
lich oder nördlich. Da gibt es klare Vorstellungen 
der Gemeinde, die sich nicht mit den Gedanken 
der Landesplanung decken. 

Das haben wir ja nun glücklich, nach einem zehn-
jährigen Kampf mit dem Land Brandenburg sozu-
sagen, überstanden. Wir bekommen ja nun in die-
sem Jahr noch unsere Umgehungsstraße. Das ist 
ein großer Vorteil. 

Während die Forderungen der eigenen Ge-
meinde nach einer Ortsumgehung vehement 
vorgetragen und gegenüber dem Land und 
den Nachbargemeinden verteidigt werden, 
sind gleichartige Projekte "im Rücken" lie-
gender Gemeinden Grund zum Argwohn. 

Es ist von vornherein unsinnig, eine Umgehung 
[der Gemeinde 3* (vgl. Abbildung 5-2)] vor der 
[unsrigen] zu setzen. Die Verkehre kommen ja 
aus [der Gemeinde 3*] und dann noch von der 
Autobahn [zu uns] rein und in [der Gemeinde 3*] 
kommen sie nur von der Autobahn rein. Also bei 
uns potenziert sich ja nochmal der Verkehr. Und 
man suggeriert nun, man macht nun eine Umge-
hung in [der Gemeinde 3*], dadurch kommen aus 
[der] Richtung noch mehr [bei uns] an. Also völlig 
undurchsichtig. Das Chaos ist programmiert in 
den nächsten drei Jahren, wenn [das bei der Ge-
meinde 3*] steht und [bei uns] noch nicht weiter 
ist.  

Interessant an dieser Argumentation ist, dass 
intuitiv der Zusammenhang zwischen Raum-
widerstand (hier dessen Senkung durch die 
Ortsumgehung der Nachbargemeinde) und 
Verkehrsbelastung gesehen wird, wenn die 
eigene Gemeinde von der Belastung betrof-
fen ist. Diese Erkenntnis wird aber nicht auf 
das eigene Vorhaben zur Senkung des 
Raumwiderstandes (Bau der eigenen Orts-
umgehung) angewendet, obwohl die Ge-
meinden des vierten Typs (vgl. Abbildung 5-
2) genauso unter dieser Umgehung leiden 
könnten, wie das für die eigene Gemeinde 
durch die Umgehung in der Gemeinde 3* be-
fürchtet wird. Die Proteste der näher zur 
Kernstadt liegenden Gemeinden stoßen - 
trotz identischer Argumente - häufig wieder-
um auf Unverständnis: 

Die [in der Gemeinde 4] sind sowieso so ein Völk-
chen für sich, in Anführungsstrichen. Nur keinen 
Durchgangsverkehr! Und die liegen in bestimmten 
Straßen nun mal da. Wenn ich [in die Kernstadt] 
will, dann muß ich durch [die Gemeinde 4], Don-
nerwetter, da fahre ich doch nicht einen Riesen-
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umweg ... also wenn ich nicht über die Autobahn 
fahre. Also fahre ich durch [die Gemeinde 4]. 

Ein ähnlicher Widerspruch findet sich auch 
bei den Aussagen, die sich auf die Zusam-
menhänge von Siedlungsstruktur und Ver-
kehrsaufkommen beziehen. So kritisieren 
Gemeinden der dritten Kaskade gelegentlich 
Ausweisungen weiter von der Kernstadt ent-
fernter Gemeinden. 

Und wir weisen auch immer darauf hin, z.B. in 
[der Gemeinde 2], da gab es mal zwei Bebau-
ungspläne, 91/92, und entsprechend der mögli-
chen Entwicklung des Ortes konnte da nur einer 
ziehen, und nun wollen sie den anderen nachzie-
hen. Das ist natürlich kompliziert, damit entwickelt 
man unnötigen Verkehr, der so nicht gewollt ist. 

Die gleichen Gemeinden haben in einigen 
Fällen aber selbst in beachtlichen Größen-
ordnungen Wohnungsbau betrieben. Dessen 
Verkehrseffekte werden aber klein geredet. 
Sie gelten als vernachlässigbar, nicht zuletzt, 
weil die Probleme nicht in der eigenen Ge-
markung auftreten. 

Der Bereich, wo wir die 1000 WE dort ansiedeln, 
der ist so gelegen, dass der direkt angebunden ist 
an den äußeren Bereich des Ortes. Also, die stö-
ren sich nur selbst im Verkehr in diesem kleinen 
Areal. Ansonsten sind sie direkt angebunden am 
Ortsausgang, so dass die überhaupt nicht stören. 
Also wir kriegen dadurch keine Verkehre in Grö-
ßenordnungen hinzu. 

Nur der Bund, der hat große Bedenken gehabt, 
dass man die Bundesstraße von [unserer Ge-
meinde] nach Potsdam vierspurig zu machen hat. 
Das ist dann abgeblockt worden durch das 
MSWV, weil dann in Potsdam selbst der Verkehr 
nicht aufzufangen ist. Aber ansonsten haben wir 
direkte Gespräche mit Potsdam oder so noch 
nicht geführt. Da verlieren sich 1000 Wohnungen 
in jedem Fall. 

Also, ich sehe da nicht das Problem, wenn wir 
hier 1.000 Einwohner mehr haben, dass da [die 
Gemeinde 4 (vgl. Abbildung 5-2)], sage ich mal, 
die rote Lampe ziehen würde. Das glaube ich 
nicht. Und das Verhältnis zur Entwicklung ist ja 
eindeutig zugunsten [der Gemeinde 4]. Deren 
Probleme sind hausgemacht. Die entwickeln sich 
riesig. Ich finde das gut. Aber man hat eben ver-
säumt, rechtzeitig die Verkehrsplanung in den 
Griff zu kriegen. 

Als Zusammenfassung der Wahrnehmungen 
der Gemeinden der dritten Gruppe möge das 
folgende Zitat eines Bürgermeisters dienen: 

Und wenn wir noch eine Umgehungsstraße krie-
gen sollten nach unserem Wunsch, hat sich ver-
kehrstechnisch für uns alles zum Positiven ge-
wendet. Vielleicht sollte man nicht so anspruchs-
voll sein, aber verkehrstechnisch oder straßen-
technisch sind wir dann top. [...] Was uns nur 
fehlt, sind ein paar Einwohner. 

Wahrnehmung und Forderungen des 
Gemeindetyps 4 

Der Gemeindetyp 4 ist in vielerlei Hinsicht 
nicht vom Typ 3 zu unterscheiden. Allerdings 
bringt die unmittelbare Grenzlage zur Kern-
stadt komplexere Vernetzungen mit sich, die 
Pauschallösungen stumpfer werden lassen. 
So erheben die Gemeinden dieses Typs zum 
Teil Vorwürfe gegen die Kernstadt, sie würde 
die Bereiche unmittelbar nach der Stadtgren-
ze nicht durchlaßfähig genug gestalten, so 
dass sie als angrenzende Gemeinden den 
Rückstau bis in ihre Gemarkungen zu ertra-
gen hätten. Diesem Problem begegnen die 
Gemeinden des vierten Typs u.a. mit einem 
Wettlauf an Durchfahrtsbeschränkungen ins-
besondere für den Schwerlastverkehr. 

[Unsere Durchgangsstraße] ist momentan so 
stark frequentiert, weil die [Kernstädter] vergessen 
haben, das [direkt hinter der Stadtgrenze liegende 
Industriegebiet] vernünftig verkehrstechnisch an-
zubinden. [...] [Die Firmen sind] zur Stadt gegan-
gen und haben gesagt, kommt Kameraden, wir 
wollen uns hier ansiedeln, wir kaufen hier das Ge-
lände an von der Treuhand und entwickeln hier 
was. Und mit euch zusammen wollen wir dieses 
Industriegebiet erschießen. Da hat die [Kernstadt] 
gesagt, das ist erschlossen. Da haben die gesagt, 
na, die beiden Sträßchen, die ihr da habt, das ist 
doch keine Erschließung. Das muß richtig passie-
ren, vierspurig, etc. Dann können wir die Ver-
kehrsströme ... hat die [Kernstadt] geblockt und 
hat gesagt, haben wir keinen Bedarf dafür. Also 
haben die sich entwickelt, peu à peu, was pas-
siert? Zwei Jahre später, '94, steht nachts mit ei-
nem Mal in [der Gemeinde 4*] ein neues Ver-
kehrsschild, Verkehrsverbot für Lkw in den A-
bendstunden. Die dürfen überhaupt nicht mehr da 
durchfahren. Einfach dirigistisch angeordnet. Und 
was passierte? Der ganze Verkehr ging mit einem 
Mal [...] hier durch. Und wenn Sie sich mal eine 
Stunde hinstellen, hier vorne, dann sehen Sie, wie 
viele Lkws dabei sind, also wie viele Lasttranspor-
te hier durchfahren. Das ist unser Problem, das 
wir momentan haben. Und deshalb müssen wir 
und werden wir auch die Umgehungsstraße, die 
kommen soll, von der [Umlandstraße] direkt in 
dieses Industriegebiet, über [die nahegelegenen 
Wiesen] ... sie ist zwar sicherlich für die Ökologie 
und für einige Lurche und einige Störche, und was 
da so ist, nicht so o.k., aber für uns ist es die ein-
zige Alternative, das zu fördern, dass das stattfin-
det. 
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Im allgemeinen Verkehrszuwachs fallen 
siedlungsstrukturelle Effekte nicht auf 

In allen Gemeinden wird eine Zunahme des 
Verkehrs bestätigt, auch wenn daraus - wie in 
den vorigen Abschnitten gezeigt - unter-
schiedliche Schlußfolgerungen gezogen wer-
den. In allen Gemeinden ist jedoch zu beo-
bachten, dass die allgemein steigende Moto-
risierung, insbesondere in den Neuen Bun-
desländern seit dem Fall der Mauer, für die 
Verkehrszunahmen verantwortlich gemacht 
wird und demgegenüber siedlungsstrukturelle 
Effekte kaum ins Gewicht fallen. Dass diese 
Effekte teilweise auch dynamisch miteinander 
verknüpft sind, kommt nicht zur Sprache. 

Ja, erstmal hat generell der Pkw-Verkehr zuge-
nommen. Weil, machen wir uns mal nichts vor, A-
Dorf-typisch war in den 70er/80er Jahren das 
Fahrrad bis zur Bahn, stehenlassen, nach Berlin 
fahren als Pendler. Jetzt fährt ja jeder 18jährige, 
wenn er ins Gymnasium fährt, ein Auto. Also, da 
hat schon die Belastung zugenommen. Das ist 
nun aber nicht so, dass ich sagen würde, das ist 
unerträglich. Aber es gibt heute pro Familie 2-3 
Autos. Und da in A-Dorf selbst kein sehr perso-
nenträchtiges Gewerbe vorhanden ist, fährt der A-
Dorfer mit dem Auto zur Arbeit, nach Potsdam 
oder nach Berlin, oder nach Brandenburg, oder 
weiß ich wohin. 

Unser Verkehrsproblem in Anführungsstrichen hat 
mit der Wende begonnen. Und zwar zu dem Zeit-
punkt, wo jede Familie mindestens ein oder zwei 
Autos hat. Früher war die Verkehrsdichte erfah-
rungsgemäß, oder nach unserem und sicherlich 
auch nach Ihrem Sinn, wahnsinnig gering. Das 
hat sich schlagartig geändert mit der Möglichkeit, 
dass sich jetzt jeder ein Auto kaufen konnte ... 

Das ist schlimm geworden, aber wie gesagt, das 
haben wir selbst auch verursacht, nicht die hier 
herziehen, sondern wir. Ich selber habe zeitweise 
in meiner Familie auch zwei Autos gehabt, und als 
die Tochter noch da wohnte, da hatten wir drei 
Autos. Und so geht es anderen hier auch, und 
ausgerechnet die schimpfen dann dadrüber, dass 
der Verkehr so stark ist und der ruhende Verkehr 
hier auch solche Ausmaße angenommen hat. Ich 
glaube nicht, dass der Zuzug zu so einem 
wahnsinnigen Problem geführt hat. 

In den besonders von Schwerlastverkehr be-
troffenen Gemeinden stehen die Probleme 
des Wirtschaftsverkehres mit den entspre-
chenden Belastungen durch Lärm und Er-
schütterungen so sehr im Vordergrund der 
Wahrnehmung und der Kommunalpolitik, 
dass das Argument, die ihnen auferlegten 
Wachstumsgrenzen im Einwohnerbereich 

dienten auch der Verkehrsminimierung, auf 
entsprechendes Unverständnis stößt. 

Und das ganze große Problem ist die Müllkippe in 
B-Dorf, dass da also der ganze Container-Verkehr 
hier [durchgeht], speziell früh und abends. Das ist 
schon unheimlich belastend. Also, die Erschütte-
rungsmessungen und die Lärmpegelmessungen, 
die wir haben durchführen lassen, liegen weit über 
den zulässigen Werten. Und das macht richtig 
Zorn hier im Dorf, weil wir einfach vor einer Situa-
tion stehen, die wir im Augenblick einfach nicht 
beherrschen. Es ist ja nicht nur, dass sich manche 
im Schlaf gestört fühlen oder das die Kaffeetasse 
aus dem Schrank rausfällt, wenn man aufmacht, 
sondern es ist ja auch einfach so, dass jeder um 
seine Bausubstanz fürchtet. 

Frage: Und das Neubaugebiet in B-Dorf. Haben 
Sie das Gefühl, dass das irgendwie mehr Verkehr 
bei Ihnen mit sich bringt? 
Antwort: Meiner Meinung nach ... der Individual-
verkehr nimmt auch zu, auf jeden Fall, aber der 
macht nicht so viel Lärm. Die Lkws sind das Prob-
lem, grausam! 

Überregionaler Durchgangsverkehr ver-
steckt die regionale Verkehrszunahme 

Neben der Verkehrszunahme aufgrund der 
allgemein gestiegenen Motorisierung über-
deckt der überregionale Durchgangsverkehr 
in manchen Gemeinden die verkehrserzeu-
genden Effekte der Zersiedlung. Da aber die-
ser Verkehr durch die Zielsetzungen, die hin-
ter den Einwohnerzuwachsbeschränkungen 
der Landesplanung stehen, nicht vermindert 
wird, scheint aus Sicht der Gemeinden auch 
hier die Verkehrsvermeidung an den fal-
schen, weil augenscheinlich marginalen 
Problemen anzusetzen. Im Untersuchungs-
gebiet wurde von einer Reihe von Gemein-
den der Durchgangsverkehr aus dem Raum 
Luckenwalde in Richtung Berlin bzw. Pots-
dam als das gravierendste Verkehrsproblem 
der Kommune dargestellt. 

Wo wir ein Problem haben, ist natürlich im Ver-
kehrsdurchfluß, ja, da haben wir ein großes Prob-
lem. Das ist extrem, und zwar haben wir eine 
ganz dumme Straße, die ist eine Durchgangs-
straße, das ist die Verbindung zwischen der Stadt 
Potsdam und Luckenwalde, so die Ecke hier, und 
das hier ist so die westliche Seite. Die nördliche 
Seite fährt ja die B101 oder die B96, aber wir sind 
die einzige Verbindung von Luckenwalde so direkt 
nach Potsdam und von Luckenwalde zur Auto-
bahn. Das ist unser großes Problem.  

Und wir alle miteinander, sage ich mal so, haben 
natürlich ein Problem, das sind Pendler, speziell 
zu den Berufsverkehrszeiten aus dem Raum, sa-
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gen wir mal so Richtung Luckenwalde. Die fahren 
ja früh um fünf, da geht es los. Die fahren dann 
hinten über E-Dorf hoch, kommen D-Dorf, C-Dorf 
rüber, weil das die kurze Verbindung da ist. Und 
dann kommen sie von C-Dorf hier runter gepfef-
fert, B-Dorf durch und dann kommen sie wieder 
auf [unserer Dorfstraße] raus. Und die poltern 
dann hier nach Potsdam. Das geht morgens rein 
und abends raus. Das sehen Sie hier ... und da 
sind wir alle gleiche Leidensgenossen, wir, die B-
Dorfer und die C-Dorfer. Das ist so die Hauptver-
kehrsrichtung. 

Durchgangsverkehr als Zielkonflikt der 
Dezentralen Konzentration 

Dieser Durchgangsverkehr ist insofern auch 
planerisch ein Problem, als er einen Zielkon-
flikt der Raumordnung aufdeckt. So ist nach 
dem Leitbild der Dezentralen Konzentration 
eine Stärkung der Regionalen Ent-
wicklungszentren des äußeren Entwicklungs-
raumes, z.B. Luckenwalde/Jüterbog, erklärtes 
Ziel der brandenburger Raumordnung. 

 

   

Abbildung 5-3: Räumliche Situation und raumordnerische Ziele 

 

   

Abbildung 5-4: Hochwertige Verkehrsverbindung als Maßnahme zur wirtschaftlichen Förderung 
des Regionalen Entwicklungszentrums 

   

Abbildung 5-5: Effekte der Maßnahme "Verkehrsverbindung" 
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Für die wirtschaftliche Stärkung des Regiona-
len Entwicklungsschwerpunktes der Dezen-
tralen Konzentration sollen diese auch ver-
kehrstechnisch günstig und attraktiv an die 
Landeshauptstadt Potsdam angebunden 
werden. Eine solche Verbindung ist in gewis-
sen Fällen nicht genau mit den Achsen der 
"potentiellen Siedlungsräume" des LEP eV 
identisch. 

Nun haben Verkehrswege, und hier insbe-
sondere Straßen, i.d.R. keinen "Tunnelcha-
rakter". Das bedeutet, sie verbinden nicht le-
diglich zwei Punkte, sondern sie haben eine 
Raumbedeutsamkeit für alle von ihnen 
durchquerten Gebiete. So führen sie häufig 
zu einer gesteigerten Attraktivität aller dieser 
Gebiete aufgrund der verbesserten Erreich-
barkeit. In bestimmten Fällen profitieren da-
von Gebiete entlang der Strecke sogar stär-
ker als der Verbindungsendpunkt. 

Auf diese Weise entsteht eine Situation, in 
der Gemeinden in bestimmten, planerisch 
nicht-priorisierten Räumen zur - planerisch 
nicht gewollten - Erhöhung ihrer Lagegunst 
Verkehrsprojekte einfordern können, die aus 
anderen Zielen heraus auch für die Raum-
ordnung oder die Wirtschaftsförderung wün-
schenswert erscheinen. 

5.2 Bedeutung der gemeind-
lichen Wahrnehmungen für 
die Verkehrsvermeidung 

Ziel des voranstehenden Hauptabschnittes 
5.1 war es, eine Situationsbeschreibung der 
raumbedeutsamen Wahrnehmungen und 
Forderungen der planerischen Akteure  in 
Achsenzwischenräumen zusammenzutragen. 
Hierbei spielten naturgemäß die Gemeinden 
eine entscheidende Rolle. Neben ihnen ging 
es aber auch um die Rolle der Investoren, die 
Ziele und Instrumente der überörtlichen Pla-
nung und im speziellen um die Wahrneh-
mungen und Schlußfolgerungen im Bereich 
des Verkehrs. 

Der nun folgende Hauptabschitt 5.2 hat zum 
Ziel, die Bedeutung der verschiedenen As-
pekte der Situationsanalyse aus 5.1 für die 
Umsetungsstrategien einer "Region der kur-
zen Wege" abzuschätzen. Dies geschieht un-
ter der Verwendung des bereits in 5.1 benutz-
ten Interviewmaterials. Die Abschätzungen 
dieses Abschnittes geschehen unter den heu-

tigen bestehenden Randbedingungen, da 
auch alle verwendeten Aussagen der befrag-
ten Kommunalvertretern vor dem Hintergrund 
der heutigen Rahmenbedingungen getroffen 
wurden. Im Gegensatz dazu umfaßt das Ka-
pitel 6 weitergehende, die Veränderung be-
stehender Randbedingungen mit einschlie-
ßende Überlegungen, die insbesondere auch 
auf die Ergebnisse der Interview-Serie "Ex-
terne Sachverständige" zurückgreifen. 

Für die Abschätzung der Bedeutung der in 
5.1 zusammengetragenen Aussagen von 
Kommunalvertretern für die Verkehrsvermei-
dung unter heutigen Rahmenbedingungen 
werden im folgenden vier Ansatzpunkte skiz-
zenhaft entwickelt, mit denen eine Umset-
zung verkehrssparsamer Raumstrukturen 
denkbar wäre. Jeder dieser Strategien sollen 
dann in einem der folgenden Abschnitte Aus-
sagen der interviewten Kommunalvertreter 
gegenübergestellt werden. 

Folgende vier Ansatzpunkte sollen hierbei be-
leuchtet werden: 

(1) Direkte Argumentation mit der Ver-
kehrsvermeidung: Den Gemeinden 
soll hierbei die Verkehrsvermeidung 
als Hintergrund einer nachhaltigen 
Siedlungsstrukturpolitik argumentativ 
nahe gebracht werden (Abschnitt 
5.2.1) 

(2) Hinweis auf die Gefahren des Wachs-
tums: Die Bestrebungen der Gemein-
den zu wachsen sollen dadurch abge-
bremst werden, dass man ihnen die 
damit verbundenen Gefahren vor Au-
gen führt (Abschnitt 5.2.2) 

(3) Regionales Denken: Ziel ist es, durch 
die Förderung des Verständnisses für 
regionale Problematiken die "Kirch-
turmpolitik" der Gemeinden aufzuwei-
chen (Abschnitt 5.2.3) 

Positivplanungen: Den Gemeinden sollen Al-
ternativen geboten werden, welche die 
Zukunftsfähigkeit der einzelnen Kommu-
ne auch ohne ein Einwohnerwachstum 
garantieren (Abschnitt 5.2.4) 

5.2.1 Direkte Argumentation mit der 
Verkehrsvermeidung 
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In diesem Abschnitt sollen anhand des vor-
liegenden Interviewmaterials die Möglichkei-
ten und Grenzen aufgezeigt werden, die sich 
bei dem Versuch ergäben, mit den Gemein-
devertretern direkt über die Zielsetzung der 
Verkehrsvermeidung zu verhandeln, um auf 
diesem Wege zu einer besseren Befolgung 
der Wachstumsbeschränkungen zu gelan-
gen. Voraussetzungen für den Erfolg eines 
solchen Ansatzes wären einerseits ein ent-
sprechendes Verständnis der Gemeindever-
treter für die unterschiedlichen Abhängigkei-
ten der Dynamik zwischen Verkehr und Sied-
lungsstruktur. Darüber hinaus müßte die 
Schaffung verkehrssparsamer Strukturen für 
die Achsenzwischenraumgemeinden einen 
erfolgsversprechenden Weg zur Reduzierung 
der Verkehrsprobleme in der Region darstel-
len. 

Fehlendes Verständnis für die Zusammen-
hänge zwischen Siedlungsstruktur und 
Verkehr 

Aus einer Reihe von Aussagen der befragten 
Kommunalvertreter läßt sich schließen, dass 
ihnen die Zusammenhänge zwischen Sied-
lungsstruktur und Verkehrsaufwand einer 
Region nicht in ihrer Dynamik bekannt sind. 
Dies soll an einigen Beispielen erläutert wer-
den. 

Beispiel 1: Monostrukturen und Verkehrser-
zeugung 

Frage: Was für ein Zusammenhang besteht für 
Sie zwischen Ansiedlungen und Verkehr? 
Antwort: Insofern gar keiner, weil wir nicht ansie-
deln wollen. Wir sind im Grunde genommen eine 
Wohn- und Schlafgemeinde für die Bundes- und 
die Landeshauptstadt. Da geht man im Grunde 
genommen arbeiten. 

Beispiel 2: Strategie der "Kurzen Wege" bei 
sinkendem Raumwiderstand 

Frage: Inwiefern besteht da, würden Sie sagen, 
ein Zusammenhang zwischen Ansiedlung und 
Verkehr? Gibt es da irgendwelche Schlußfolge-
rungen [...] und wenn ja, inwiefern? 
Antwort: Insofern, als das man möglichst versu-
chen sollte, kurze Versorgungswege zu haben, 
und zum anderen, im Gegenzug, natürlich auch 
kurze Wege, um überregionale Verbindungen zu 
haben. Bei uns ist es nun im speziellen die alte 
B101 und die im Augenblick in Bau befindliche 
neue B101. 

Beispiel 3: Es genügt, die Straßen groß ge-
nug zu machen 

Frage: Wird bei den Planungen ein Zusammen-
hang gesehen zwischen Ansiedlungen und Ver-
kehr? 
Antwort: Ja, todsicher. Also, da wird sehr, sehr 
großer Wert drauf gelegt. Und eigentlich alle Pla-
nungen, angefangen vom FNP bis hin zur qualifi-
zierten Angebotsplanung berücksichtigen vom 
Prinzip her auch die verkehrliche Entwicklung. Mit 
Sicherheit. 
Frage: Inwiefern. Also, was wird da berücksich-
tigt? 
Antwort: Also es gibt Erhebung über Verkehrszah-
len innerhalb der vorhandenen Straßen. Die Pla-
nungen werden daraufhin ausgerichtet, dass es 
also nicht zum Verkehrskollaps kommen könnte. 
Die Anbindungen werden entsprechend der Erfor-
dernisse des Straßenbauamtes und des Auto-
bahnamtes und und und ... 
Frage: Das heißt, es geht dabei um die Dimensio-
nierung von Straßen. 
Antwort: Ja genau. Die Dimensionierung, aber 
auch den qualitativen Ausbau. 

Beispiel 4: Hintergründe der Wachstumsbe-
schränkungen 

Frage: Aber müßte man daraus nicht den Schluß 
ziehen, dass nicht so viele aufs Dorf ziehen dür-
fen? 
Das ist das Problem, es dürfen nicht so viele aufs 
Dorf ziehen. Gut, das ist ja nun das, was die Lan-
desplanung jetzt im Augenblick auch abgeschnit-
ten hat. Sie gestatten ja auch keine Wohngebiete 
in den kleineren Orten mehr. Auf der einen Seite 
... verkehrlich habe ich das noch nie so richtig ge-
sehen, muß ich dazu sagen. 

Auch in den Interviews mit externen Sachver-
ständigen wurde vermutet, dass die Kenntnis 
der Zusammenhänge von Verkehr und 
Raumstruktur auf kommunaler Ebene nur 
schwach entwickelt sind. Desweiteren wurde 
darauf hingewiesen, dass sich zu dem theo-
retischen Verständnis letztendlich auch das 
Gefühl gesellen müßte, als Gemeinde hier 
verändernd eingreifen zu können. Kleinere 
Gemeinden tendierten aber viel eher zu dem 
Gefühl, dass ihre "paar Häuschen" völlig un-
bedeutend seien und die Ausweisungen in 
den Nachbargemeinden weitaus mehr zum 
Problem beitrügen. 

An einem Gespräch wurde darauf hingewie-
sen, dass in einer Reihe von Fällen auch ge-
gen besseres Wissen der Gesamtzusam-
menhänge Ansiedlungen an nicht-integrierten 
Standorten von Gemeinden betrieben wur-
den, weil den in Aussicht stehenden zusätzli-
chen Einnahmen für den Gemeindehaushalt 
im Einzelfall doch wieder höhere Priorität zu-
gebilligt wurde. 
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Suchen nach regionalen Lösungen auf der 
Gemeindeebene 

Aber auch in Fällen, in denen die interviewten 
Kommunalvertreter Verständnis dafür zeig-
ten, dass der Verkehrsaufwand in der Raum-
struktur eine seiner wichtigen Begründungen 
findet, neigten sie dazu, Lösungen auf dem 
Maßstabsniveau der Gemeinde zu suchen. 
So werden z.B. eine bessere Nahversorgung 
oder eine bessere verkehrliche Erschließung 
der weit auseinander liegenden alten und 
neuen Wohnstandorte als raumstrukturelle 
Lösung vorgeschlagen. Der Schritt auf die 
regionale Ebene, Zersiedlung flächende-
ckend einzudämmen, wird in diesem Zu-
sammenhang nicht gegangen. Die beiden 
folgenden Zitate unterschiedlicher Kommu-
nalvertreter beziehen sich auf das Woh-
nungsbauvorhaben "Ahrensdorfer Heide" der 
debis Immobilienmanagement, welches die 
Neuschaffung von etwa 2.200 WE in Form 
von Einfamilien-, Doppel- und Reihenhäusern 
auf "großzügigen Grundstücken mit aufgelo-
ckerter Bauweise" in acht "Dorfstrukturen" auf 
insgesamt 80 ha westlich von Ludwigsfelde 
vorsieht [DEBIS, 1998]. Das Projekt sieht 
weiterhin die Schaffung eines Bahnhofes am 
nördlichen Rand des Gebietes und die Ein-
richtung eines Anrufbussystemes vor, das - 
nach Angaben der debis - die "Zweit-, Dritt- 
und Viertwagen verhindern soll." 

Frage: Wenn Sie sagen, Sie haben dieses Durch-
fahrtsproblem, könnte das auch daran liegen, 
dass so viel ausgewiesen worden ist in den um-
liegenden Gemeinden oder auch bei Ihnen? 
Antwort: Natürlich. Natürlich hat man immer eines 
vergessen. Man hat den Verkehr immer nach hin-
ten geschoben. Es ist so, es sind extrem viele 
Wohngebiete ausgewiesen worden, wie es jetzt 
auch wieder bei der debis passiert wäre, wenn die 
nicht vom verkehrsplanerischen selbst mitgedacht 
hätten. [...] Da gibt es ein ganz entwickeltes Ver-
kehrskonzept. Da machen sich schon viele, viele 
Menschen Gedanken drüber. Das ist auch eine 
ganz interessante Sache sowas. Und die bemü-
hen sich irgendwo, an das Wohnen den Nahver-
kehr anzugliedern. Die haben genau die gleichen 
Probleme, und die wissen auch ganz genau, dass 
70% der Bewohner dort trotzdem mit dem Auto 
fahren werden. 

Frage: Das heißt, für Sie gibt es ein Wechselspiel 
zwischen Ansiedlung und Verkehr?  [...] Ist da 
nicht so ein Projekt wie das debis-Projekt, wenn 
da acht neue Dörfer entstehen, kontraproduktiv? 
Antwort: Sicher. Interessant wird mit Sicherheit 
die innere Struktur dieser Dörfer. Ich sage mal, 
wenn so ein Träger wie debis letztendlich mit 
2.200 Wohnungen, also rund 7.000 Einwohnern, 

das zentral schaltet und z.B. zumindest den An-
bieter der Waren des täglichen Bedarfes irgendwo 
in kleineren Struktureinheiten innerhalb jedes ein-
zelnen dieser Ortsbereiche etablieren kann, so 
dass man zumindestens für ein Großteil der Wa-
ren des täglichen Bedarfes nicht mehr rausfahren 
muß, sondern das auf kurzem Wege mit 150 m 
Fußweg über die Reihe kriegt, dann ist da mit Si-
cherheit eine Sache, die funktionieren kann. Und 
da denke ich mal, da muß man einfach abwarten, 
wie sich diese Entwicklung dann vollzieht. 

Verkehrstechnische Lösungen 

Den Argumenten der Verkehrsvermeidung 
halten einige der befragten Gemeinde-
vertreter verkehrstechnische Lösungen ent-
gegen, die ihrer Meinung nach die negativen 
Begleiterscheinungen in ausreichendem Ma-
ße verringern können. Auch hier wird kein 
Bezug zur bisherigen Dynamik der Verkehrs-
entwicklung hergestellt. 

Baut bessere Autos, ist meine Schlußfolgerung. 
Gesündere Autos. Doch ernsthaft. Warum kon-
zentriert man sich darauf nicht? Kann man doch 
tun. Soll man sich in der Entwicklung darauf kon-
zentrieren, vernünftige, anständige Autos zu bau-
en, die umweltunbelastender sind ... oder auf den 
Nahverkehr. 

Man zwingt natürlich die Leute dann dazu, wenn 
man die Ballungsgebiete plant und nur dort den 
Nahverkehr entwickelt, dann zwingt man sie [zum 
Autofahren]. Aber z.B. Park&Ride. Park&Ride löst 
auch viele Probleme. 

Man hat viele Wohngebiete ausgewiesen und hat 
natürlich die Straßen nicht erweitert. Man hat 
auch nicht unbedingt über den Nahverkehr auf 
den Dörfern nachgedacht. Überhaupt nicht. Das 
war überhaupt nicht, dass man mit den Leuten 
zusammengearbeitet hätte ... oder z.B. eine ganz 
einfache Sache: ein Verkehrsbetrieb gehört ein-
fach zu den Trägern öffentlicher Belange. Und 
das ist am Anfang überhaupt nicht gemacht wor-
den. Die waren nie in der Liste der TÖP drin. Das 
ist erst seit zwei Jahren ungefähr so, dass die 
jetzt in der Liste drin sind und die jetzt immer 
ständig mit befragt werden müssen, was ist eben 
bei dem Wohngebiet zu bedenken. Und dann 
können die sagen, aha, da wird ein Wohngebiet 
gebaut, da könnte ich ja demnächst mal anfahren 
und könnte mal überlegen, wie ich meine Ver-
kehrswege dann plane als Verkehrsbetrieb. Die 
Breiten der Straßen passen eigentlich, die müs-
sen nicht breiter sein. Es muß einfach nur über 
den Nahverkehr nachgedacht werden. Und der ist 
für mich sowieso viel zu teuer. 

Auch hier werden aus der Tatsache, dass der 
ÖPNV in einem zersiedelten Gebiet nicht 
mehr kostendeckend zu betreiben ist, nicht 
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etwa grundsätzliche Schlußfolgerungen be-
züglich der Zersiedlung gezogen, sondern es 
wird nach anderen technischen Möglichkeiten 
Ausschau gehalten, um die Folgeschäden 
der Zersiedlung für sich auf einem erträgli-
chen Niveau zu halten. GERTZ schreibt zu 
diesem Verhalten: 

Technische Lösungen ermöglichen für den Nutzer 
ein Umgehen von sonst notwendigen Verhaltens-
änderungen. Durch ein Stützen von "end of pipe"-
Techniken wird jedoch nur an den Symptomen 
angesetzt, während eine Auseinandersetzung mit 
den Ursachen weiter verschoben wird. Die techni-
schen Lösungen nehmen aufgrund ihrer zunächst 
punktuellen Erfolge den Druck für umfassende 
strukturelle Veränderungen und verzögern den 
Einsatz von weitergehenden Konzepten. [GERTZ, 
1998, S. 63] 

Restriktionen gegen das Auto erscheinen 
auf dem Land illusorisch 

Ähnlich wie in den Gemeinden der Achsen-
zwischenräume die Verkehrsprobleme einen 
so geringen Stellenwert haben, dass sie als 
ein Problem der Kernstadt empfunden wer-
den, aus dem vor Ort kein Handlungsdruck 
entsteht, so erscheinen in den ländlich ge-
prägten Räumen auch alle Versuche, gegen 
das Auto limitierend - und sei es nur durch 
raumstrukturelle Maßnahmen - vorzugehen, 
illusorisch und weltfremd. 

Ich kann es mir nicht vorstellen, dass so eine Pla-
nung funktionieren könnte. Das kann ich mir nicht 
vorstellen. Das mag vielleicht ... gut, wir haben 
nun mal verkehrsgünstige Situationen, aber nur 
für das Auto. Nur eindeutig für das Auto. Nicht für 
den Nahverkehr. Da müssen wir noch einige Zeit 
dran arbeiten. Aber das werden wir auch nicht 
schaffen. Weil wir einfach ein Mittelding sind, wir 
liegen hier mittendrin in dem Grün. Und hier wird 
nie ein Ballungsgebiet oder so etwas ähnliches 
entstehen. Und auch wenn der Bahnhof da oben 
entsteht, wird das Auto immer noch das Hauptver-
kehrsmittel bleiben. Weil sie unabhängig sind da-
durch. Mit der Bahn sind sie immer darauf ange-
wiesen. Versuchen Sie mal einen 6-köpfigen Fa-
milienhaushalt auf dem Dorf zu versorgen, und 
das nur mit dem Nahverkehr. Da sind Sie nach 
drei Monaten schon am Ende. Das kriegen Sie 
nicht in den Griff. 

SCHALLABÖCK schreibt in diesem Zusam-
menhang über die Umsetzungschancen ver-
kehrssparsamer Raumstrukturen:  

Wenngleich die vorgetragenen Konzepte der Sa-
che nach mit verhältnismäßig geringem intellektu-
ellen Aufwand durchschaubar erscheinen, so ist 
deren Realisierung doch eher skeptisch zu beur-

teilen. Nach allen vorliegenden Beobachtungen 
vertritt ein Großteil der Entscheidungsträger durch 
seinen praktizierten Lebensstil genau jenes klein-
bürgerliche Leitbild (Häuschen mit Garten, Auto 
zum Vorzeigen, weiträumige Freizeitgestaltung), 
dessen Abschaffung hier als angezeigt demonst-
riert wird. [SCHALLABÖCK, 1991, S. 83] 

Grundsätzliche Zweifel an der Verkehrs-
sparsamkeit 

Neben den bisher vorgetragenen Argumen-
ten und Einschätzungen der Bürgermeister, 
die eher "aus dem Bauch heraus" zu einer 
durch Siedlungspolitik unterstützten Ver-
kehrsplanung Stellung nehmen, wurden von 
einigen Kommunalvertretern auch direkte 
konzeptionelle Zweifel an der "verkehrsspar-
samen Region" als raumordnungspolitischer 
Zielsetzung vorgebracht. Einerseits stand da-
bei das Verhalten der Randwanderer selbst 
im Mittelpunkt: 

Aber die, die rausziehen, die werden schon ihren 
Grund haben, und die werden sich dann auch 
nicht bremsen lassen, eine schlechte Verkehrs-
anbindung auf sich zu nehmen. Das wußten die 
alle, die hierher gezogen sind. Aber die ziehen 
nicht wegen der Verkehrsanbindung hierher, die 
legen auch gar keinen so großen Wert auf die 
Verkehrsanbindung, die legen eher Wert auf die 
Ruhe, auf das Grüne. 

In eine ähnliche Richtung gehen Argumenta-
tionen, die den dichteren Wohnformen in den 
"potentiellen Siedlungsräumen" schlichtweg 
die Marktfähigkeit absprechen.  

Neben Sie mal Potsdam-Kirchsteigfeld. Das ist so 
ein Beispiel, das ja schon unmittelbar in die 
Randzone reinragt. 30% der Wohnungen sind 
nicht belegt. Das hat ja Ursachen. Ob ich nun in 
Berlin drinne wohne, was schöner wird, oder ob 
ich in Kirchsteigfeld wohne ... von der Gebäude-
substanz, von dem engen Zusammenwohnen 
spielt das keine Rolle. Die, die raus wollen aus 
Berlin wollen ja wohnen wie in A-Dorf. 

In einigen Fällen wurde auch auf das Schei-
tern der Achsenkonzepte in anderen west-
deutschen Ballungsräumen (Hamburg, Mün-
chen, Stuttgart) hingewiesen. Da diese Kon-
zeptionen langfristig das "Vollaufen" der Ach-
senzwischenräume nicht hätten verhindern 
können, sei dieser Prozeß auch in Berlin-
Brandenburg nur eine Frage der Zeit. Somit 
würde es als legitim angesehen, Genehmi-
gungen für nicht LEP-konforme Projekte in 
den Zwischenräumen bei der Landesplanung 
einzufordern, die langfristig - ähnlich wie in 
München oder Hamburg - aufgrund des Ent-
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wicklungsdrucks sowieso irgendwann reali-
siert würden. 

Zu dieser Problematik der schleichenden 
Planverwässerung schreibt SCHÄFER: 

Die Beweislast, dass eine bestimmte Form der 
Siedlungsentwicklung im Hinblick auf die Vermei-
dung überflüssigen Verkehrs sinnvoller wäre, dürf-
te in jedem Fall bei den überörtlichen Planungs-
behörden liegen. Je stärker die Zersiedlung des 
Raumes jedoch fortschreitet, desto weniger leicht 
wird der Nachweis gelingen, dass die Konzentra-
tion der Siedlungsaktivitäten auf bestimmte Ge-
meinden tatsächlich der Verkehrsverminderung 
dient. [SNV et al., 1993, S. 80] 

"Verkehrvermeidung ist wie Abwasser 
legen" 

Die vorangegangenen Abschnitte lassen we-
nig Hoffnung, auf dem Wege der argumenta-
tiven Einsicht ein Einlenken der Achsenzwi-
schenraumgemeinden hinsichtlich ihrer Sied-
lungspolitik zu erreichen. Zu wenig betroffen 
scheinen sie von dem Problem, zu elementar 
bestimmt das Automobil ihren erlebten Alltag 
und zu groß erscheinen die Nachteile eines 
Projektverzichts im Einzelfall. Vor diesem 
Hintergrund entstand in einem Gespräch mit 
Prof. Schöppe eine Diskussion über mögliche 
Wege, Gemeindevertretern anhand ihrer 
kommunalpolitischen Erfahrungen ein besse-
res Gefühl für das Prinzip der verkehrsspar-
samen Raumstrukturen zu vermitteln. Als vor-
läufiges Ergebnis dieses - sicher noch nicht in 
allen Details zu Ende gedachten - Ansatz-
punktes stand der Vergleich zwischen den 
ökonomischen Überlegungen einer Gemein-
devertretung bei der Verlegung einer Abwas-
serentsorgung in ihrer Gemarkung und den 
verkehrsminimierenden Zielsetzungen der 
Regionalplanung. Als Hinführung zu diesem 
zunächst ungewöhnlichen Vergleich mögen 
die beiden folgenden Darstellungen zweier 
Bürgermeister des Untersuchungsgebietes zu 
Abwasserprojekten in ihren Gemeinden die-
nen. 

Dann sagt man sich, das [Abwasserprojekt] wol-
len wir machen. Jetzt gehen wir mal hin und bean-
tragen erstmal Fördermittel. Das ist das erste. Ja, 
die Fördermittel werden möglicherweise geneh-
migt, aber ich muß natürlich auch nachweisen, 
dass mein Vorhaben wirtschaftlich ist. So, und 
wenn ich jetzt sage, mein Vorhaben ist wirtschaft-
lich, dann muß ich das auch untersetzen. Unter-
setzen kann ich es nur dann, wenn ich sage, also 
ich habe pro, was weiß ich, pro Meter Leitung so-
undso viele Einleiter. Wenn ich aber sage, da 
draußen, zwei Kilometer weiter, da wohnt so einer 

im Wald drin. Mit zwei Personen. Und dann lege 
ich da eine Leitung hin. Da sagt doch jeder, Kin-
der, ihr habt doch wohl eine Macke. Wie wollt ihr 
denn das finanzieren? Das geht ja gar nicht. Das 
läßt sich ja gar nicht ... da muß schon irgendeiner 
sein, der sehr emotional ist und sagt: Ich habe 
hier mal zwei Millionen und schenke sie denen, 
weil ich das so schau finde, dass die Leute da 
wohnen. Also, das läßt sich auf jeden Fall über 
Fördermittel nicht realisieren. Wenn ich jetzt sage, 
dass man sagt, pro Meter Abwasserleitung sollten 
soundso viele, 1,6 oder 2,5 Personen dran sitzen 
für die Wirtschaftlichkeit, dann läßt sich das natür-
lich immer sehr viel besser untersetzen, wenn ich 
sage, ich habe ein paar mehr Einwohner im Dorf. 
Wenn jetzt Gemeinden, die wirklich ländlichen 
Charakter haben, wo ich wirklich sage, das sind 
so teilweise auch Einzelgehöfte, zwischendrin mal 
50 m nichts bevor der nächste kommt ... aber ich 
muß ja diese Entfernung überbrücken. Das läßt 
sich wirtschaftlich nicht nachweisen. Wenn ich 
jetzt sage, ich habe einen Investor, der setzt mir 
da drei Einfamilienhäuser dazwischen und da 
wohnen noch recht viel Leute drin hoffentlich und 
vielleicht sogar noch zweistöckig, da wohnen 
noch zwei Parteien drin, dann läßt sich wirtschaft-
lich erstmal ganz gut untersetzen. 

Die Gemeinde A-Dorf und alle umliegenden Ge-
meinden haben einen Wasser- und Abwasser-
zweckverband, haben also die pflichtigen Aufga-
ben dem Zweckverband übertragen. [...] Also 
wenn jetzt zum Beispiel am Sportplatz da er-
schlossen wird, dann finanziert der Verband das 
selbstverständlich mit Krediten. Aber die Deckung 
der Kredite erfolgt letzten Endes aus den Ein-
nahmen, aus den Bescheiden an die einzelnen 
Anlieger. Nun muß man das fairerweise auch sa-
gen, dass es natürlich auch Maßnahmen gibt, 
insgesamt gesehen, die sich für den Verband 
rechnen, also wo er ein Gebiet mit einer hohen 
Dichte ... dann ist das für ihn natürlich rein rech-
nerisch positiv. Also da macht er, sage ich mal, 
eine Mark plus. Und dann gibt es natürlich im 
Verbandsgebiet auch Sachen, die sich nicht rech-
nen. Also, wo das negativ ist. Und so gleicht sich 
der Verband dann letzten Endes seine Kosten 
aus. 

Im Bereich des Abwassers scheinen die Bür-
germeister also durchaus ein Gefühl dafür 
entwickelt zu haben, dass sich dichte Struktu-
ren i.d.R. besser rechnen und mit geringerem 
Aufwand betreiben lassen als zersiedelte 
Gebiete.  

In den Abbildungen 5-6a und 5-6b ist nun der 
gedankliche Maßstabssprung dargestellt, auf 
dem der hier entwickelte Vergleich beruht. So 
wie einige versprengt stehende Häuser nur 
unter hohem Kostenaufwand - oder durch ex-
treme "Nachverdichtung" - an die stadttechni-
sche Versorgung angeschlossen werden 
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können, bringt auch das unkontrollierte 
Wachstum von Gemeinden abseits der Sied-
lungsschwerpunkte gewaltige Kosten in Form 
von Infrastruktur, Energieverbrauch und Um-
weltbelastungen mit sich. Auch auf der Ebene 
der Kostenträgerschaft ist der Vergleich inte-
ressant. Denn so wie die Gemeinden im Ab-
wasserverband daran interessiert sind, ver-
lustbringende Erschließungsfälle möglichst zu 
vermeiden, weil sie in der Kostenträgerschaft 
für das Gesamtsystem stehen, so hat auch 
die Gesamtregion ein Interesse an der Ver-
meidung hochaufwendiger Verkehrsstruktu-
ren. Im Falle der Verkehrsvermeidung ist die 
Zurechnung der Kosten für das Gesamtsys-
tem sogar unklarer als im Vergleichsfall der 

stadttechnischen Erschließung. Zwar tragen 
die übergemeindlichen Gebietskörperschaf-
ten jeweils gewisse Infrastrukturkosten, die 
Kosten des Energieverbrauches und der 
Umweltbelastungen werden in großen Teilen 
aber von der Allgemeinheit bzw. zukünftigen 
Generationen getragen. 

Vielleicht zeigt ein solcher Vergleich Möglich-
keiten auf, trotz der aufgezeigten Schwierig-
keiten bei der Problemwahrnehmung und den 
sich daraus ergebenden Schlußfolgerungen 
der Gemeinden in einer anderen Form mit 
den ihnen ins Gespräch über die - für sie zum 
großen Teil fremde - Thematik der regionalen 
Verkehrsvermeidung zu kommen. 

 

 

 

Abbildung 5-6a: Nur aufwendig stadttechnisch zu erschließende Streusiedlung (Gemeindeniveau) 
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Abbildung 5-6b: Nur mit hohem Verkehrsaufwand zu versorgender Zersiedlungsraum (Regionsni-
veau) 

 

5.2.2 Hinweis auf die Gefahren des 
Wachstums 

Ein zweiter möglicherweise erfolgver-
sprechenderer Ansatz, Achsenzwischen-
raumgemeinden von einem Wachstums-
verzicht zu überzeugen, könnte darin beste-
hen, ihnen die finanziellen und sozialen Risi-
ken des Wachstums möglichst detailliert dar-
zustellen. Schon eine Zusammenstellung wie 
die in Abbildung 5-1 gezeigte könnte ggf. die 
Gemeinden zu einem Nachdenken über die 
Zielsetzungen ihres Wachstums bewegen. 

Wieviel Zuwachs verkraftet eine kleine 
Gemeinde? 

Zunächst wäre es für einen solchen Ansatz 
interessant zu erfahren, wieviel Zuwachs sich 
die Gemeinden selbst in ihrer heutigen Situa-
tion zutrauen. Ohne explizit danach gefragt 
worden zu sein, gaben die interviewten Ge-
meindevertreter in etwa die folgenden Ein-
schätzungen ab. 

Das sind 320 Wohnungen, also 320 Häuser sozu-
sagen. Es ist gerade so verkraftbar für eine Kom-
mune mit knapp 380 Einwohnern, die wir mal wa-
ren zu Anfang der Wende, ist es gerade so ver-
kraftbar. 

Also, es gibt derzeitig einen FNP in der Gemein-
de, der zur Zeit in der öffentlichen Auslegung ist. 
Da hat uns [ein Planungsbüro] mal entsprechend 
auch der Regionalplanung Entwicklungsgrößen 
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der Einwohnerzahl vorgegeben. Allein bei der 
normalen, innerörtlichen Entwicklung, also d.h. 
auf den Grundstücken, die zur Zeit nicht bebaut 
sind, die sich innerorts befinden, wo wir gerne ei-
ne Bebauung z.B. hätten, würden wir allein eine 
Einwohnerzuwachszahl von über 500 haben. Al-
so, deshalb brauchen wir gar keine Riesen-
Bebauungspläne. [...] Alles §34, Innenbereich. 
Und wenn man die B-Pläne dazunimmt, die mal in 
der Planung waren, würden wir auf eine Einwoh-
nerzuwachszahl bis zum Jahre 2010 auf rund 
2000 kommen. Wobei, das ist für die Gemeinde 
fast nicht verkraftbar, weil auch die soziale Struk-
tur, die Infrastruktur, damit gar nicht Schritt halten 
würde. (Anm.: 1994 hatte die Gemeinde etwa 
1.800 Einwohner.) 

Wir haben nie den Gedanken gehabt, A-Dorf hier 
großflächig zu entwickeln. Also sage ich mal, auf 
10.000 Einwohner oder was. Wir haben gesagt, 
diese angesprochene Fläche ... na, wenn wir so 
auf 2.500 oder 3.000 Einwohner kommen. Na, 
wenn dann der Bedarf da ist, vielleicht 3.500. A-
ber das war schon eine Zahl, die schon so ein 
bißchen jenseits unserer Vorstellung war. Und 
selbst das läßt man uns nicht machen. Ob man ir-
gendwelche Kompromisse noch eingehen wird ... 
die letzten Gespräche, die ich bei der Landespla-
nung geführt habe hinsichtlich dieser beiden B-
Pläne: Eindeutig nein. (Anm.: 1994 hatte die Ge-
meinde etwa 1.500 Einwohner.) 

Die Gemeinden haben also schon von sich 
aus eine Ahnung, dass die Leistungsfähigkeit 
ihrer Kommunen in finanzieller und sozialer 
Hinsicht begrenzt ist. Allerdings liegen diese 
Grenzen weit jenseits der Größenordnungen, 
die mit einer verkehrssparsamen Raumstruk-
tur vereinbar wären. 

Erste Zweifel, ob neue Einwohner nur 
zusätzliche Einnahmen bringen  

In den Gesprächen der Interview-Serie unter 
Kommunalvertretern klang an verschiedenen 
Stellen an, dass die Gemeinden i.d.R. durch-
aus schon Erfahrungen mit nicht vorhergese-
henen Folgekosten neuer Einwohner in ihren 
Gemarkungen gemacht haben. 

Ja, über die Folgekosten, denke ich mal, ist sei-
nerzeit noch nicht so richtig gesprochen worden 
und vom Prinzip her haben wir jetzt das Problem. 
Weil es geht los mit Reinigung der Straßen, teil-
weise haben wir eine Straßensatzung. Reinigung 
der Grünbereiche, jetzt im Nachhinein ist man so-
gar soweit mit den Überlegungen, dass wir sagen, 
dass private Grundstücke rausgezogen werden 
teilweise in den öffentlichen Bereich, auch von der 
Einfriedung her, dass also der öffentliche Bereich 
teilweise in private Pflege dann übergeben wird, 
um eben die Kosten für die Gemeinde relativ ge-
ring zu halten. Weil der Nutzen, den man momen-

tan aus den Baugebieten hat, der ist halt nicht 
der, den man sich eigentlich erhofft hat. Das Fi-
nanzamt ist ja mit der Bescheiderteilung noch 
nicht so weit, das heißt also, selbst die 
Grundsteuer ist noch nicht die, die wir irgendwann 
mal kriegen können, ich sage das mal so. Auch 
die Frage der Lohnsteuer; sicherlich sind die Leu-
te, die hier herziehen, die haben in der Regel alle 
Arbeit, ansonsten könnten sie sich wahrscheinlich 
die Wohnungen nicht kaufen bzw. auch von der 
Miete her nicht so richtig tragen und es sind keine 
Sozialwohnungen bislang errichtet worden. Also, 
auch das Einkommen oder das Aufkommen aus 
der Einkommenssteuer hält sich derzeit in Gren-
zen. 

Was eigentlich für uns noch viel, viel schöner ist, 
finanziell natürlich auch ein bißchen anstrengend, 
ist, dass sich ein absoluter Boom eingestellt hat 
mit Kindern. Wir haben also gegenüber dem nor-
malen Bundesdurchschnitt, der von 6 Kindern pro 
1000 Einwohnern ausgeht pro Jahrgang, liegen 
wir in einer Dimension zwischen ... der niedrigste 
Jahrgang ist noch so ein schleppender Jahrgang 
mit 12 Kindern pro ... und liegen jetzt in den aktu-
ellen Jahrgängen bei 15 und 16 Kindern pro Jahr-
gang und 1000 Einwohnern. Das ist natürlich eine 
Entwicklung für eine Gemeinde ... die natürlich ei-
nen Haufen Geld kostet, weil die Kindereinrich-
tungen, die Schulen müssen alle irgendwo vor-
gehalten werden und irgendwo müssen wir uns 
um die Freizeit der Kinder auch kümmern. 

Wir haben für fast DM 1,2 Millionen den Schuler-
weiterungsbau gemacht. Nicht dass wir auf Zu-
wachs gebaut haben, sondern dass die Gesamt-
schule auch weiterhin ordentlich unterrichten 
kann. Wobei wir wissen, dass es da auch Kapazi-
tätsgrenzen gibt. Wir haben gerade mal den nor-
malen Standard hergestellt. Wir sind derzeitig da-
bei, mit DM 1,4 Millionen, ohne große Fördermittel 
muß ich mal dazu sagen, die Kita soweit auf Vor-
dermann zu bringen, dass sie auch auf Zuwachs 
ausgerichtet ist, weil wir natürlich auch die Bevöl-
kerung verjüngen wollen in A-Dorf. Aber es ist na-
türlich irgendwo ein Stück Balanceakt, da haben 
Sie völlig recht: Wie weit kann man die Einwoh-
nerschraube hochdrehen? Nicht, dass dann plötz-
lich die Schule wieder zu klein ist. Also nochmal 
könnten wir da nicht so eine Menge Geld reinste-
cken. 

Und kein Bürgermeister braucht sich einbilden, 
dass er, wenn er dort einen riesigen Wohnstand-
ort kriegt, dass dann plötzlich aus allen Wolken 
die Einkommenssteuer auf sie herniederrieselt 
oder dass die Schlüsselzuweisungen dann soviel 
mehr werden. Die Ausgaben sind auch mehr. Die 
haben zwar ein paar mehr Einnahmen. Sagen wir 
mal so, sie haben erst 300 Einwohner, haben 
dann 600 Einwohner. Haben dann für 600 Ein-
wohner die Schlüsselzuweisung vom Land, aber 
das Problem besteht darin, sie haben jetzt so vie-
le Ausgaben, manchmal doppelt so viele Ausga-
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ben, denn sie müssen ja vom Gesetz her be-
stimmte Bedingungen auch als Kommune erfül-
len. Sie müssen z.B. eine Kita vorhalten, wenn sie 
denn Wohngebiete bauen. Ja gut, o.k., der Inves-
tor baut ihnen auch noch die Kita im Rohbau mit 
hin, aber da kommen dann die nachfolgenden 
Kosten. Wer bezahlt denn die Arbeitskräfte, wer 
betreibt denn diese ganze Kita? Das sind Kosten, 
die dann auf die Kommune zukommen. Das ist 
ein ganz großer Trugschluß, den die Bürgermeis-
ter da haben. Das ist eine ganz böse Falle. Man 
hat immer erzählt, ja, Wohngebiete, das ist für 
euch ideal, macht ein kleines Wohngebiet und ihr 
seid saniert. Ja, Sch... aber auch, saniert. Viel 
Geld kostet es und Ärger gibt es. [...] Und dass 
die Bürgermeister ... klar, die wollen natürlich ... 
ich kann leicht reden, weil ich keine finanziellen 
Probleme habe, das ist mein Vorteil, und wir kön-
nen uns darauf einstellen, auf alle solchen Dinge. 
Aber ich sage immer wieder: die brauchen sich 
nicht einbilden, dass sie dadurch irgendwelche 
Gewinne machen oder was weiß ich. Das werden 
die in spätestens 5 bis 6 Jahren gemerkt haben, 
dass ihnen das gar nichts gebracht hat. 

Folgekosten sind kommunalpolitisches 
Thema 

In den Gesprächen wurde auch deutlich, 
dass in einigen Gemeinden die Frage der 
Folgekosten durchaus für kommunalpoliti-
schen Diskussionsstoff sorgt. 

Das ist natürlich genau dieses Wechselspiel, wor-
um es sicherlich im kommunalpolitischen Diskus-
sionsbereich natürlich viele unterschiedliche Auf-
fassungen gibt. Die Frage ist ja immer die: Ich ho-
le Ansiedler her, dann habe ich auch die Pflicht ... 
oder relativ die Nachteile ... ich muß danach auch 
infrastrukturell so entwickeln, um in allen Belan-
gen auch gleichwertige Lebensbedingungen zu 
schaffen. Und jetzt kann ich mich doch hinstellen 
und sagen: Wenn ich sie nicht herhole, dann 
brauche ich das nicht machen. Die Frage ist, was 
habe ich denn eigentlich für eine Aufgabenstel-
lung als kommunalpolitisch Verantwortlicher? Und 
da geht es genau andersherum. Und was leider 
auch viele aus ganz speziellen politischen Rich-
tungen heraus diskutieren, die sagen: Wenn der 
hier herkommt, dann soll der doch erst mal richtig 
bezahlen. Dann soll er doch Erschließungsbeiträ-
ge und und und ... das soll gleich er selber, damit 
wir aus den Erschließungsbeiträgen die infrastruk-
turelle Begleitung erzeugen könne. Das ist aber 
der Punkt, und da wird dann ja immer so unper-
sönlich diskutiert: "Der Investor". Der Investor 
muß das bezahlen. Ja, der bezahlt das doch 
nicht, das wissen wir doch alle miteinander. Der 
legt es um auf die Ansiedlungswilligen. Und die 
bezahlen es eigentlich in Wirklichkeit. Und das ist 
die Frage, die ich mir stellen muß: Will ich das? 

Trotzdem scheint die Einschätzung vorzu-
herrschen, wonach sich neue Einwohner 
rechnen 

Trotz der - zum Teil sehr ausführlichen - Hin-
weise auf die mehr oder weniger vorauszu-
sehenden Folgekosten neuer Ansiedlungen 
im Wohnungsbau resümiert die überwiegen-
de Mehrheit der Gemeindevertreter, sie er-
warte einen langfristigen Gewinn für den 
Gemeindehaushalt aufgrund der Zuzüge.  

Wir lassen die Leute herkommen. Dadurch, dass 
die Leute mehr werden, bekommen wir auch mehr 
Finanzgewicht, sagen wir es mal ganz einfach, al-
so die ganz klare Zahl heißt momentan, wir haben 
in den letzten fünf Jahren unser Haushaltsvolu-
men verdoppelt. Wir sind noch nicht doppelt so 
viele Einwohner, aber wir haben unser Haushalts-
volumen, das heißt verfügbares Geld, egal jetzt 
mal, wofür wir es alles ausgeben müssen ... aber 
vom Jahresvolumen her, verdoppelt schon. Das 
heißt also im Klartext, ich habe eigentlich an den 
Leuten, die ich habe ansiedeln lassen, an denen 
habe ich ja partizipiert. Zwar erst im Nachgang, 
nicht direkt aus ihrem Portemonnaie, sondern 
dann über den vertikalen Finanzausgleich, 
Schlüsselzuweisungen, etc. Dies kriege ich ja 
nach wie vor, mindestens orientiert an der Steu-
erkraftmeßzahl, und die Steuerkraftmeßzahl ori-
entiert sich an der Einwohnerzahl. Und damit ist 
es ganz klar. 

Das ist natürlich eine Entwicklung für eine Ge-
meinde ... die natürlich einen Haufen Geld kostet, 
weil die Kindereinrichtungen, die Schulen müssen 
alle irgendwo vorgehalten werden und irgendwo 
müssen wir uns um die Freizeit der Kinder auch 
kümmern ... aber ich denke mal, das ist eine 
dankbare Aufgabe. Allemal besser, als wenn man 
alles zumachen muß. Ich muß auch sagen, in den 
letzten Jahren hat sich die Wirtschaftskraft an sich 
auch relativ gut entwickelt. Wenn ich so die Ge-
meindehaushalte sehe: Das klassische Beispiel 
ist für mich eigentlich immer A-Dorf mit ... 1992 
hatten wir noch 2.200 Einwohner und ein Haus-
haltsvolumen von gut 2 Millionen DM. Heute ha-
ben wir 3.800 Einwohner und ein Haushalts-
volumen von über 11 Millionen DM und ich denke, 
daraus kann man dann schon so seine Schlüsse 
ziehen. 

Frage: Meinen Sie, die Gemeinde würde da wirk-
lich Gewinn machen im Vergleich zu heute? 
Antwort: Ich persönlich denke, ja. Und diese Mei-
nung wird auch in der Gemeindevertretung weit-
gehend geteilt, weil, wenn wir Zuwächse haben, 
also neue Flächen erschießen und bebauen ... die 
Erschließung als solche, die äußere Erschließung 
ist vorhanden, ob da nun was ist oder nicht. Die 
innere Erschließung macht der Investor. Und der 
legt das dann letzten Endes um auf den Bürger X. 
So dass die Gemeinde in dem Sinne nur positiv 
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davon betroffen ist. Bis dahin, dass sie zum Inves-
tor sagt, also, mein Freund, du darfst hier 80 Häu-
ser bauen. Wir hätten gerne natürlich das, was 
Sie gesagt haben: Wenn hier 80 Familien hin-
kommen, dann sind da vielleicht auch 80 Kinder 
dabei, die entweder in den Kindergarten oder in 
die Schule gehen. Und demzufolge hätten wir von 
dir gerne die infrastrukturellen Folgekosten, also 
einen Betrag, den der Investor an die Gemeinde-
kasse zu zahlen hat. Das ist üblich.  
Frage: Aber das macht der in der Regel ja nur 
einmal. Während Sie ja langfristig ... 
Antwort: Ja, damit hat die Gemeinde aber ein ge-
wisses Startkapital, das sie einsetzt. Insgesamt 
gesehen, denke ich mal, dass durch solche Erhö-
hungen die Gemeinde von den Kosten her nicht 
so belastet wird, dass es negativ wäre. Ich glau-
be, es ist positiv. Von der Einkommenssteuer an-
gefangen bis hin, dass sich daraus auch die Infra-
struktur verbessert, also sich gewerbliche Betrie-
be ansiedeln und sich so, ich will nicht sagen, ein 
Schneeballeffekt ergibt, aber es sich von daher 
auch rechnet. 

Als Hintergrundinformation zeigt Abbildung 5-7 ei-
nen Vergleich der Zusammensetzung der Kom-
munalfinanzen west- und ostdeutscher Kommu-
nen. Die zentrale Bedeutung der Zuschüsse und 
Schlüsselzuweisungen für die ostdeutschen Ge-
meinden kommt hierin noch einmal klar zum Aus-
druck. 

 

Abbildung 5-7: Kommunalfinanzen ost- und 
westdeutscher Gemeinden 

Gegenargumente stützen sich oft nur auf 
Vermutungen 

Den Aussagen der Bürgermeister stehen die 
Einschätzungen einer Reihe von Gesprächs-
partnern der anderen drei Interview-Serien 
gegenüber, die durchaus bezweifeln, dass 
sich ein solches Bevölkerungswachstum für 
die Gemeinden langfristig rechnet bzw. sich 
in dem Maße rechnet, wie es sich die Ge-
meinden zum Zeitpunkt der Beschlußfassung 
für ein Wohnungsbauprojekt ausgerechnen. 

Keiner der Befragten konnte allerdings eine 
quantitative Untermauerung dieser Einschät-
zung bieten. Vielmehr werden die vorge-
brachten Bedenken aus Analogieschlüssen 
und Anhaltspunkten hergeleitet. Die wichtigs-
ten in den Interviews angesprochenen Aspek-
te sind hierbei die folgenden: 

• Gespräche in den alten Bundesländern 
ergaben, dass die Folgekosten von Ein-
wohnerzuwachs prinzipiell für Kommunen 
auch bei einer sehr gewissenhaften Pla-
nung nicht vollständig im Vorhinein zu ü-
berblicken sind, weil sich die gesetzlichen 
Mindestanforderungen ändern können. So 
müssen Schulen plötzlich mit bestimmten 
Fachräumen ausgestattet sein, die Ge-
meinden müssen plötzlich einen Kinder-
gartenplatz für jedes Kind garantieren oder 
die Umweltanforderungen an die Abwas-
serentsorgung werden strenger. Insbe-
sondere letzteres hat in einigen Gemein-
den der alten Bundesländer zu erhebli-
chen finanziellen Zusatzbelastungen ge-
führt. 

• Nach Angaben eines Investors verlangen 
Kommunen in Bayern inzwischen vom In-
vestor in voll erschlossenen Innenberei-
chen DM 5.000,- bis 10.000,- Infrastruktur-
abgabe pro neuem Einwohner, da sie aus 
Erfahrung wissen, dass Neuzuzüge neue 
Kosten entstehen lassen. 

• Aufgrund nicht berücksichtigter Folgekos-
ten in den Gemeinden war das Land 
Brandenburg im Juli 1998 gezwungen, ein 
Schulbauprogramm für den engeren Ver-
flechtungsraum aufzulegen. 

• Das Geld, welches die Gemeinde von ei-
nem Investor durch einen Bebauungs- o-
der einen Vorhaben- und Erschließungs-
plan erhält, bekommt sie nur einmal. Sol-
che einmaligen Zahlungen sind erfah-
rungsgemäß schnell ausgegeben. Der 
wertvolle Boden ist hingegen unwieder-
bringlich für die Gemeinde verloren. Des-
halb besteht hier immer die Gefahr kurz-
sichtiger Entscheidungen. 

• Die Tatsache, dass eine Reihe von 
Investoren mit Großprojekten im 
Wohnungsbau - sogar an so guten 
Standorten wie Bernau-Friedenstal - 
Schiffbruch erleiden konnten, gibt 
zumindest einen Hinweis darauf, dass 
auch für die Gemeinden die Neuan-
siedlung von Menschen in gewissen Grö-
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Größenordnungen zu finanziellen Pro-
blemen führen kann. 

"Typische Randwanderer", d.h. Berliner mit 
mittlerem Einkommen und Kindern setzen 
die ersten 5 - 10 Jahre ihr Haus von der 
Steuer ab und zahlen somit in dieser Zeit 
wenig Steuern. Auch der Versuch, nur 
Reiche anzuziehen, kann unangenehme 
Überraschungen bergen, weil dieses 
Klientel professionell nur Verluste aus-
weist. Vorteile werden langfristig wahr-
scheinlich nur die Gemeinden haben, de-
nen es gelungen ist, sehr früh auszuwei-
sen und zu verkaufen. 

Eine Quantifizierung tut not, ist aber nicht 
einfach 

An dieser Stelle wird ein klassisches Grund-
problem der Regionalplanung sichtbar, wel-
ches darin besteht, dass es nur wenige Ab-
hängigkeiten gibt, bei denen es gelungen ist, 
aus einem regionalen Massenphänomen eine 
lokal handhabbare und quantifizierbare Hand-
lungsanweisung abzuleiten. In diesem Fall 
wäre es z.B. sehr günstig, wenn man Ge-
meinden in Abhängigkeit von ihrer Gemein-
degröße die maximal langfristig für die Ge-
meinde rentable Wohnungsbau-Projektgröße 
herleiten könnte. 

Hierbei könnte man z.B. als Grundannahme 
davon auszugehen, dass mit steigender Zent-
ralität der Gemeinde ein größerer Teil der mit 
einem Zuzug verbundenen Geldmittelumwäl-
zungen auch in der Gemeinde verbleiben. So 
fließt in kleinen Gemeinden z.B. die gesamte 
Kaufkraft der neuen Bewohner in das nächste 

Grund-, Mittel- oder Oberzentrum. Auch stellt 
es einen Unterschied dar, ob eine kleine Ge-
meinde für jedes neue Kind, das durch hinzu-
ziehende Familien neu in die Kommune 
kommt, linear mehr Schulumlage an den 
Schulträger (Kreis oder andere Gemeinde) 
zahlen muß, oder ob es ggf. eine eigene 
Schule mit diesem neuen Kind besser auslas-
ten kann. Je größer die Gemeinde ist, um so 
wahrscheinlicher ist es auch, dass durch den 
Zuzug neuer Einwohner neue Arbeitsplätze in 
der Gemeinde entstehen, sei es bei der 
Kommune oder bei sich ansiedelnden oder 
vergrößernden Dienstleistungsunternehmen 
und Läden. Hierdurch entstehen größeren 
Gemeinden durch mehrfache Umwälzung zu-
sätzliche Einnahmen in Form von Einkom-
menssteuer, Gewerbesteuer und sinkenden 
Sozialausgaben. So behauptet die debis Im-
mobilienmanagement, dass durch das Woh-
nungsbauvorhaben "Ahrensdorfer Heide" un-
gefähr 200 zusätzliche Arbeitsplätze in der 
Stadt Ludwigsfelde -  aufgrund deren Zentra-
lität - entstünden. 

Es wäre deshalb für den hier diskutierten An-
satz, insbesondere nicht-zentrale Kommunen 
auf die Risiken ihrer Wachstumspolitik auf-
merksam zu machen, notwendig, genauere 
Untersuchungen über die langfristige Renta-
bilität eines Wohnungsbauprojektes für die 
"gastgebende" Kommune in Abhängigkeit 
von der Projekt- und der Gemeindegröße an-
zustellen. Ohne eine wirklich gründliche Be-
schäftigung mit den verschiedenen Abhän-
gigkeiten und lediglich auf der Grundlage ei-
ner gewissen Anzahl von Interviews im Rah-
men dieser Arbeit entstand das in Abbildung 
5-8 dargestellte Schaubild. 
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Abbildung 5-8: Vermutete Abhängigkeit der langfristigen Rentabilität eines Wohnungs-
bauprojektes aus Sicht der Gemeinde von der Größe der Gemeinde und des zu 
realisierenden Projektes 

Danach wird vermutet, dass die maximale 
Wohnungsbauprojekt-Größe, die in einer 
Gemeinde noch langfristig aus Sicht der 
Kommune rentabel ist, mit der Gemeinde-
größe wächst. Anders ausgedrückt: Je kleiner 
und weniger "zentral" eine Gemeinde ist, des-
to höher ist die Gefahr bereits bei kleineren 
Wohnungsbauprojekten langfristig als Ge-
meinde Verluste einzufahren. 

Prof. Kutter plädierte in einem Interview im 
Rahmen dieser Arbeit dafür, Lehrangebote 
für Gemeindevertreter zu schaffen, um sie bei 
einer realistischen Einschätzung der Folge-
kosten und Risiken der Wohnbauland-
ausweisung zu unterstützen. Auch könnte ein 
solches Lehrangebot Kommunalvertreter für 
die übergemeindlichen Folgekosten sensibili-
sieren, die für die entsprechenden Gebiets-
körperschaften bei der Bereitstellung von In-
frastruktur und Versorgung durch Wohnungs-
bau an nicht-integrierten Standorten entste-
hen. 

Soziale Gefahren des Wachstums 

Neben den budgetären Bedenken gegen 
ausgedehnten Wohnungsbau in kleinen Ge-
meinden existieren auch eine Reihe von Be-
fürchtungen bezüglich der sozialen Belas-
tungsfähigkeit kleiner Kommunen in Achsen-
zwischenräumen. Einen ersten Hinweis auf 
diesen Aspekt geben dabei Äußerungen der 
befragten Gemeindevertreter zu einer Art 
"Doppelmoral" der Randwanderung. 

Sie werden immer merken: Derjenige, der am 
meisten dafür kämpft: "Hier kommt keiner mehr 
her!", ist derjenige, der kurz vorher erst zugezo-
gen ist. Der sagt, hinter mir geht die Tür zu. Jetzt 
ist Schluß. Ich habe noch gerade den Standort-
vorteil erspäht, gesehen und es hat sich sogar für 
mich ausgezahlt, denn ich habe es geschafft. A-
ber jetzt soll es nicht noch einer schaffen.  

Dazu schreibt die ARL in ihrer Aufsatz-
sammlung "Probleme von Raumordnung, 
Umwelt und Wirtschaftsentwicklung in den 
neuen Bundesländern":  

Während die "normale" Stadtentwicklung anstrebt, 
Wohnraumentwicklung, wohnungsnahe Infrastruk-
tur sowie Grün- und Erholungsflächenangebot 
möglichst gleichzeitig zu realisieren, ist in den 
Randzonen der Verdichtungsräume das unbefrie-
digende Nacheinander die Regel. Zunächst wer-
den Wohnungen gebaut, dann merkt man, dass 
die Kindergarten- und Schulplätze nicht mehr rei-
chen, dann sind die Straßenquerschnitte zu 
schmal und das Angebot an öffentlichem Verkehr 
zu gering. [...] aber selbst dann, wenn diese Eng-
pässe beseitigt sind, entsteht zwar der Eindruck 
der Verstädterung durch das Zusammenwachsen 
von ursprünglich isolierten Siedlungsbereichen, 
aber nur ganz selten im Hinblick auf Wohnqualität 
und Erlebniswert eine städtebaulich befriedigende 
Lösung; häufig bleibt für die Randzonen der Ver-
dichtungsräume der Eindruck des "Angeschuster-
ten" bestimmend. [ARL, 1995, S. 83] 

Dörfler contra Randwanderer: Unter-
schiedliche Anforderungen an die 
Gemeinde 
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Die Wünsche an die Entwicklung kleinerer 
Gemeinden aus Sicht der Alteingessenen 
und der Neuzuzügler können sehr unter-
schiedlich sein. Zum einen ist es denkbar, 
dass die Alteingessenen nun endlich eine 
Weiterentwicklung ihres Ortes einklagen, die 
in der DDR nicht möglich war, wohingegen 
sich die Städter den Ort gerade wegen seiner 
"Ursprünglichkeit" und der damit verbunde-
nen Ruhe als Wohnstandort ausgesucht ha-
ben. Die von den Alteingessenen geforderten 
städtischen Elemente können sie ja werktäg-
lich in der Kernstadt nutzen, wo sie in der 
Mehrzahl weiterhin arbeiten. Aber auch der 
umgekehrte Fall ist möglich: Hier fordern ge-
rade die Städter technische Verbesserungen 
der gemeindlichen Infrastruktur ein, deren 
Zustand von der dörflichen Bevölkerung als 
normal angesehen wird. 

Da melden sich jetzt auch strukturelle Ungleich-
gewichte, da sind plötzlich die Zugezogenen in 
der Überzahl. Und die wollen was ganz anderes 
als die Dörfler vorher haben wollten. Die be-
schweren sich über dieses und jenes und die 
Dörfler sagen: das war schon 40 Jahre so, das ist 
die nächsten 40 Jahre auch so. Das nimmt aber 
der Hinzugezogene nicht hin. Der sagt, nee, das 
muß jetzt anders werden. Also, auch eine Kluft, 
und da ist richtig eine Spaltung, obwohl das gar 
nicht das Thema Wessi/Ossi ist, sondern das ist 
das Thema Dörfler und Neuankömmling. Schauen 
Sie: Ergebnis ist eine sehr große Frustration, nicht 
weil wir gesagt haben, das soll nicht sein, sondern 
weil die heute mit den Problemen nicht fertig wer-
den. Wer will denn heute noch Bürgermeister 
werden in so einem Wachstumsdorf? Wer läßt 
sich denn da noch als Gemeindevertreter auftstel-
len, der wird doch bloß noch angepflaumt. Steht 
seine Telefonnummer überall, da wird er angeru-
fen: Hören sie mal, da und da und da .... Die Leu-
te sind frustriert. Und jetzt wird man sehen, ob es 
bei der Kommunalwahl, die kommt vielleicht noch 
zwei Jahre zu früh, weil der, der jetzt fertig ist mit 
bauen, der meldet sich noch nicht gleich als Ge-
meindevertreter, aber das ... wie fängt denn das 
an? Das Kind geht in den Kindergarten, dann 
kommen sie in die Schule und dann halt Elternbei-
ratsvorsitzender, wollen sie nicht in den Elternbei-
rat gehen? Aha, da organisiert man sich schon 
mal, die Frau geht vielleicht in den Turnverein und 
dann ist man Teil dieser Gemeinde. Aber verwur-
zelt ist man hier nicht. Man ist mit neuen Ansich-
ten gekommen, mit neuen Verhaltensweisen und 
dann das ... bumm ... das geht so. 

 

Überfremdung durch Zuzug 

"Wenn zu viele dazukommen, dann geht der 
Charakter des Ortes verloren". In einer Reihe 
- insbesondere kleinerer - Gemeinden wurde 

auf die unangenehmen Folgen des Zuzugs 
der Städter hingewiesen. Während sich frü-
her in der Gemeinde noch mehr oder weniger 
alle kannten, sei das mit dem Neubauprojek-
ten nun nicht mehr gegeben. 

Sie müssen ja auch mal sehen, Sie muten auch 
den Bürgern in Ihrer Gemeinde ja auch eine ex-
treme Menge zu. Die müssen sich mit neuen Bür-
gern erst einmal abfinden. Und wenn dann so ei-
ne Masse auf einander zuprallt, das kriegen Sie 
nie in den Griff als Bürgermeister. Ein vernünfti-
ges gemeindliches Leben kriegen Sie nie wieder 
hin. 

Man kann denen auch ein eigenes Leben gestat-
ten, ohne dass dort Reibungsverluste entstehen, 
mal vornehm ausgedrückt, naja, der Widerspruch 
zwischen Ossis und Wessis, der ist nicht wegzu-
wischen, der existiert eben. Die wenigsten, die 
dort bauen, sind Ossis. Mir ist nur einer bekannt 
... das ist ein Ossi aus einer altreichen Familie. 

Mit dem Zuzug von Leuten von woanders her 
kriegen Sie ein anderes Gedankengut in die Ge-
meinde. Einen anderen Zusammenhalt. Und das 
könnte mitunter ein Problem sein. Bisher, die Leu-
te, die hier im Neubaugebiet sind, da hat sich das 
noch nicht so drastisch bemerkbar gemacht. Weil 
es ja doch noch relativ wenige sind. Aber wenn 
Sie hier zwei solche Gebiete mit, ich sage mal, 
150 oder 160 Wohnungen bauen, ich denke, die 
beeinflussen dann das Geschehen im Ort schon. 
Die bringen anderes Gedankengut, andere Vor-
stellungen hinein, die über das bisherige, "ländli-
che" sicherlich hinausgehen. Die stellen auch an-
dere Forderungen. Also darüber muß man sich im 
Klaren sein. 

"Was fehlt, ist ein geistig-kulturelles Zen-
trum" 

Einen weiteren Hinweis darauf, dass die so-
zialen Umwälzungen in den Gemeinden des 
Untersuchungsgebietes durchaus ein Thema 
darstellt, das den Gemeindevertretern Über-
legungen und Handlungen abverlangt, geben 
die vielen Aussagen der Kommunalvertreter, 
dass es in ihren Gemeinden gerade an Be-
gegnungsstätten für Alteingesessene und 
Neuzuzügler mangeln würde und hier etwas 
getan werden müßte. 

Was wir natürlich unbedingt noch hier im Ort 
brauchen, das wäre eine echte Begegnungsstätte. 

Und das geistig-kulturelle Zentrum neben den 
beiden Gemeindezentren im katholischen Bereich 
... dass wir auch noch mehr mal eine Bowlingbahn 
oder Fitnessgelegenheiten haben, Gaststätten 
haben wir jetzt genug, aber so dieses kulturelle 
Leben, vielleicht ein kleines Kino, wenn es sich 
rechnet ... Das sind so Aufgaben, die anstehen. 
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Und die Erweiterung der Sportanlage, die sich be-
stimmt noch fünf Jahre hinziehen wird. 

Antwort: Das, was wir jetzt gerade wieder vorbe-
reiten, dass wir wieder auf die alten Werte zu-
rückkommen ... wir sind jetzt dabei in Vorberei-
tung noch mal in Zusammenhang mit dem Bau 
einer neuen Feuerwache, da letzt endlich einen 
Gemeindesaal daraufzusetzen, um sämtlichen 
Vereinen das wieder zu ermöglichen, was sie 
heute nicht mehr haben, weil jeder Private sagt: 
Ein Saal ist mir zu teuer in der Unterhaltung. Dass 
man dann auch wieder, quer durch alle Genera-
tionen alle 4-6 Wochen mal ausgehen kann, sich 
mal einfach vergnügen kann, zum Tanz gehen 
kann um damit einfach wieder auch das, was an 
Integration zur Zeit nur über die Kinder stattfindet, 
irgendwann auch zu transferieren auch auf die Äl-
teren. 
Frage: Ist so ein Saal auch der Versuch, die Neu-
ankömmlinge mit den Alteingessenen zu vermi-
schen? 
Antwort: Sicher. 
Frage: Ist das ein Problem? 
Antwort: Ja. Das sind im Prinzip irgendwo anony-
me Siedlungen. Es sind ein paar dabei, wo sich 
die Kontakte inzwischen durch die Kindereinrich-
tungen ergeben, aber irgendwo ist nicht die 
Chance irgendwo da, sich auch mal in einer ande-
ren Atmosphäre einfach kennenzulernen, sich ein-
fach mal hinzusetzen und, ich sage mal, bei guter 
Musik schlicht und ergreifend ein Glas Bier zu 
trinken. 

Am meisten Sorgen macht mir die Ignoranz der 
Leute, weil jeder fordert für zum Beispiel unsere 
Kinder- und Jugendlichen Spielplätze, Freizeit-
zentren, wie auch immer ... und jedesmal, wenn 
irgendwo versucht wird, einen Standort festzu-
setzen dafür, alle erst mal rundherum schreien: 
"Aber nicht bei mir!". 

Das grundsätzliche Problem, das sich bei 
dem Versuch stellt, Achsenzwischenraum-
gemeinden auch auf die sozialen Gefahren 
eines Wachstums über den Eigenbedarf hin-
aus hinzuweisen, sind die - in der ersten Hälf-
te dieses Abschnittes behandelten - ökono-
mischen Überlegungen der Kommunen, die 
i.d.R. den Ausschlag geben. So existieren in 
den alten Bundesländern durchaus Gemein-
den, die aufgrund schlechter Erfahrungen in 
der Vergangenheit auf einen weiteren Woh-
nungsbau bewußt verzichten. Nach der Ein-
schätzung von Gesprächspartnern im Rah-
men der Interview-Serie "Externe Sachver-
ständige" handelt es sich hierbei häufig aber 
um relativ wohlhabende Gemeinden, "die es 
sich leisten könnten, 'nein' zu sagen". 

5.2.3 Regionales Denken 

Handlungs- und Planungsanweisungen, die 
sich aus dem Konzept der "Region der kur-
zen Wege" ergeben sind nur aus einer regio-
nalen Sichtweise verständlich und nachvoll-
ziehbar. Auf einer Betrachtungsebene, die 
sich lediglich mit einer Kommune beschäftigt, 
müssen die aus dem Konzept erwachsenden 
Forderungen wie z.B. die des Wachstums-
verzichtes für bestimmte, abseits der Ballun-
gen gelegene Gemeinden, unverständlich er-
scheinen. Aus diesem Grunde soll in diesem 
Abschnitt als einem weiteren Ansatzpunkt 
anhand des Interview-Materials untersucht 
werden, inwieweit in den Gemeinden ein re-
gionales Denken gefördert werden kann. 
"Regionales Denken" meint in diesem Zu-
sammenhang zunächst, sich als Gemeinde 
als Teil eines Größeren zu begreifen, um vor 
diesem Hintergrund schließlich bei den eige-
nen Planungsentscheidungen auch regionale 
Wirkungszusammenhänge mit zu berücksich-
tigen. 

1993 schrieb SCHÄFER über Umlandge-
meinden nördlich von Berlin: 

Keinesfalls kann davon ausgegangen werden, 
dass bei den Handelnden in der Region ein ge-
meinsames "Leitbild" vorhanden ist, an dessen 
Formulierung sich Landes- und Regionalplanung 
hätten beteiligen können. [SNV et al., 1993, S. 77] 

Einem solchen regionalen Denken stehen 
mindestens drei Hindernisse im Weg, die sich 
alle auf Beziehungen zwischen den Gemein-
den und anderen Gebietskörperschaften oder 
Planungseinheiten beziehen. Dabei handelt 
es sich um: 

• das Verhältnis zwischen den Achsenzwi-
schenraumgemeinden und der überge-
meindlichen Planung 

• das Verhältnis der Achsenzwischenraum-
gemeinden untereinander 

das Verhältnis zwischen den Achsenzwi-
schenraumgemeinden und der Kernstadt 

Verhältnis zwischen den Achsenzwischen-
raumgemeinden und der übergemeind-
lichen Planung 

Naturgemäß häufigstes Thema obiger Liste 
im Rahmen der Interviews mit den Bürger-
meistern der untersuchten Gemeinden war 
ihr Verhältnis zur Landes- und Regionalpla-
nung. MÜLLER schreibt hierzu grundsätzlich: 
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Das Verhältnis zwischen Staat und Gemeinde ge-
hört zu den "klassischen" Spannungsfeldern in 
Politik und Verwaltung, bei dem beide Seiten auf-
einander angewiesen sind, sich aber gleichzeitig 
auch bemühen, die eigenen Autonomiespielräume 
zu sichern. Für die Gemeinden sind Einwirkungs-
möglichkeiten auf Strategien räumlicher Ordnung 
entscheidend, um die regulativen Vorgaben so zu 
beeinflussen, dass sie den lokalen Bedingungen 
entsprechen. Gleichzeitig sind sie auf die Wah-
rung ihrer Entwicklungsoptionen und der dafür er-
forderlichen Entscheidungsspielräume bedacht. 
Unter Hinweis auf die kommunale Selbstverwal-
tung (nach Art. 28 (2) Grundgesetz) und die Pla-
nungshoheit (nach § 2 (1) Baugesetzbuch) versu-
chen sie, ihren eigenen Aufgabenbereich mög-
lichst weit zu fassen und gegenüber staatlichen 
Interventionsmöglichkeiten zu sichern. Der Staat 
hingegen verweist auf die Notwendigkeit, kom-
munale Entwicklung in eine gesamträumliche 
Ordnung einzubinden, die dem einzelnen und der 
Gemeinschaft am besten dient. Für die Raumord-
nung ist die Einwirkung auf die Kommunen dabei 
von besonderem Interesse, da erst über die Bau-
leitplanung räumliche Planungen und Strategien 
räumlicher Ordnung gegenüber Privaten verbind-
lich gemacht werden können. [KEIM, 1995, S. 58-
59] 

Wie sich die von MÜLLER beschriebenen 
Standpunkte konkret bei den Beteiligten des 
Untersuchungsraumes äußern, sollen die fol-
genden Beispielzitate illustrieren. Zunächst 
zur kommunalen Sichtweise: 

Die zum Teil bis ins Detail gehenden Vorgaben 
der übergeordneten Planungen, also damit meine 
ich "Maß und Art der baulichen Nutzung", ... also, 
damit verkommt diese Planungshoheit des 
Grundgesetzes zur reinen Belletristik. [...] Ge-
schichtlich betrachtet waren nach 1989 die Ge-
meinden ja die einzigen, die überhaupt noch ar-
beitsfähig waren. Eine übergeordnete Planung, 
also Ministerien, Kreise oder gar Regionalpla-
nung, die gab es ja faktisch noch nicht. In dieser 
Aufbauphase hatten die Gemeinden Spielräume, 
die ihnen zum Teil auch Kooperationen mit Inves-
toren ermöglichten, die heute so nicht mehr mög-
lich wären, weder ihrer Art nach noch wegen ihrer 
Größe. [...] Allein schon wegen der riesigen Ges-
taltungsfreiheit zu Beginn, die dann immer stärker 
eingeschränkt wurde durch die überörtliche Pla-
nung ... letzte Höhepunkte waren ja das Festzur-
ren, also die Rechtskräftigkeit des LEP eV und die 
Genehmigung des Regionalplanes ... also aus 
dieser Erfahrung heraus haben die Gemeinden 
inzwischen einen sportlichen Ehrgeiz entwickelt, 
sich gegen die Landesplanung zu behaupten. 

Also, für die Gemeinden gesprochen würde ich 
mir vielleicht folgendes erwarten, dass die kom-
munale Planungshoheit, die ja eigentlich vom 
Grundgesetz her angedacht ist, auch wirklich 

durchschlägt. Weil, durch die Regionalplanung 
und auch durch die Landesplanung werden dort 
sehr, sehr starke Grenzen gesetzt. Meiner Mei-
nung nach sind auch bestimmte Beteiligungsver-
fahren nicht so gelaufen, wie sie eigentlich laufen 
sollten. Die Gemeinden haben, gerade auch beim 
Regionalplan sehr, sehr viele Bedenken vorgetra-
gen. Die sind in keiner Weise berücksichtigt wor-
den. 

Antwort: Ich erwarte, dass die Gemeinden vom 
Prinzip her in ihrer Planung durch die vorgegebe-
ne Landesplanung nicht stark eingegrenzt wer-
den, sondern dass gegebenenfalls auch die Plä-
ne, Regionalplan, LEP eV oder wie auch immer, 
mit weiterentwickelt werden. Und nicht dass, vom 
Prinzip her, diese vorgegebenen Planungen als 
Allerheiligtum angesehen werden und bis zum 
Jahre 2010 oder wie auch immer perspektivisch 
gegen die Gemeinden, sage ich mal, durchgesetzt 
werden. 
Frage: Was ist denn, direkt gefragt, der Unter-
schied zwischen einem "weiterentwickelten Plan" 
- Landesentwicklungsplan oder Regionalplan - 
und einem aufgeweichten LEP? 
Antwort: Hm. Also vom Ergebnis, denke ich mal, 
für uns vielleicht das gleiche. 

Dem stellt die Landes- und Regionalplanung 
ihre Sichtweise entgegen: 

Wenn die Kommunen sich über eine Einschrän-
kung ihrer kommunalen Planungshoheit beklagen, 
müssen sie sich fragen lassen, ob sie bereit und 
in der Lage sind, die finanziellen Folgen ihres 
Planens, d.h. der Aufwertung von Flächen, über 
die sie verfügen, zu tragen bzw. ob sie diese ü-
berblicken. Kommunen machen hier individuelle 
Rechte geltend, die sich neben der Finanzierung 
noch an der Frage stoßen, ob sie die Standortvor-
teile, die sie nun für sich gewinnbringend nutzen 
wollen, selber geschaffen haben. Die Millionen-
stadt sowie der Abstand zu dieser schaffen die 
entscheidenden Standortvorteile, nicht die Ge-
meinden, die die Planungsrechte einfordern. Die-
ses Verhalten, von etwas profitieren zu wollen, 
was sie nicht selber geschaffen haben, führt als 
Massenverhalten zur ringförmigen Verstädterung, 
weil nur der Entfernungsparameter der entschei-
dende ist. Das zwingt zu einer überörtlichen Pla-
nung zur Berücksichtigung der anderen Pla-
nungsgesichtspunkte, welche die kommunale 
Planungshoheit zwangsläufig in bestimmte Gren-
zen weist. Diese Rahmensetzungen sind aber ge-
setzlich begründet und in ihrer Regelungstiefe 
durch Gesetze und Gerichtsurteile eindeutig defi-
niert. 

Wir haben Orte, die sich durch ihre besondere 
Eignung für die Übernahme von Schwerpunktauf-
gaben eignen und es gibt Orte, die sich weniger 
eignen und da muß nun der Regionalplan einen 
gewissen Ausgleich herstellen, indem er Entwick-
lungspotentiale natürlich dort stärker verteilen 
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möchte, wo die Eignungsvoraussetzungen günsti-
ger sind. Das ist also der kommunale Ausgleich. 
[...] Oder eine kleine Gemeinde mit schlechten 
Eingangsvoraussetzungen hat aber Baulandaus-
weisungen vorgenommen, durch welche Gründe 
auch immer, da sagen wir: Nein, ihr sollt nicht so 
viel ausweisen, besser in der nächstgelegenen 
Stadt oder im Zentralen Ort. Die ist natürlich [...] 
beleidigt. 

Hintergrund all dieser Aussagen sind selbst-
verständlich negative Erfahrungen, welche 
die jeweiligen Vertreter der einen mit der an-
deren Seite gemacht haben. Für eine Doku-
mentation der schlechten Erfahrungen der 
Landes- und Regionalplanung mit der ge-
meindlichen Planung reicht oft schon eine 
Fahrt durch das Berliner Umland, in dem sich 
inzwischen eine Reihe von Projekten an 
nicht-integrierten Standorten finden lassen. 
Fokus dieser Arbeit sind hingegen die (nega-
tiven) kommunalen Erfahrungen mit der ü-
bergeordneten Planung. Diese Wahrneh-
mungen - zumindest soweit sie in den Ge-
sprächen geäußert wurden - lassen sich grob 
den folgenden Schwerpunktthemen zuord-
nen. 

Gefühl, übergangen zu werden 

Einige Gemeinden fühlten sich insbesondere 
vom Kreis in bezug auf ganz bestimmte Fra-
gen benachteiligt. Überhaupt schien bei eini-
gen Gemeinden die "Chemie" gegenüber 
dem Kreis nicht zu stimmen, sei es bezüglich 
bestimmter verwehrter oder gegen den Willen 
der Gemeinden genehmigter Bauanträge o-
der wegen bestimmter Mittelzuweisungen.  

Wenn es nicht anders geht, dann sollte pro-Kopf 
verteilt werden. Ich denke, die Gemeinden, die 
sind heutzutage soweit eigenständig und selb-
ständig, dass die mit dem Geld auch was anfan-
gen können und nicht, dass da die Gönner, die in 
irgendeiner Form da im Kreis buhlen, dann das 
Geld nach wie vor ... und es sind immer die glei-
chen, die die großen Summen kriegen und es 
sind immer die gleichen, die irgendwo hinter run-
ter fallen. Das ist eben zwischen den Ansätzen 
der Landesgesetzgebung und dem, was zu guter 
Letzt dort unten dann passiert in den Kreisen ... 
da sind Selbstherrlichkeiten, die da vorherrschen 
und nicht diese Planung und das Wollen vom 
Land berücksichtigen. 

Im Rahmen dieses Projektes fehlt an dieser 
Stelle das detaillierte Hintergrundwissen, um 
diese "Zeichen richtig deuten" zu können. 
Auch kam ein angesetzes Gespräch mit Ver-
tretern des Planungsamtes des Kreises Pots-
dam-Mittelmark in Belzig nicht zustande, wel-

ches vielleicht die Möglichkeit geboten hätte, 
hier auch die Sichtweise des Kreises den 
Aussagen der Kommunen entgegenzustellen.  

Festzuhalten im Sinne der Fragestellung zum 
"Regionalen Denken" bleiben trotz der unge-
klärten Einzelaspekte zwei Dinge: Zum einen 
steht der Kreis - als das "regionalste" Gremi-
um - bei einer Reihe von Gemeinden nicht 
sehr hoch im Kurs. Darüber hinaus wurde die 
Regionale Planungsgemeinschaft einige Male 
als "Landkreis-Klientel" bezeichnet, woraus 
sich als zweiter Punkt die Feststellung ergibt, 
dass die bisherigen Erfahrungen mit "regio-
nalen Gremien" der befragten Gemeinden 
eher durch Verteilungskämpfe als durch ein 
"Gemeinsames Projekt 'Region'" geprägt 
sind. 

Schreckgespenst Kommunalreform 

Brandenburg zählt bei nur 2,6 Millionen Ein-
wohnern etwa 1.700 Gemeinden. Aus diesem 
Grunde vertritt die Landesregierung, und hier 
insbesondere das Innenministerium die Auf-
fassung, dass es zur Sicherstellung der Ar-
beitsfähigkeit der Kommunen zu Gemeinde-
zusammenlegungen kommen muß, so dass 
alle Brandenburger Gemeinden über eine be-
stimmte Mindestgröße verfügen. Ein erster 
Schritt war die Bildung von Ämtern, denen 
aber lediglich gewisse Verwaltungsaufgaben 
übertragen wurden, während die Planungs-
hoheit - und damit auch die Hoheit über die 
Bauleitplanung - bei den Gemeinden verblieb. 
Diese Ämterbildung ist aus der Sicht des In-
nenministeriums aber nur als eine Durch-
gangsstation zu einer umfassenderen Kom-
munalreform zu betrachten. Insbesondere in 
den Gesprächen mit Vertretern kleinerer Ge-
meinden im Rahmen dieser Arbeit wurde von 
entsprechenden Sondierungsgesprächen der 
Bürgermeister berichtet, mit denen sich 
Nachbargemeinden auf Zusammenlegungs-
diskussionen vorbereiten. Wie in allen ande-
ren Bundesländern, in denen solche Gebiets-
reformen durchgeführt wurden, regt sich in 
den Gemeinden entsprechender Widerstand. 

Naja, zuerst einmal brauchen wir eine Rechtssi-
cherheit bezogen auf die territoriale Gliederung 
einschließlich der jeweiligen Volksvertretungen. 
Im Moment ist es ja so, dass man so, ich sag mal, 
'92 beginnt und darüber redet: Großgemeinden, 
Einheitsgemeinden, Amtsgemeinden, und und 
und ... [...] Hinzu kommt die Schwierigkeit, die 
nach wie vor noch vorhanden ist, dass ja die Ver-
waltung in den Ämtern, die in den Jahren 92/93 
entstanden sind, in der Leitung noch aus den e-
hemaligen vorhandenen selbständigen Gemein-
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den der Bürgermeister entstanden sind, und dass 
die zwar an sich vielleicht auch bemüht sind, das 
Richtige zu tun, dass sie aber grundsätzlich ... 
oder viele, zwei Drittel [...] überhaupt keine Ver-
waltungserfahrung vorher hatten und teilweise 
auch nicht fähig sind, diese zu erlangen. Und da 
ist der Ansatzpunkt, wo man dann leider im In-
nenministerium den Schluß zieht, da so die Ver-
waltung nicht arbeiten kann, müssen wir größere 
Einheiten bilden, damit es funktioniert. Aber der 
Weg ist eigentlich der über Lehrgänge oder weiß 
ich was, den Austausch von Leitungspersonen ... 
das zu erreichen, die Effektivität der jetzt vorhan-
denen Verwaltung zu erhöhen. 

Problematisch für die Entwicklung eines Re-
gionalbewußtseins ist diese Situation aus 
zweierlei Gesichtspunkten heraus. Zum einen 
verschärft die "drohende" Kommunalreform 
die gegenseitige "Lauerstellung", mit der sich 
die Gemeinden beäugen und führt eher zu 
einem Antrieb, möglichst schnell zu wachsen, 
um die eigene Selbständigkeit nicht zu verlie-
ren. Neben dieser - den Regionalgedanken 
nicht gerade fördernden - Einstellung der 
Gemeinden bringt es die Situation aber auch 
mit sich, dass aus Sicht der Gemeinden die 
gleiche Landesregierung, die mit dem LEP 
eV bestimmten Gemeinden Wachstumsbe-
schränkungen auferlegt, auch die Existenz 
kleinerer Gemeinden durch die im Raume 
stehende Kommunalreform an sich in Frage 
stellt. Da beide Planungen "von derselben 
Ebene" kommen, färben die existentiellen 
Vorbehalte der Gemeinden gegen die Pläne 
des Innenministeriums auch auf die Wahr-
nehmung der Landesplanung des MUNR/GL 
ab. 

Ungereimtheiten versperren den Blick auf 
das Ganze 

Kein Planungssystem funktioniert perfekt. 
Gerade wenn überörtliche Planungs-
mechanismen sich - wie in den neuen Bun-
desländern - noch im Aufbau befinden, las-
sen sich Ungereimtheiten oft nur schwer 
vermeiden. Sie bringen allerdings den großen 
Nachteil mit sich, dass sie im Einzelfall die 
eigentlichen Zielsetzungen - hier die Schaf-
fung verkehrsminimierender Raumstrukturen 
- so sehr in den Hintergrund treten lassen, 
dass diese vor Ort nicht mehr wahrgenom-
men werden. Andererseits können einzelne 
Fehler der übergeordneten Planung auch als 
willkommender Anlaß genommen werden, die 
dahinter stehenden regionalen Planungsziele 
grundsätzlich in Frage zu stellen. 

Oder nehmen sie mal den Sonderflugplatz in B-
Dorf. Da werden wir gar nicht gefragt. Das wird 
planungsmäßig einfach ausgewiesen als Sonder-
landeplatz und wir haben den Ärger damit. Da gibt 
es eine Genehmigung, hier wird ausgebaut, und 
wir haben einen Krach noch und noch. So gehen 
die bösen Schreiben hin und her. Protest einge-
legt. Bevölkerung regt sich auf. Das sind so ein 
paar Sachen, die meiner Meinung nach abge-
stimmt werden müssen. Vorher, bevor überhaupt 
was in die Presse kommt. 

Aber zunehmend mußten wir feststellen, dass 
sich gerade bei Privatinteressen die Unteren Bau-
behörden widerrechtlich in diese Planungshoheit 
der Gemeinden einmischen, indem sie einfach 
ohne auf gesetzliche Grundlage zurückzukom-
men, das Einvernehmen der Gemeinde ersetzen. 
Also praktisch Baugenehmigung erteilen, ohne 
dass wir überhaupt davon was wissen. Und das 
kann ja nicht wahr sein. [...] Also, die werden bei 
uns im Bauausschuß oder in der Gemeindevertre-
tung abgelehnt, weil sie untypisch für A-Dorf sind, 
zu groß, zu breit, nach §34: "passen sich nicht 
ein". Und die Untere Baubehörde sagt, wir erset-
zen das gemeindliche Einvernehmen. Der hat ein 
Recht, sagen die, dort zu bauen. Wir ersetzen das 
gemeindliche Einvernehmen. Nicht wie nach 
BauGB vorgeschrieben, dass die erst dann die 
Gemeinde konsultieren, nachfragen, mögliche 
Konflikte ausräumen, gemeinsam, so dass das 
gemeindliche Einvernehmen wieder erteilt werden 
kann. [...] Wir wissen, dass wir keine Ortsgestal-
tungssatzung haben und keinen Bebauungsplan 
für ganz A-Dorf, also dass vor allem das Einfü-
gungsgebot entscheidet. Aber das mögen sie 
doch bitte dann auch uns überlassen. 

Die Innenbereichssatzung. Unserer Planung. Das 
dauert alles, und plötzlich stellt man fest, da fehlt 
noch ein TÖB und das ist nicht berücksichtigt. Al-
so, das sind immer Dinge, die ich nicht ganz ver-
stehen kann, die ich nicht nachvollziehen kann. 
Leute, die damit beschäftigt sind, die müssen 
doch genau wissen und müssen Unterlagen ha-
ben, was muß alles sein. Und da hake ich doch, 
bevor ich etwas weggebe, das genau ab. Fehlt 
noch einer oder fehlt nichts? Das darf einfach 
nicht passieren. Und uns ist es wieder passiert. 
Und dann wundert man sich immer, wenn eine 
Sache ... mir fehlt das Verständnis für sowas. Das 
geht nicht. Der Ärger ist doch hier vor Ort, in dem 
derjenige, der dort bauen will, schon ewig in den 
Startlöchern steht und sagt: Wann kann ich denn, 
wie weit seid ihr denn? Ist denn nun eure Innen-
bereichssatzung ... die sollte doch schon vor acht 
Wochen bestätigt sein. Es gab doch keine 
Schwierigkeiten? Und ich muß dann wieder sa-
gen, April, April, es gab wieder Schwierigkeiten. 

Denn es gibt ja doch, wie wir in den Nachbarge-
meinden sehen, die Kommune hat ihren Willen 
geäußert, also nicht so groß, und die Baubehör-
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den haben dann doch diese Auswüchse geneh-
migt. Das ist dann natürlich ärgerlich. 

Antwort: A-Dorf und B-Dorf haben die Kennziffern 
bis zum Jahre 2010 schon überzogen und das ist 
natürlich dort zum Teil ein Dorn im Auge.  
Frage: Können Sie nachvollziehen, warum diese 
Orientierungswerte in den Regionalplan hineinge-
schrieben worden sind und was für Zielsetzungen 
das sein könnten? 
Antwort: Kann ich momentan nicht. Also momen-
tan unterstelle ich einfach mal persönliche Befind-
lichkeiten von einzelnen Mitarbeitern. 

Verhältnis der Achsenzwischenraumge-
meinden untereinander 

Eine regionale Denkweise setzt ein partner-
schaftliches Verhältnis der Gemeinden unter-
einander voraus. Aus diesem Grunde be-
stand eine Zielsetzung der durchgeführten In-
terviews dieser Arbeit darin, herauszuarbei-
ten, wie sich das Verhältnis der Gemeinden 
vor dem Hintergrund der interkommunalen 
Konkurrenz, des Kommunalwahlkampfes, der 
Leerstandproblematik und der stagnierenden 
Wirtschaftsentwicklung darstellt. Die Antwor-
ten auf die entsprechenden Fragen des Inter-
view-Leitfadens (vgl. Kapitel 4) waren in ihrer 
Summe eher verhalten. Dies mag an der be-
nutzten Interviewtechnik liegen, vielleicht hät-
ten an dieser Stelle Einzelfalluntersuchungen 
bestimmter Streitfälle mehr der vermuteten 
Vielschichtigkeit ans Licht gebracht. Aus dem 
Spektrum der im Rahmen der Interviews zu-
sammengetragenen Aussagen zur Frage des 
Verhältnisses der Achsenzwischenraumge-
meinden untereinander mögen die folgenden 
Beispiele herausgegriffen sein: 

Die amtsangehörigen Gemeinden, das ist sehr, 
sehr unterschiedlich. Es gibt Probleme zwischen 
der einen und der anderen Gemeinde, das mag 
schon sein, aber im großen und ganzen sitzen sie 
auch aufgrund des Amtsausschusses alle an ei-
nem Tisch letztendlich. Von der städtebaulichen 
Entwicklung ist es sogar so, dass für alle [...] amt-
sangehörigen Gemeinden ein gemeinsamer Flä-
chennutzungsplan nach dem §204 BauGB entwi-
ckelt wird. Das ist eigentlich schon mal ein Zei-
chen dafür, dass also auch die Gemeinden per-
spektivisch, denke ich mal, zumindest auf diesem 
Gebiet, zusammenarbeiten werden. 

Tja, eigentlich hatten wir mal ein ganz gutes Ver-
hältnis miteinander. Wir haben zwar gemeinsame 
Planungen getätigt und so. Es ist eigentlich schon 
ein bißchen kleinbürgerlich, das heißt: Jeder plant 
für sich alleine. 

Die Stärke des Leiters der Bauverwaltung ist die, 
da der mal Bürgermeister in einem der sechs Orte 

war, dass da in dem Ort, wo er mal Bürgermeister 
war, die meisten GFG-Mittel fließen. 

Das Zusammenwachsen der Gemeinden ... also, 
es gibt Bestrebungen einiger politischer Richtun-
gen hier in A-Dorf, die sogenannte Großgemeinde 
halt zu entwickeln, d.h. also einen Zusam-
menschluß aller Gemeinden, aber die kleineren 
Gemeinden wehren sich dagegen noch sehr, sehr 
stark aus Gründen, die man von uns aus, denke 
ich mal, sehr gut nachvollziehen kann. 

Antwort: Ich hätte es positiver gefunden, wenn wir 
es gemeinsam gemacht hätten, weiterhin. Der 
Planungsverband hätte weiterhin bestehen sollen.  
Frage: Wodurch ist der auseinandergefallen? 
Antwort: Streitigkeiten. Einfach Steitigkeiten unter 
den Kommunen. 

Von der perspektivischen Entwicklung ist es auch 
so angedacht, dass darüber nachgedacht wird, 
wenn Gewerbeansiedlungen, [...] dann an einem 
zentralen Punkt im Amt. Sicherlich sind dann wie-
der einige Gemeinden, die davon profitieren wer-
den, andere halt nicht, aber ich denke mal, dass 
es dort keine Probleme geben würde. 

Wir kommen mit den Nachbargemeinden wirklich 
gut zurecht und es gibt einfach ziemlich wenig 
Probleme, zumal die Kinder in B-Dorf geschult 
wurden ... alle, die letzten 30, 40 Jahre. Der Arzt, 
wo alle hingehen, der ist in B-Dorf. Der Zahnarzt 
auch. Die Einkaufsmöglichkeiten, die gab es über 
viele Jahre zu DDR-Zeiten, also die Oberhemden, 
die wurden alle in B-Dorf geholt [...], so in etwa ... 
also, man hat schon ganz andere Beziehungen 
aufgebaut, aber trotzdem sind traditionell die Orte 
anders gewachsen. Beispielsweise: A-Dorf und C-
Dorf, soviel haben die nicht miteinander. Obwohl 
wir territorial ja fast aneinander liegen. Sogar um-
schließen. Aber so viel haben wir nicht miteinan-
der. Ob das noch aus der Zeit herrührt, als die 
ganze Kiste mal gemarkungsmäßig in C-Dorf 
reingesetzt wurde, weiß ich nicht. B-Dorf, das wa-
ren immer so, in Anführungszeichen, so die etwas 
besseren Bauern, die vielleicht ein bißchen ... und 
D-Dorf, da waren so die Beamten schon mehr, al-
so so unmittelbar war die Entwicklung nicht gleich. 
Also A-Dorf bestand im wesentlichen aufgrund der 
Struktur aus Kleinbauern, C-Dorf waren Großbau-
ern, größere Bauern, auch eine andere Hofgröße. 

In einem der Interviews äußerte Prof. Schäfer 
die Vermutung, dass die häufigen "mit den 
Nachbargemeinden gibt es keine Probleme"-
Antworten eine Mischung darstellten aus 
Auskunftsverweigerung und einer noch nicht 
sehr weit fortgeschrittenen Wahrnehmung 
des Themas "Kommunale Konkurrenz". Er 
berichtete aber auch von Planungsprojekten 
in der Nachbarschaft des Untersuchungsge-
bietes, bei denen die Gemeinden zum Teil 
Konkurrenzen ihrer Nachbargemeinden in 



5  -  Auswertung der Gespräche  74 
   

bestimmten Bereichen vermutet hätten, die 
sich nach einer nüchternen Betrachtung der 
Ausgangssituation als unrealistisch entpupp-
ten.  

Einer der interviewten Investoren brachte 
hingegen seine Erfahrung mit dem Entschei-
dungsverhalten von Kommunen auf die kurze 
Formel: 

Neid ist eine der entscheidenden Triebfedern im 
Verhältnis der Gemeinden untereinander. 

Exkurs: Erfahrungen aus dem FOPS-
Projekt in Obertraubling (Bayern) 

Aufgrund der etwas unergiebigen Aussagen 
der befragten Bürgermeister des Unter-
suchungsraumes über die Beziehungen zu 
ihren Nachbargemeinden soll an dieser Stelle 
der Auswertung auf die Erfahrungen des 
FOPS-Projektes "Die Stadt-Umland-
Problematik im Verkehr am Beispiel der Ge-
meinde Obertraubling" des Bundesmini-
steriums für Verkehr zurückgegriffen werden. 

Hintergrund des Projektes war die unbefriedi-
gende verkehrliche Situation in Obertraubling, 
einer Nachbargemeinde des bayerischen 
Oberzentrums Regensburg, aufgrund einer 
jahrelangen unkoordinierten Ausweisung von 
Wohn- und Gewerbegebieten durch die Um-
landgemeinden während einer Wachstums-
phase. Nach Angaben von Herrn Kilian, dem 
geschäftsleitenden Beamten der Gemeinde 
Obertraubling und Initiator des Forschungs-
projektes, führten in den letzten Jahren alle 
Hinweise der Gemeinde Obertraubling auf die 
unkoordinierten Ausweisungen und die damit 
verbundenen Verkehrsbelastungen lediglich 
zu "allgemeinen Tendenzaussagen" in den 
Planungen der Nachbargemeinden, ohne 
dass sich das tatsächliche Planungsverhalten 
im Sinne eines regionalen Denkens verändert 
hätte. Im Rückblick auf das Forschungspro-
jekt beurteilte es Herr Kilian in einem Inter-
view zu dieser Arbeit als einen der entschei-
denden Schritte, den Vertretern der beteilig-
ten Gemeinden zu verdeutlichen, dass mit 
diesem Projekt "nicht das BMV in die Region 
kommt, um ein paar mehr Verkehrsgutachten 
zu finanzieren", sondern dass es in diesem 
Forschungsprojekt darum gehen soll, "wie 
Gemeinden lernen, in einer regionalen Zu-
sammenarbeit ein möglichst abgestimmte 
Planung zu entwickeln." 

Die Hilfestellungen des BMV in Zusammen-
arbeit mit einem externen Planungsbüro führ-

ten letzten Endes zur Bildung eines inter-
kommunalen Arbeitskreises, an dessen 
schwieriger Entstehungsgeschichte sich eini-
ge zentrale Erfahrungen in bezug auf das 
Verhältnis von Umlandgemeinden in Wachs-
tumsregionen zeigen lassen. Diese sind nach 
Herrn Kilians Ansicht: 

• Keine der beteiligten Gemeinden war be-
reit, einem interkommunalen Arbeitskreis 
eine wie auch immer geartete Planungs-
autorität zu geben. "Die Bauleitplanung 
wird im eigenen Haus gemacht!". Somit ist 
eine Zusammenarbeit über Fragen der 
Standortwahlen, dem zentralen Thema der 
Verkehrssparsamkeit, vollkommen unmög-
lich. Dementsprechend beschäftigt sich 
der gegründete Arbeitskreis faktisch nur 
mit einer möglichst belastungsarmen Ab-
wicklung des Verkehrsaufkommens. Dabei 
geht es im Kern um Umfahrungslösungen. 

• Während die politischen Vertreter im Ver-
lauf des FOPS-Projektes einen sehr viel 
gemeindezentrierteren Blick hatten ("Mei-
ne Entwicklung geht vor jener der Nach-
bargemeinde.") und auch jede mögliche 
Form der interkommunalen Zusammen-
arbeit unter diesem Blickwinkel betrachte-
ten, war bei den Verwaltungsmitarbeitern 
der Gemeinden eine größere Bereitschaft 
zu einem Denken im regionalen Zusam-
menhang festzustellen. ("Wenn die Nach-
bargemeinde ein (Verkehrs-)problem hat, 
kann das morgen auch meine Gemeinde 
betreffen.") 

• Aus diesen Erfahrungen heraus hat man 
im Projekt versucht zu vermeiden, politi-
sche Vertreter in den übergemeindlichen 
Gremien zu haben. Die sich daraus erge-
benden Vorteile liegen in einer sehr viel 
größeren Kompromißbereitschaft der Ver-
waltungsmitarbeiter. ("So müssen sie nicht 
100%ig die Sprache ihres Herrn spre-
chen".) Die Nachteile liegen allerdings in 
der sehr geringen Umsetzungsrelevanz 
der Beschlüsse, die lediglich Empfehlun-
gen an die jeweiligen Gemeinde- und 
Stadträte darstellen. 

Verhältnis zwischen den Achsenzwischen-
raumgemeinden und der Kernstadt 

Ein Eindruck für das grundsätzlich gespannte 
Verhältnis zwischen Umlandgemeinden und 
der Kernstadt geben APEL und HENCKEL: 
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Als ein zentrales Problem zwischengemeindlicher 
Zusammenarbeit kann sicherlich das wechselsei-
tige Spannungsverhältnis von Kernstadt und Um-
land angesehen werden. Der strukturelle Konflikt 
zwischen den Interessen der Kernstadt und den 
Interessen der Umlandgemeinden [...] konnte bis-
her mit keiner Verbandsform überwunden werden. 
[...] Bei weiter fortschreitender Suburbanisierung 
(z.B. Verlagerung von Arbeitsplätzen und die wei-
tere andauernde Stadtrandwanderung Besserver-
dienender) und wachsender Belastung der Kern-
städte (Sozialhilfe, Wohnungsnot, Verkehrs- und 
Umweltbelastungen) wird die interkommunale Zu-
sammenarbeit in den Verdichtungsräumen immer 
mehr von Verteilungskonflikten überlagert. [APEL, 
HENCKEL, 1995, S. 203-204] 

Aufbauend auf einer ganzen Serie von Ge-
sprächen mit Regionalverbänden in Ballungs-
räumen kam Herr Gertz in einem Interview zu 
dieser Arbeit zu der Einschätzung, dass Um-
landgemeinden fast immer das Gefühl hätten, 
die Kernstadt wolle sie "überrollen" und hinter 
den vorgebrachten ökologisch-
raumordnerischen Argumenten stünden letz-
tenendes handfeste wirtschaftliche Interessen 
der Kernstadt. Dieses gelte für alle Ballungs-
räume der Bundesrepublik, aber im besonde-
ren für diejenigen, deren Kernstadt in einem 
anderen Bundesland liege als das Umland. 
Aus DDR-historischen Gründen gelte dieses 
Spannungsverhältnis aber im extremen für 
Berlin. Zudem bestünden bereits vielschichti-
ge - und in der Geschichte stark umkämpfte - 
finanzielle Ausgleichsmechanismen zwischen 
dem Umland und der Stadt, im Rahmen derer 
das Umland für die Nutzung der Zentralört-
lichkeit der Kernstadt mitbezahle. Aus Sicht 
der Umlandgemeinden ergäbe sich in der 
Summe darum leicht ein Eindruck, der sich 
etwa wie folgt umschreiben ließe: "Wir sollen 
immer zahlen, und dann verbietet man uns 
auch noch zu wachsen, damit die Kernstadt 
keine Leute verliert." Der Einschätzung von 
Herrn Gertz zufolge wird sich diese Konfliktsi-
tuation zwischen Berlin und den Gemeinden 
des engeren Verflechtungsraumes in Zukunft 
eher noch verstärken. Für die Verkehrs-
sparsamkeit bedeute dies, dass alle Maß-
nahmen zur Schaffung verkehrsvermeidender 
Raumstrukturen immer vor einem solch ver-
gifteten Verhältnis zwischen Kernstadt und 
Umland wahrgenommen werden und ent-
sprechend schwierig zu vermitteln seien. 

Dazu mögen die folgenden Aussagen von 
Bürgermeistern der untersuchten Achsenzwi-
schenraumgemeinden als Illustration dienen: 

Und wissen Sie, mit unserem Wachstum hängen 
doch auch unsere finanziellen Möglichkeiten zu-
sammen. Das Problem ist doch wahrscheinlich 
so, dass die Herrschaften sich ausgedacht haben, 
wenn wir von Berlin oder aus den umliegenden 
Städten noch mehr Leute abziehen aufs Land, 
dann gehen die finanziellen Einnahmen der Städ-
te zurück. Das steckt doch, denke ich mal, dahin-
ter. Und das ist ja wahrscheinlich auch Tatsache. 
Und wir denken genau umgekehrt. Ist doch auch 
logisch. Wenn wir was bewegen wollen, brauchen 
wir Geld. Und Geld kriegen wir nur durch einen 
Zuwachs, indem die Leute, die Arbeit haben, die 
nach Möglichkeit reich sind, viel versteuern, 
hierherziehen und die Gemeindekassen füllen. 
Damit können wir alle Dinge machen. Da können 
wir den Straßenbau weiter vorantreiben, der noch 
viel im Argen liegt und den Bürger weniger zur 
Kasse bitten. Das ist unsere Zielsetzung. 

Jetzt haben wir den Flächennutzungsplan auf 
7.500-8.000 Einwohner reduziert, und jetzt ist al-
len das noch zu groß, weil es soll jetzt an die ak-
tuelle Landesplanung angepaßt werden, die völlig 
illusionär ist. Zumal man sagen muß: Ob dieser 
Landesplanungsvertrag zwischen Berlin und 
Brandenburg überhaupt einer Rechtsprüfung 
standhält, bezweifele ich, weil da absolut ein Bun-
desland Majorität über die Planungshoheit der 
Kommunen in einem anderen Bundesland wahr-
nimmt. Und das ist schlicht und ergreifend wider-
rechtlich. Und der Haupteinfluß in der gesamten 
Gemeinsamen Landesplanungsabteilung ist wei-
testgehend Berlin, und Berlin kann nicht über die 
Planungshoheit der Brandenburger Gemeinden 
hier seinen Hut stülpen, weil ihnen das nun mal 
nicht paßt, dass die entsprechenden Bevölke-
rungswanderung, die Industrieabwanderung nun 
mal in bestimmte andere Bereiche gehen. 

Dass sich solche Konkurrenzsituationen aus 
Sicht der Achsenzwischenraumgemeinden 
nicht nur gegenüber der Kernstadt eines Bal-
lungsraumes, sondern in ähnlicher "emo-
tionaler Tiefe" auch gegenüber den landes-
planerisch bevorzugten Siedlungsschwer-
punkten der Achsen entwickeln können, zeigt 
das folgende Beispiel: 

Die Stadt Ludwigsfelde fing an, sich ein bißchen 
auszubreiten, wie so eine Krake. Das konnten wir 
damals, 1991, gar nicht verstehen. Das war so, 
das muß man sich mal vorstellen, wir hatten zwei 
Jahre gerade mal die Wende hinter uns, hatten 
unsere Selbständigkeit irgendwo errungen. Und 
jetzt plötzlich sollten wir alles wieder aufgeben, 
nur weil diese Stadt Ludwigsfelde das Herzblatt 
dieser Region ist. Ist sie ja.  Wenn wir ehrlich sind, 
ist sie es ja auch. Sie ist ja der Versorgungs-
standpunkt für uns alle. Sie bietet uns ja erstmal 
die Infrastruktur an. Das wollte aber damals 
erstmal überhaupt keiner wahr haben. Und dann 
sind das natürlich Empfindlichkeiten aus den Jah-
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ren davor. Das muß man auch wieder verstehen. 
Zu DDR-Zeiten war nun mal die Stadt Ludwigsfel-
de immer wieder der Ort, wo alles hineingepumpt 
wurde, weil es ja ein Industriestandort war. Das 
war einer der wichtigsten Industriestandorte, da-
von hat die DDR gelebt. Ja, und jetzt sollten wir 
schon wieder aufgrund dieser Stadt Ludwigsfelde 
auf alles verzichten? Und da haben natürlich die 
anderen Kommunen nicht mehr mitgespielt. 

Auch wenn die Freihaltung der Zwischen-
räume des engeren Verflechtungsraumes 
vordergründig besonders Berlin nützt (Belüf-
tung, Verkehr, Erholung), so ist doch Bran-
denburg, und hier insbesondere der engere 
Verflechtungsraum, so sehr von Berlin ab-
hängig, dass Brandenburg an einer hohen 
Lebensqualität in Berlin gelegen sein muß. 
Insofern sind die Interessen Berlins und des 
Brandenburger Umlands langfristig identisch. 
Vor dem Hintergrund der in diesem Abschnitt 
zusammengestellten Einschätzungen sind die 
kommunalen Akteure des Umlandes von ei-
ner solchen regionalen Sicht allerdings noch 
weit entfernt. 

In der Summe: Klimaverbesserungen 
denkbar, Interessenkonflikte bleiben 

Sicherlich wäre es möglich, ein gegenseitiges 
Vertrauen der Beteiligten nach und nach wie-
derzugewinnen. Dies zeigen auch einige Pro-
jekte in den alten Bundesländern, z.B. das in-
terkommunale Gewerbegebiet Lahr 
(Schwarzwald), wo die Kernstadt Lahr sich 
durch bestimmte Zusagen über die eigene 
Gewerbeentwicklung selbst gegenüber den 
kleineren, anfangs skeptischen Partnerge-
meinden gebunden hat. Trotzdem werden 
aufgrund der gesellschaftlichen Veränderun-
gen (z.B. Suburbanisierung) und den beste-
henden Finanzierungsmodalitäten der Kom-
munen gewisse elementare Interessensun-
terschiede zwischen der Kernstadt, den po-
tentiellen Siedlungsschwerpunkten des Um-
landes, den Achsenzwischenraumgemeinden 
und der überregionalen Planung bestehen 
bleiben. Die beiden folgenden Sichtweisen - 
zunächst der Kommunen, dann der überge-
meindlichen Planung - mögen dies unterstrei-
chen. 

Natürlich wäre eine partnerschaftlichere Pla-
nungsarbeit zwischen dem Land und den Ge-
meinden denkbar, aber nur bis zu einem gewis-
sen Punkt. Es wird immer differierende Interessen 
geben, allein schon aus den wirtschaftlichen As-
pekten heraus, z.B. des Bodenwertes und der Fi-
nanzierungsmöglichkeiten von gemeindlichen 
Aufgaben. 

Jeder versucht natürlich das Beste für sich her-
auszuholen. Wenn eine Gemeinde also versucht, 
die Landesplanung zu unterlaufen, so ist das be-
dauerlich, aber in gewissen Grenzen kaum zu än-
dern. Man kann natürlich verlangen, die Landes-
planung müßte mehr Werbung für ihre Ziele ma-
chen, aber das würde die entsprechenden Ge-
meindevertreter kaum überzeugen, weil sie ihren 
Interessen folgen. Diese liegen auf der Hand und 
widersprechen den Interessen des Landes. 

5.2.4 Positivplanungen 

Wahrnehmung als Negativplanung 

In der Wahrnehmung der befragten Gemein-
den stellt der LEP eV und der daraus ent-
wickelte Regionalplan Havelland-Fläming vor 
allen Dingen eine Verbotsplanung dar. 

Zur Zeit erleben die Gemeinden des Amtes die 
Landesplanung als ein "kategorisches Nein". 

Frage: Und mit welchen Argumenten ist man Ih-
nen bei der Landesplanung begegnet? 
Antwort: Ja, LEP eV ist rechtskräftig. Und da steht 
drin: A-Dorf darf sich nur ... und das ist unser Ar-
beitsmaterial. Danach haben wir uns zu richten. 
Peng. Aus. Schlimm. Was man daraus in der 
nächsten Zeit machen wird, ich kann es Ihnen 
wirklich nicht sagen. 

Und dass man da rein schematisch rangeht und 
sagt: soundsoviel Quadratmeter, soundso viele 
Leute mehr, also dazu brauche ich keinen Planer. 
Dazu brauche ich doch bloß einen Rechner. Das 
ist alles. Eine Planung muß doch vom Ist-Zustand 
und von den Gegebenheiten ausgehen. 

Wir wollen Hilfe, nicht Verbote 

In ihren Stellungnahmen zu Planungen der 
Gemeinden verwendet die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Havelland-Fläming u.a. 
Textbausteine für bestimmte Abschitte. Nach 
der Einschätzung von Frau Bauer ist diese 
Arbeitsweise vor dem Hintergrund der gerin-
gen - und z.Zt sogar eher rückläufigen - Mittel 
der Regionalplanung durchaus verständlich. 
In der Wahrnehmung der Gemeinden ver-
stärkt sie aber - quasi als Symbol - den Ein-
druck, die übergeordnete Planung arbeite zu 
schematisch und zu wenig auf die lokale Si-
tuation bezogen. Nach Ansicht von Frau 
Bauer, die im Rahmen ihrer Forschung eben-
falls Gespräche in Gemeinden des Untersu-
chungsraumes und darüber hinaus geführt 
hat, fühlten sich manche Gemeinden von der 
übergeordneten Planung regelrecht im Stich 
gelassen. Sie faßt diesen Eindruck mit den 
Worten zusammen: "Man sagt den Gemein-
den, war sie nicht dürfen, aber man zeigt ih-
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nen auch keine Alternativen auf." Ihrer Mei-
nung nach gilt dies im besonderen für die 
Kernfrage des Wachstumsverzichtes. 

Aber wie gesagt, da würde ich Realitätssinn er-
warten und einfach auch Hilfe von Seiten der 
Landesplanung, dass wir unseren Bedürfnissen, 
unseren tatsächlichen Bedürfnissen entsprechend 
auch planen und bauen dürfen. Im Moment sind 
wir mit unserer Entwicklung etwa im Jahre 2010 
nach der Regionalplanung. 

A-Dorf ist doch so ein Beispiel. Durch A-Dorf geht 
der Schwerlastverkehr von B-Stadt, C-Stadt 
kommend, die zur Müllkippe fahren, hier bei D-
Dorf. Es soll diesen Weberdorfcharakter beibehal-
ten. Ein Streitpunkt schon seit fünf Jahren: Die 
Straße. Die Straße müßte einen Bitumenbelag 
darüber bekommen, damit das Rollgeräusch und 
die Erschütterung aus diesem Kopfsteinpflaster 
wegkommt. Die Häuser sind doch gar nicht dafür 
gebaut. Die reißen doch peu à peu kaputt. Die 
Denkmalschützer [...]: "Kommt nicht in Frage, da 
muß es Kopfsteinpflaster sein!" Ja, dann müssen 
sie den Ort sperren für den Schwerlastverkehr. 
Aber das machen sie nicht. Da geht es dann wie-
der, ja wir haben keine andere Straße. Da muß 
sich doch dann ein Junktim ergeben. Wenn ich 
das eine will, muß ich das andere mögen. Genau-
so ist eben das nächste. Wenn ich das als dieses 
Dorf haben will, dann muß ich irgendwann mal ei-
ne Förderung da reinbringen, Dorferneuerung o-
der egal welche, und sagen: So, nun richte doch 
dein schönes Bauernhaus auch wieder so her. 
Aber nicht bloß sagen, ich lege dir erst mal dirigis-
tisch eine Zwangsmaßnahme drauf, du mußt, du 
darfst nicht. Du darfst, wenn Du mal was darfst, 
nur mit Quark und Kuhblut und was es da alles 
gibt, geschlagene Eier, [...] nicht mit Mörtel, nicht 
mit Beton. Ja, wer macht denn das noch lange 
mit. Da ist doch nun bald Schluß. Die Leute sagen 
dann, das ist doch hier nicht mehr auszuhalten. 
Dann haue ich ab. 

Und nicht so, wie es jetzt ist, dass wir in der Frage 
der Straßen und alles, dass wir da allein gelassen 
werden. Dass das Land mehr und mehr in dieser 
Frage der Straßeninstandhaltung abwimmelt und 
es nur den Kommunen zuschanzt. Und den 
Kommunen dabei aber nicht das nötige Geld gibt. 
Das gibt es doch nicht. Wir können nicht die gute 
Stube für die Städter vorhalten ohne Geld. Das ist 
nicht machbar. 

Dazu kommt, dass natürlich aufgrund dessen, 
dass wir hier mit den denkmalpflegerischen As-
pekten doch das ein oder andere nicht so können 
wie andere, dass das nicht nur wunderschön ist, 
oder wunderschön sein mag, sondern weil es, so-
bald es um die Frage der Finanzierung geht, 
heißt: Also finanziert das selber, wir haben kein 
Geld. Wir stellen nur dar, was ihr nicht dürft. Aber 
wir sagen euch nicht, wie wir es mitfinanzieren. 
Das ist natürlich dann immer so ein Haken. 

Leitbild oben, Verbote unten 

Es ist durchaus nicht das erklärte Ziel der 
Landes- oder Regionalplanung, eine reine 
Verbotsplanung zu realisieren. Im Gegenteil: 
Die lange Leitbild-Diskussion - von einigen 
Gesprächspartnern als entschieden zu lang 
bezeichnet - hatte ja gerade zum Ziel, ein 
verständliches und aus sich heraus überzeu-
gendes Leitbild zu entwickeln, damit die dar-
aus abgeleiteten Maßnahmen in ihrem Sinn-
zusammenhang verständlich und nachvoll-
ziehbar sind. Nach Einschätzung von Herrn 
Stein hat dies trotzdem nicht verhindern kön-
nen, dass sich die gemeindliche Wahrneh-
mung auf die vor Ort relevanten Verbote kon-
zentriert. Nach seiner Auffassung sind die 
meisten Modelle und Leitbilder der Raumord-
nung auf der Ebene der Kommunalvertreter 
weder verständlich noch in Form von konkre-
ten Handlungsanweisungen vor Ort direkt 
handhabbar. 

Ansätze zu einer Positivplanung 

Unter der These "Jede Gemeinde braucht ei-
ne positiv definierte Rolle, sonst verhält sie 
sich wie ein Kind, das nichts darf" konzentrie-
ren sich inzwischen an verschiedenen Stellen 
die Überlegungen, wie den mit Wachstums-
beschränkungen belegten Gemeinden im po-
sitiven Sinne eine Funktion zugeordnet wer-
den kann. Diese Positivdefinitionen müssen 
auch nach juristischen Maßstäben etwas Ei-
genständiges sein, worauf KUTTER und 
STEIN hinweisen: 

Das Problem besteht also darin, dass es im Grun-
de nur "positive" Vorranggebiete gibt, d.h. die 
betroffenen Flächen durch ausgesprochene 
"Standortvorteile" für eine spezielle, allenfalls 
durch eine Bandbreite eingegrenzte Nutzung op-
timal sind. Der Ausschluß "schädlicher" Nutzun-
gen in Form von Negativlisten gilt als unkonstruk-
tiver Eingriff der Regionalplanung in kommunale 
Belange: eine Argumentation in dem Sinne "alles, 
bloß keine Besiedlung" hat in der planerischen 
Praxis wenig Bestand. [DIW, 1996, S. 193] 

Der Regionalplan hat fast flächendeckend die 
Gemeinden der Achsenzwischenräume als 
"Regionalpark" ausgezeichnet. Ziel ist es, 
dass dieses Konzept von den anreihenden 
und den enthaltenen Kommunen selbständig 
akzeptiert und mit Leben erfüllt wird. Wie 
HEINRICH in Abbildung 5-9 in einer Gegen-
überstellung zeigt, füllen diese Ausweisungen 
nur sehr bedingt ein Instrumentenvakuum auf 
der "Positivseite". Dazu schreibt HEINRICH 
in seiner Arbeit: 
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Der Landesplanung [stehen] nur Umsetzungsin-
strumente für restriktive Elemente zur Verfügung. 
Die Doppelstrategie bleibt ohne unmittelbare Akti-
vierungsinstrumente auf der Angebotsseite. 
[HEINRICH, 1996, S. 46] 

 

Abbildung 5-9: Doppelstrategie mit einseitiger 
Absicherung; Quelle: [HEIN-
RICH, 1996] 

Eine solche raumplanerische Ausweisung ist 
keine Berlin-Brandenburger Besonderheit. So 
sieht z.B. auch das niederländische Raum-
ordnungskonzept die Schaffung eines - posi-
tiv definierten - Regionalparks im "Grünen 
Herzen" der Randstad vor, da man erkannt 
hat, dass die mit Wachstumsbeschränkungen 
belegten Gemeinden sehr kreativ im Umge-
hen der restriktiven Landesplanung waren 
und eine weitere Zersiedlung der "Lunge Hol-
lands" drohte.  

Zentrales Erfolgskriterium aller Positivpla-
nungen ist, ob sie von den Betreffenden als 
solche wahrgenommen werden, oder ob man 
sie als "Zucker über den Verboten" interpre-
tiert. Es ist auffallend, dass in allen 13 Inter-
views mit Bürgermeistern der Achsenzwi-
schenraumgemeinden des Untersuchungs-
raumes der Begriff "Regionalpark" kein einzi-

ges Mal verwendet wurde, obwohl er als 
Auszeichnung des LEP eV für alle befragten 
Gemeinden relevant ist. 

Das Grundproblem scheint - nach Auffassung 
von Frau Wernecke (MSWV) - bisher noch 
darin zu liegen, dass "Wachstum" als solches 
gesellschaftlich so positiv besetzt sei, dass 
sich auch die Gemeindevertreter dem nicht 
entziehen könnten. Den geplanten Branden-
burger Regionalparks hinge hingegen noch 
zu sehr ein "Denkmalpflege-Image" an, das 
als Stillstand empfunden werde.  

Entscheidend wird sicher auch sein, welche 
finanziellen Möglichkeiten mit den - wie auch 
immer gearteten - Positivplanungen verbun-
den sein werden. Prof. Kutter vertrat in einem 
Gespräch zu dieser Arbeit die Überzeugung, 
dass sich ein Bürgermeister einer Typ-III-
Gemeinde vor allem dann mit einer LEP eV-
konformen Beschränkung auf die Eigenent-
wicklung kommunalpolitisch behaupten kön-
ne, wenn er dafür "entsprechende regionale 
Ausgleichszahlung herausschlagen" könne. 
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6 Weiterführende Über-
legungen 

Kontext der Arbeit 

Die hier vorgestellte Arbeit versteht sich als 
einen Baustein der umfassenderen For-
schungsarbeit des Fachgebietes Integrierte 
Verkehrsplanung der TU Berlin zu Themen 
der Einsparpotentiale und Umsetzungsstrate-
gien von verkehrssparsamen Raumstruktu-
ren. 

Aus diesem Grunde wurde im Rahmen dieser 
Arbeit kein eigener Konzeptansatz für ver-
kehrsminimierende Raum- und Siedlungs-
strukturen entwickelt, sondern es standen die 
Umsetzungschancen der bisherigen Konzep-
tionen unter heutigen Randbedingungen im 
Vordergrund. Deshalb wurde der Fokus der 
Arbeit auf das Verhalten der Gemeinden in 
Achsenzwischenräumen, als nicht-
priorisierten Räumen der Regionalplanung, 
gelegt, da die Erfahrung - z.B. beim Hambur-
ger Dichtemodell - gezeigt haben, dass in 
diesen Bereichen die stärksten Vollzugsdefi-
zite zu finden sind. 

Im vorangegangenen Abschnitt 5.2 wurden 
die in Abschnitt 5.1 durch Interviews erfragten 
kommunalen Entscheidungsmechanismen 
einigen heutigen Umsetzungsansätzen ge-
genübergestellt, um aufzuzeigen, an welchen 
systembedingten Hindernissen diese schei-
tern könnten. In dem nun folgenden Kapitel 
sollen einige Möglichkeiten anhand des Inter-
viewmaterials untersucht werden, bei denen 
versucht wird, durch eine Veränderung der 
bestehenden Randbedingungen erfolgreiche-
re Umsetzungen verkehrssparsamer Raum-
konzepte zu erreichen. 

Da diese Arbeit keine eigenen Konzeptionen 
erarbeitet, wird im wesentlichen auf einige, 
bereits in der wissenschaftlich-politischen 
Diskussion befindliche Vorschläge zurückge-
griffen. Diese wurden in ihrer Mehrzahl durch 
Forschungsprojekte im Rahmen der ExWoSt-
Studien des Bundesbauministeriums oder 
durch Arbeiten am Fachgebiet Integrierte 
Verkehrsplanung der TU Berlin erarbeitet und 
bildeten den Schwerpunkt einer Reihe von 
Gesprächen der Interview-Serie "Externe 
Sachverständige" (vgl. Abbildung 4-1). 

 

Zusammenfassung der Aussagen der 
Gemeindevertreter 

Vor der Vorstellung und Bewertung der in den 
Sachverständigen-Interviews diskutierten 
Vorschläge zur Änderung gewisser Rahmen-
bedingungen erscheint es sinnvoll, die we-
sentlichen Aussagen der Gemeindevertreter 
(Abschnitte 5.1 - 5.2) in Auszügen zusam-
menzufassen, da sie in Teilen bereits An-
knüpfungspunkte der Vorschläge sichtbar 
werden lassen: 

• Eine Reihe von Gemeinden des unter-
suchten Achsenzwischenraumes stellen 
aufgrund ihrer landschaftlichen Reize und 
ihrer günstigen Lage zur Kernstadt attrak-
tive Wohnstandorte dar. In diesen Kom-
munen herrscht ein entsprechender An-
siedlungsdruck von Seiten der Investoren, 
den die Gemeinden gerne nutzen möch-
ten. Dabei wird dem Wohnen der eindeuti-
ge Vorzug vor der Ansiedlung von Gewer-
be eingeräumt. 

• Die Einwohnerzahl ist für die Gemeinden 
des Untersuchungsraumes die wichtigste 
strategische Entscheidungsgröße, da sie 
über die Schlüsselzuweisungen, das Ein-
kommenssteueraufkommen, die Zentralität 
der Gemeinde, die Rentabilität von Infra-
strukturprojekten, die Auslastung der sozi-
alen und technischen Infrastruktur, die An-
siedlungsfreudigkeit von Dienstleistern 
und die Finanzierungsmöglichkeiten kom-
munaler Pflichtaufgaben entscheidet.  

• In der kommunalen Wirtschaftlichkeits-
rechnung ergeben sich durch die Zusam-
menarbeit mit Investoren Finanzierungs-
möglichkeiten für kommunale Aufgaben, 
die in anderer Form für die Kommunen so 
nicht finanzierbar erscheinen. 

• Im Untersuchungsgebiet existieren prak-
tisch keine positiven Gegenbeispiele, bei 
denen Kommunen einen erfolgreichen 
Wachstumsverzicht praktiziert hätten. Da-
für existieren aber Kommunen, aus deren 
finanziellen Schwierigkeiten bei unter-
durchschnittlichem Wachstum auf die 
Notwendigkeit des Wachstums zur Siche-
rung der finanziellen Leistungsfähigkeit 
der Gemeinden geschlossen wird. 

• Da alle Gemeinden mit der Begründung 
wachsen wollen, auf der nächsten Grö-
ßenstufe ihre kommunalen Aufgaben bes-
ser finanzieren zu wollen, erscheinen die-
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se Wachstumsargumente in ihrer Summe 
fragwürdig (vgl. Abbildung 5-1). Trotzdem 
ist der Wille zum Wachstum in den einzel-
nen Gemeinden ungebrochen. 

• Unerwartete Folgekosten des Einwohner-
zuwachses sind in den Gemeinden durch-
aus ein kommunalpolitisches Thema. In 
quasi allen Gemeinden wird jedoch von 
der langfristigen Rentabilität des Gemein-
dewachstums für die Kommune ausge-
gangen. 

• Die Gefahr sozialer Verwerfungen durch 
massiven Zuzug von zumeist Städtern 
wird in den Gemeindevertretungen gese-
hen. Es stellt die allgemeine Zuzugspolitik 
der Gemeinden bisher aber nicht in Frage. 

• Da sich die Gemeinden an einer kritischen 
Stelle der strategischen Planung getroffen 
fühlen, prognostizieren sie bei Anwendung 
der Wachstumsbeschränkungen ein Er-
lahmen der Eigeninitiative der ansässigen 
Bevölkerung sowie die vielfache Einge-
meindung kleinerer Kommunen aufgrund 
fehlender finanzieller Perspektiven.  

• Neben den finanziellen Aspekten für die 
Gemeinden treffen die Wachstums-
beschränkungen die Gemeindevertreter 
selbst an einem sehr emotionalen Punkt, 
da das Bauen und Entwickeln als eine der 
angenehmsten Teilaufgaben des kommu-
nalpolitischen Amtes angesehen wird. 
Wachstum der Gemeinde stellt einen wich-
tigen Erfolgsnachweis für gute Kommu-
nalpolitik dar. 

• Gemeindevertretung in Kommunen, die 
nicht am allgemeinen Wachstum partizi-
pieren, werden teilweise mit dem Empfin-
den ihrer Bürger konfrontiert, die Entwick-
lung verschlafen zu haben. 

• In vielen Fällen waren externe Investoren 
die treibenden Kräfte bei der Konzeption, 
Entscheidungsfindung und Realisierung 
von Bebauungsprojekten. 

• Die Gemeinden leiten den Ansiedlungs-
druck in Form von politischem Druck "nach 
oben" weiter. Ziel ihrer Strategie ist es da-
bei, unter Umgehung der Verwaltung poli-
tisch Verantwortliche des Landes zu Aus-
sagen über konkrete Projekte zu nötigen, 
da politisch Gewählte in vielen Fällen die 
Rücksetzung "planerischer Restflächen" 

vor Ort weniger betonen als die planeri-
sche Priorisierung in den entsprechenden 
Schwerpunktorten. 

• In den Gemeinden, bei denen das größte 
Verkehrsvermeidungspotential (bzw. die 
größte Zersiedlungsgefahr) liegt, werden 
die Verkehrsprobleme am wenigsten 
wahrgenommen und erscheinen Restrikti-
onen gegen das Automobil aufgrund feh-
lender Alternativen am illusorischsten. 

• Umlandgemeinden nehmen Verkehrsprob-
leme in Abhängigkeit ihrer Lage zur Kern-
stadt kaskadisch wahr. Lösungen für Ver-
kehrsprobleme werden auf der Gemein-
deebene (Ortsumfahrungen) oder in tech-
nischen Lösungen (umweltfreundlichere 
Autos) gesucht. 

• Ein Verständnis der Dynamik der Zusam-
menhänge zwischen Verkehr und Sied-
lungsstruktur ist in den Gemeinden i.d.R. 
nicht vorhanden. In - seltenen - theoreti-
schen Diskussionen wird der Verkehrs-
vermeidung vorgeworfen, nicht in realen 
Siedlungsstrukturen zu wirken, ohne diese 
zu zerstören. 

• Das Verhältnis der Umlandgemeinden zur 
Kernstadt und zu den Städten der Ent-
wicklungsachsen ist - zum Teil historisch 
bedingt - stark angespannt. Der Branden-
burger Landesplanung wird teilweise un-
terstellt, lediglich Berliner Interessen zu 
vertreten und per Bauverbot in den Um-
landgemeinden eine von den Bürgern ge-
wollte Randwanderung verhindern zu wo l-
len. 

• Zwar sind unter den heutigen Randbedin-
gungen klimatische Verbesserungen im 
Verhältnis der Achsenzwischenraumge-
meinden zur Kernstadt, der übergeordne-
ten Planung und den Nachbargemeinden 
denkbar, bestimmte Interessenskonflikte 
werden wahrscheinlich aber trotzdem be-
stehen bleiben. 

• Die Gemeinden werfen der Landes- und 
Regionalplanung vor, nur Verbote auszu-
sprechen ohne dabei Alternativen aufzu-
zeigen. Bisherige Angebote der überge-
ordneten Planung (Regionalparks, ...) 
werden bisher nicht wahrgenommen oder 
nicht als Alternative zum Gemeindewachs-
tum angesehen. 
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Auswertung der Interview-Serie "Externe 
Sachverständige" 

In den Gesprächen der Interview-Serie "Ex-
terne Sachverständige" wurden eine Reihe 
von Bewertungen der heutigen Rahmenbe-
dingungen und Umsetzungsstrategien vorge-
nommen und Vorschläge für eine Verände-
rung bestimmter Rahmensetzungen gemacht. 
Die wichtigsten Thesen sollen hier in Kurz-
form dargestellt werden. 

Thesen zum Verhalten der Gemeinden 

• Unter den augenblicklichen kammeralisti-
schen und finanzpolitischen Randbedin-
gungen sind die Argumentationen der 
Kommunen durchaus logisch und system-
konform. 

• Es scheint, als könnte den kleinen Ge-
meinden niemand genau vorrechnen, dass 
sie sich bei ihrem Wachstumsstreben be-
züglich ihrer langfristigen Budgeterwartun-
gen nachhaltig verrechnen. 

• Die Typ-III-Gemeinde, die (als einzige) auf 
das An-Land-Ziehen von Investoren ver-
zichtet, ist in der gleichen (unangeneh-
men) Situation wie der Autofahrer, der auf 
das Auto verzichtet (und damit auf man-
che zügige Verbindung), während alle an-
deren weiter (und ohne ihn jetzt noch 
schneller) Auto fahren. 

• Wenn Gemeinden keine Handlungsoptio-
nen mehr haben, können sie auch nicht 
mehr im Sinne der übergeordneten Ziele 
kreativ sein. Es bleibt ihnen dann nur noch 
das Torpedieren der übergemeindlichen 
Planung. 

• Regionalplanung als feinkörniges Instru-
ment staatlicher Planung verstärkt eher 
die vorhandenen lokalen Egoismen. 

• Der hohe Grad der finanziellen Abhängig-
keit der Kommunen vom kommunalen Fi-
nanzausgleich macht dessen Reform im 
Sinne der Verkehrssparsamkeit so wichtig, 
da er der zentrale Entscheidungsparame-
ter für das kommunale Verhalten ist. 

Thesen zum Verhalten der Randwanderer 

• Den Analysen der letzten Jahre nach zu 
urteilen, ist das Problem weniger, wohin 
die Leute randwandern, sondern dass sie 
randwandern. Randwanderer pendeln von 
den Achsen aus genauso in die Kernstadt 

wie aus den Zwischenräumen. Da eine 
Umorientierung auf die Kerne der Achsen 
bei den Randwanderern, die zumeist wei-
terhin in der Kernstadt arbeiten, kaum 
stattfindet, lassen sich massive Beschrän-
kungen in den Zwischenräumen mit der 
etwas höheren ÖV-Nutzung in den Achsen 
alleine unter heutigen Rahmenbedingun-
gen nicht zu begründen. Allerdings können 
sich die Rahmenbedingungen ändern. 
Deshalb muß die Diskussion um die Sied-
lungsstruktur immer Hand in Hand mit der 
Diskussion um die Rahmensetzungen im 
Verkehr gesehen werden. 

• Wenn die Randwanderung an sich das 
Problem ist, schieben sich eher die Fragen 
nach den Motiven für die Randwanderung 
(und die Inkaufnahme zusätzlichen Ver-
kehrs durch die Randwandernden) in den 
Vordergrund. Die Menschen nehmen den 
Verkehr ja nicht gerne in Kauf. Dies läßt 
sich schon allein daran zeigen, dass es ja 
bestimmte Empfindlichkeitsgrenzen gibt. In 
der haushaltsinternen Abwägung sind die 
vergrößerten Entfernungen aber nur ein 
Aspekt unter vielen. Wenn man genauer 
Beschreiben könnte, wogegen diese zu-
sätzliche tägliche Entfernung abgewogen 
wird, könnte man versuchen, die entspre-
chenden Defizite in der Kernstadt bzw. 
Vorteile in den Randbereichen abzubauen. 
Beispiele sind hier der Bodenpreis, andere 
Bauformen, Fördermodalitäten oder eine 
Eigenheimzulage in Abhängigkeit vom 
Standort. 

• Die Wohnungsbauförderung bevorzugt 
das alleinstehende Einfamilienhaus und 
nicht das städtisch-verdichtete Wohnen. 

• Es ist eine der gesellschaftlichen Erfah-
rungen des einzelnen Wirtschaftssubjek-
tes, das sich nicht verkehrssparend ver-
hält, dass die öffentliche Hand schon frü-
her oder später die entsprechenden Infra-
strukturleistungen nachliefern wird. 

Thesen zu den Grenzen bei der Umsetzung 
verkehrssparsamer Raumstrukturen durch 
die Mittel der Landes- und Regionalplanung 

• In den alten Bundesländern stehen in den 
Achsenzwischenräumen schon gewaltige 
Mengen an Vermögen (Gebäude und Inf-
rastruktur), so dass sich dort die Frage des 
Umgangs mit den Achsenzwischenräumen 
ganz anders stellt als (noch) in den neuen 
Ländern. In Westdeutschland erscheint 
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schon aus den Gesichtspunkten des 
Volksvermögens heraus eine "Entleerung" 
der Zwischenräume fragwürdig bzw. chan-
cenlos. 

• Raumordnungskonzepte sind immer ein 
massiver Eingriff in Vermögensverhält-
nisse. Sie müssen entsprechend gut be-
gründet werden. 

• Der große Nachteil des Vermeidungsan-
satzes ist, dass seine Wirkung so schwer 
zu quantifizieren ist, geschweige denn auf 
ein abzuwägendes Einzelprojekt herunter-
gebrochen werden kann. 

• Die Dezentrale Konzentration scheint im 
Bereich der Verkehrssparsamkeit zur Zeit 
nicht das zu bringen, was man sich von ihr 
planerisch versprochen hat. 

• Ein Problem stellt sich immer bei der Be-
wertung der "Richtigkeit" des Standortes. 
Für jemanden, dessen Arbeitsstelle in den 
Achsenzwischenräumen liegt, ist der "lan-
desplanerisch falsche" Standort in den 
Zwischenräumen der (auch unter dem As-
pekt der Verkehrssparsamkeit) "individuell 
richtige" Standort. Deshalb erscheint eine 
Diskussion über die "individual-
orientierten" Steuerungsinstrumente wich-
tiger als über die "pauschalen" Instrumen-
te. Hier kann als illustrierende Analogie die 
Entwicklung weg von der pauschalisierten 
Routenbeschilderung hin zum individuel-
len Führungssystem gesehen werden. Die 
Hinwendung zu individualisierten Steue-
rungsinstrumenten der Raumplanung er-
gibt sich aus der Erkenntnis, dass man 
heute mit Infrastruktur kaum noch Verhal-
ten beeinflussen kann. 

• Eine "Vertreibung" Ortsansässiger ist auch 
aus Verkehrssicht kontraproduktiv, da 
wahrscheinlich die soziale Bindung an den 
Ort erhalten bleibt und somit mehr Verkehr 
erzeugt wird als in der Ausgangssituation. 

• Die Konzeption zur Schaffung verkehrs-
sparsamer Raumstrukturen besteht z.Zt. 
aus zwei Prinzipien für die Makro- und die 
Mikrostandortwahl. Dem einen entspricht 
das Prinzip von Ballung und Freihaltung, 
dem anderen das der Mischung. Leider 
gibt es zur Zeit fast keine Handhabung da-
für, ab welcher Maßstabsebene genau 
welchem Prinzip gefolgt werden soll: Wie 
lange soll auf einen Ort im Achsenzwi-

schenraum, der sich (zu) schnell entwi-
ckelt, eher eine passive, auf die Makro-
standortwahl bezogene Deckelungsstrate-
gie angewendet werden und ab wann soll 
man auf eine aktive Mischungs-Initiative 
("dann auch Gewerbe und Einzelhandel in 
den Ort") umschwenken, d.h. sich mit den 
Mikrostandorten beschäften? Für eine 
Operationalisierung bräuchte man eine 
Planungsgröße, aus der z.B. abgeleitet 
werden kann, dass ab der Größe x1 auch 
ein ÖV-Anschluß sichergestellt oder ab 
der Größe x2 auch eine gewisse Nahver-
sorgung gewährleistet werden muß. 

• Die Entscheidung, dass das debis-Projekt 
"Ahrensdorfer Heide" im Untersuchungs-
gebiet durch den Gebietstausch zu Lud-
wigsfelde kommt, ändert nichts an seiner 
zersiedlungsfördernden Struktur. Auf dem 
Papier wächst damit zwar das - angeblich 
ÖV-freundlichere - Mittelzentrum Ludwigs-
felde, faktisch entstehen aber dieselben 
Autonutzungsstrukturen, die auch bei ei-
ner Zugehörigkeit zu Ahrensdorf entstan-
den wären. Nicht zuletzt entzieht das de-
bis-Projekt - unabhängig von der gemeind-
lichen Zugehörigkeit - wirklich ÖV-
fördernden Verdichtungsprojekten in der 
Innenstadt von Ludwigsfelde das Potenti-
al. An diesem Beispiel zeigt sich, dass die 
Gemeindegröße (Makrostandort) kein aus-
reichend genaues Kriterium für eine Be-
wertung von Ansiedlungsvorhaben ist und 
auch der Mikrostandort mitberücksichtigt 
werden muß. 

 

Thesen zum Einsatz von Positiv- und Nega-
tivplanungen 

• Jede Gemeinde braucht eine - wie auch 
immer definierte - positiv gerichtete Aus-
weisung. 

• Regionalplaner haben die Tendenz, sich 
auf Pläne, theoretische Modelle und Insti-
tutionen zurückzuziehen. Die projektorien-
tierte Sicht der Entwicklung der Gemein-
den kommt dabei oft zu kurz. Würden sie 
sich mehr in den Projektkontext hineinbe-
geben, dann würden sie Abstimmungsbe-
dürfnisse und Kooperationsformen viel po-
sitiver bewerten. Der Ansatz "Teltowpark" 
ist deshalb richtig.  

• Man kann eine Negativplanung immer 
verordnen, in der Implementation braucht 
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man aber eine Positivplanung. Die klassi-
sche Regionalplanung bzw. Raumordnung 
benimmt sich aber als der "ständige Inter-
venierer" mit einem entsprechenden Ima-
ge "unten". Die Änderungen des ROG 
geht auf diese Einsicht zurück. So bringt 
z.B. die Mecklenburgische Regionalkonfe-
renz eine ganz andere Stimmung "in den 
Laden". Wichtig sind dabei Anreize auf der 
Landesebene. 

Vorschläge zur Veränderung der Rand-
bedingungen im Sinne der Verkehrs-
vermeidung 

Die im folgenden dargestellten Überlegungen 
zu einer Umgestaltung bestimmter Randbe-
dingungen der heutigen Planungslandschaft 
stammen im besonderen aus den Arbeiten 
und Gesprächen mit Prof. Kutter, Herrn Holz-
Rau und anderen, z.T. ehemaligen Mitarbei-
tern des Fachgebietes Integrierte Verkehrs-
planung der TU Berlin. Sie werden hier ver-
kürzt vorgestellt: 

1. Aufgabenverteilung im Verständnis der In-
tegrierten Planung 

∗ Eine integrierte Planung basiert auf der 
Zusammenarbeit und Kreativität vor Ort, 
denn gerade vor Ort liegt in der lokalspezi-
fischen Zuordnung der Schlüssel zu einer 
verkehrssparsamen Struktur. Integrierte 
Planung ist kein "machtvoller Durchgriff 
von oben nach unten". [DÖRNEMANN et 
al., 1995, S. XIV] 

∗ Die jeweils "höhere Ebene" beschränkt 
sich auf Rahmensetzungen, die Anreize 
für ein verkehrssparsames Handeln auf 
"unterer Ebene" schaffen. Hierzu zählt z.B. 
ein entsprechender kommunaler Finanz-
ausgleich, eine Modifizierung des Pla-
nungsrechtes und des Bodenmarktes, die 
Abschaffung der Kilometerpauschalen, die 
Erhöhung der Mineralölsteurer ... 
[DÖRNEMANN et al., 1995, S. XIV] 

∗ Durch geschickte Rahmensetzungen sol-
len die übergeordneten Zielsetzungen so 
weit als möglich auch im Interesse der 
Kommunen liegen. 

2. Entschärfung der "kritischen Variable" 
Einwohnerzahl 

 Gemeinden, die im Sinne regionaler Ziele 
wie der Verkehrsvermeidung auf bestimm-
te Entwicklungen, insbesondere im Be-

reich Wohnungsbau und Gewerbe verzich-
ten, muß im Rahmen von Ausgleichsme-
chanismen die Möglichkeit gegeben wer-
den, an den Kosten und Erlösen der präfe-
rierten Gebiete zu partizipieren sowie die 
aus der Rücknahme der eigenen Planun-
gen folgenden Verluste auszugleichen. 
Prädestiniertes Instrument eines solchen 
Ausgleiches "im regionalen Interesse" wä-
re der kommunale Finanzausgleich. 

3. Nutzung des "sportlichen (und finanziellen) 
Ehrgeizes" der Gemeinden für die Ver-
kehrssparsamkeit 

 Anstatt die kommunale Planungshoheit in 
Frage zu stellen erscheint es sinnvoller, 
Anreize zu schaffen, aufgrund derer die 
Kommunen ein Eigeninteressen an ver-
kehrssparsamen Entscheidungen entwi-
ckeln. [INOVAPLAN, 1997, S. 42] Da sich 
die Lebensstile der Bürger immer weiter 
individualisieren, ist es notwendig, das 
kreative Potential und die Ortskenntnis der 
Kommunen im Sinne einer differenzierten 
Verkehrsvermeidung zu nutzen. Ansätze 
zur Schaffung von Anreizen für Kommu-
nen, Planungsentscheidungen im Sinne 
der Verkehrsvermeidung zu treffen sind 
z.B.: 

∗ Eine Orientierung der Umlagen der einzel-
nen Kommunen für den regionalen öffent-
lichen Verkehr an der Zahl der Ein- und 
Auspendler. Je mehr Erwerbstätige - mit 
welchem Verkehrsmittel auch immer - ü-
ber die Gemeindegrenzen pendeln, desto 
höher sind die Beiträge der Kommunen 
zur ÖV-Finanzierung. 

∗ Eine Orientierung der kommunalen Steu-
ereinnahmen an der Verkehrsintensität der 
Gemeinden. Der kommunale Anteil an der 
Lohn- und Einkommenssteuer wird um so 
höher, je mehr Erwerbstätige in der eige-
nen Gemeinde arbeiten. Der Differenzbe-
trag fließt in einen Strukturfond, da der 
Handlungsspielraum der regionalen Ebene 
um so größer sein muß, je verkehrs-
aufwendiger die Struktur ist. Die Kommu-
nen haben aber die Möglichkeit, Finanz-
mittel von der regionalen Ebene in ihren 
kommunalen Haushalt zu übertragen, 
wenn sie ihren kommunalen Verkehrsauf-
wand durch geschickte Planungsentschei-
dungen entsprechend senken können. 
Umgekehrt ist dann auch ein regionales 
Agieren weniger notwendig. In diesem 
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Sinne konkurrieren die Kommunen wie 
bisher um finanzielle Ausstattung und er-
halten sich dabei ihre Eigenständigkeit. 
Aufgrund der gemeinsamen Ziele koope-
rieren sie dort mit der regionalen Ebene, 
wo dies zum beiderseitigen Nutzen ist. [in 
Anlehnung an DÖRNEMANN et al., 1995, 
S. 108] 

4. Anreize für individuelle Verkehrssparsam-
keit in baulicher Hinsicht 

 Da Individuen letztendlich die Standortent-
scheidungen aus einem persönlichen 
Haushaltskalkül heraus treffen und da-
durch in ihrer Summe ein Marktverhalten 
entsteht, an dem sich Investoren orientie-
ren, erscheint es sinnvoll, verkehrsmi-
nimierende Anreizsysteme auch auf der 
Ebene der individuellen Wohnungsbau-
förderung zu schaffen. In einer Studie des 
Büros für integrierte Planung, Ber-
lin/Herdecke, wurde erst kürzlich vorge-
schlagen, die Wohnungsbauförderung 
nicht nur nach dem Einkommen, sondern 
auch nach dem Verkehr zu individualisie-
ren, d.h. die Förderung als Funktion des 
dadurch entstehenden Arbeitsweges zu 
staffeln. Mit einer solchen Regelung er-
reichte man wahrscheinlich mehr errei-
chen als durch eine pauschale Förderung 
bestimmter Standortkategorien wie "Ach-
se" oder "Zwischenraum". 

5. Landes- und Regionalplanung als Berater 
kommunaler Kooperationen 

 Aufgrund der großen finanziellen Belas-
tung, die sich z.T. aus kommunalen Fehl-
entscheidungen in den neuen Ländern er-
geben haben (Klärwerke etc.), könnte eine 
Bereitschaft in den Gemeinden erwach-
sen, doch mehr auch wieder regional zu 
denken. Positive Erfahrungen in der inter-
kommunalen Kooperation auf anderen 
Gebieten (Abwasserzweckverbände o.ä.) 
könnten dabei motivierend wirken, auch im 
Verkehrsbereich stärker mit den Nachbar-
gemeinden zu kooperieren. In Zusam-
menhang mit den unter Punkt 3. vorge-
stellten Anreizsystemen könnten sich da-
bei auch völlig neue Win-Win-Situationen 
ergeben. Auch könnte durch eine gute Be-
ratung der Kommunen durch die Landes- 
oder Regionalplanung wieder eine Ver-
hältnis geschaffen werden, das bei den 
Gemeinden eine Bereitschaft des "Zuhö-
rens" reifen ließe und umgekehrt der Re-

gional- und Landesplanung die Möglichkeit 
eröffnete, ihr leidiges "Verhinderer"-Image 
loszuwerden. Darüber hinaus würde eine 
solche Konstellation die Prozeßeinbindung 
der Landesplanung erhöhen und trüge 
damit zu einem besseren Informationsaus-
tausch zwischen den verschiedenen Ebe-
nen bei. 

6. Einbindung der landesplanerischen Rah-
mensetzungen in die Veränderung ver-
kehrlicher Rahmenbedingungen 

 Da bereits in Kapitel 2 ausführlicher darauf 
eingegangen wurde, soll an dieser Stelle 
nur in Erinnerung gerufen werden, dass 
siedlungsstrukturelle Konzepte, und seien 
sie noch so gut "eingefädelt", nur ihre volle 
Wirkung entfalten können, wenn sie durch 
andere Rahmensetzungen im Verkehrsbe-
reich, insbesondere in bezug auf den 
Raumwiderstand (Kosten, Infrastruktur-
ausbau, ...) entsprechend flankiert werden. 

Bewertung der Vorschläge zur Verände-
rung der Randbedingungen anhand des 
Interviews mit Kommunalvertretern 

Auf der Grundlage des Interview-Materials 
des Kapitel 5 sollen im folgenden kurze Ein-
schätzungen gegeben werden, inwiefern die 
Vorschäge zur Veränderung bestimmter 
Rahmenbedingungen im vorigen Abschnitt 
Fortschritte bei der Umsetzung verkehrs-
sparsamer Raumstrukturen bringen könnten. 

zu 1. Aufgabenverteilung im Verständnis 
der Integrierten Planung 

 Eine solche Verteilung von Kompetenzen 
und Aufgaben käme dem gemeindlichen 
Verlangen entgegen, ihre Planungshoheit 
möglichst unangetastet zu lassen. Durch 
die Aufgabenverteilung könnte ihnen sig-
nalisiert werden, dass auf ihre Kreativität 
auf der "höheren Ebene" Wert gelegt wird 
bzw. ihre Interessenlagen bei der Gestal-
tung der Rahmenbedingungen zur Errei-
chung der regionalen Ziele in gewissem 
Umfang berücksichtigt wurden. 

zu 2. Entschärfung der "kritischen Variable" 
Einwohnerzahl 

 Dem Gesamteindruck der Interviews mit 
den Bürgermeistern in den Achsenzwi-
schenräumen nach scheint die Zurück-
nahme der Bedeutung der Einwohnerzahl 
für die gemeindlichen Planungsentschei-
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dungen von zentraler Bedeutung zu sein. 
Mit einer solchen Akzentverschiebung 
würden auch alternativen Dorfentwick-
lungsvorstellungen in den gemeindlichen 
Diskussionen wirtschaftliche Substanz ver-
liehen und damit die bisherigen Ansätze 
einer Positivplanung (Regionalparks, ...) 
unterstützt. 

zu 3. Nutzung des "sportlichen (und finan-
ziellen) Ehrgeizes" der Gemeinden für die 
Verkehrssparsamkeit 

 Gemeindevertreter wollen entscheiden 
können und dabei Spielräume, auch finan-
zieller Art, nutzen. Zwar hat das Bauen 
vieler Häuser den Vorteil des "Man sieht, 
was man tut", aber auch die Kreativität, 
welche die Gemeindevertreter im Sinne 
der Verkehrssparsamkeit einsetzen, sollte 
genug Möglichkeiten der persönlichen und 
politischen Bestätigung bieten. Außerdem 
könnte die Möglichkeit für die Kommunen, 
ihre eigenen finanziellen Entscheidungs-
potentiale durch eine entsprechende Flä-
chenpolitik verhindern, dass es zu Erfah-
rungen wie im ExWoSt-Projekt Aue-
Schwarzenberg kommt: 

Ein Grund, weshalb andere kommunale Entschei-
dungsträger nicht auf Dauer zur Teilnahme [an 
einem Arbeitskreis zur Verkehrsvermeidung] 
zu bewegen gewesen wären, liegt darin, dass 
bis zum Ende des Projektes der direkte Nutzen 
unklar blieb, den die gewählten Kommunal-
vertreterInnen aus dem Projekt und der Teil-
nahme am Arbeitskreis hätten ziehen können - 
schließlich gab es weder etwas zu verteilen, 
noch aus kommunaler Sicht zu verlieren. 
[BERNART et al., 1996, S. 40] 

zu 4. Anreize für individuelle Verkehrsspar-
samkeit in baulicher Hinsicht 

 Mit einer veränderten Wohnungsbauförde-
rung könnte über den Umweg des Marktes 
Einfluß auf die Investoren genommen 
werden. Damit würde sich deren Druck auf 
die "falschen" Gemeinden verringern, wäh-
rend umgekehrt das Interesse und die Ab-
hängigkeit dieser Gemeinden von den In-
vestoren aufgrund der Änderungen aus 
Punkt 2. zurückgehen würde. 

zu 5. Landes- und Regionalplanung als Be-
rater kommunaler Kooperationen 

 In der Regionalplanung ist seit einigen 
Jahren ein Trend zu persuasiven und mo-
derativen Elementen festzustellen, dessen 

Auswirkungen auch in der letzten Ände-
rung des ROG wiederzufinden sind 
[RUNKEL, 1998]. Nach den bisherigen Er-
fahrungen bieten diese neuen Elemente 
zwar gewisse Potentiale für eine Annähe-
rung der kommunalen und staatlichen E-
bene, sie versagen aber i.d.R. dann, wenn 
sich eindeutige Interessenskonflikte auf-
tun. Durch den Abbau einiger dieser Inter-
essenskonflikte durch die Punkte 2 bis 4 
könnten hingegen über solche beratenden 
Elemente mehr Inhalte der Landes- und 
Regionalplanung in die Entscheidungen 
der kommunalen Ebene transportiert wer-
den. 

zu 6. Einbindung der landesplanerischen 
Rahmensetzungen in die Veränderung 
verkehrlicher Rahmenbedingungen 

 Die Veränderung der verkehrspolitischen 
Rahmenbedingungen setzt einen gewis-
sen politischen Konsens voraus, an dem 
die Gemeinden beteiligt sind, wenn auch 
die zentralen Entscheidungen nicht auf 
kommunaler Ebene getroffen werden. Das 
Verständnis für die Einbindung der Ver-
kehrsvermeidung in eine weitreichendere 
Veränderung der verkehrspolitischen Prio-
ritätensetzungen scheint auf der Ebene 
der Gemeinden in Achsenzwischen-
räumen noch kaum entwickelt. In anderen 
Fällen überwiegt die Skepsis bezüglich der 
regionalwirtschaftlichen Auswirkungen. So 
berichten Mitarbeiter des ExWoSt-
Projektes im Landkreis Aue-
Schwarzenberg: 

In den Abschlußgesprächen wurde von vielen 
GesprächspartnerInnen angemerkt, dass sich 
die entwicklungspolitischen und verkehrlichen 
Tendenzen bundes- und europaweit gegenläu-
fig zu den Zielen der Verkehrsvermeidung voll-
ziehen und sie deshalb nur geringe Chancen 
für eine verkehrsvermeidende Siedlungsent-
wicklung im Kreis Aue-Schwarzenberg sehen. 
Vielmehr sahen sie die Gefahr des weiteren 
wirtschaftlichen Absackens, wenn der Kresi 
keine "guten Verkehrsverbindungen", die sich 
auf den motorisierten Geschäfts- und Individu-
alverkehr beziehen, herstellen könne. 
[BERNART et al., 1996, S. 107] 

Gedanken zur Umsetzbarkeit der Vor-
schläge 

Nach einer von Prof. Kutter in einem Inter-
view dieser Arbeit geäußerten Einschätzung 
hätten Planer in der Vergangenheit das Ge-
samtsystem oft zu sehr simplifiziert. Insbe-
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sondere bei der Verkehrssparsamkeit komme 
aber die ganze Komplexität des Systems zum 
Vorschein, die bei einer erfolgsversprechen-
den Umsetzungsstrategie berücksichtigt wer-
de müsse. Leider ließe mit dem Eingehen auf 
diese Komplexität die Überzeugungskraft der 
Verkehrsvermeidung insbesondere im politi-
schen Raum nach, da hier eher griffige und 
plakative Lösungen gefragt seien. 

JESSEN gibt in bezug auf Reformen im fiska-
lischen Bereich zu bedenken: 

Schon die politische Durchsetzung eines der ge-
nannten Komplexe, wie z.B. die Neufassung der 
Grundsteuer oder die Stärkung der gemeinde-
übergreifenden Planung in den Ballungsräumen 
wäre in der Geschichte der Bundesrepublik ein 
epochaler Reformerfolg nach einer jahrzehntelan-
gen, wenn auch mit unterschiedlicher Intensität 
geführten Debatte. Die politische Durchsetzung 
aller Maßnahmenkomplexe, deren Zusammenwir-
ken erst den Umbau zur "kompakten Stadt" er-
möglichen soll, käme einer durchgreifenden 
inhaltlichen, organisatorischen und 
instrumentellen Neuorientierung raumbezogener 
Politik und Planung gleich, gleichsam einem 
Paradigmawechsel, den es so in der Geschichte 
der Bundesrepublik noch nicht und in der 
Geschichte der modernen Stadtplanung sehr 
selten gegeben hat. [JESSEN, 1997, S. 70] 

Demgegenüber vertrat Herr Stein in einem 
Gespräch die Auffassung, dass zwar vor dem 
Hintergrund der schon fast Jahrzehnte an-
dauernden Diskussion über eine Reform der 
Kommunalfinanzen die Neufassung des Fi-
nanzausgleiches eher unwahrscheinlich er-
scheine. Auf der anderen Seite sei es aus 
Sicht der Verkehrsvermeidung aber wichtig, 
hier ständig auf der Höhe der Diskussion zu 
bleiben und Allianzen mit anderen Reforman-
liegen zu schmieden, deren Instrumente in 
ähnliche Richtungen gingen, um dann im ent-
scheidenden Moment auf eine sich abzeich-
nende Reform einwirken zu können. So gäbe 
es durchaus Partner z.B. im Bereich der Fi-
nanzwissenschaften, bei denen man über 
das Leitbild einer effizienten Versorgung zu 
ähnlichen Schlußfolgerungen gelange wie im 
Bereich der Verkehrsvermeidung. 

Für die Veränderungen von Rahmensetzun-
gen sind i.d.R. gesellschaftliche Gruppen 
notwendig, die an den Effekten der Verände-
rung ein persönliches Interesse besitzen. So 
schreibt JÄNICKE: 

Die bisherigen Erfolgsbilanz des Umweltschutzes 
in den Industrieländern ist entscheidend geprägt 

durch Maßnahmen, für die es auch wirtschaftliche 
Vorteile  gab. Das fängt an mit dem schwedischen 
Kläranlagenbau in den frühen siebziger Jahren 
und seinen beschäftigungspolitischen Gründen. 
Das endet bei unternehmerischen Pionierleistun-
gen, mit denen neue Märkte erschlossen oder 
Kosten gesenkt werden. [JÄNICKE, 1995, S. 9] 

Insofern überrascht es nur bedingt, dass 
auch die niederländische ABC-Planung, eine 
der weitest entwickelten Instrumente der 
staatlichen Raumplanung zur Verkehrsver-
meidung, primär unter wirtschaftlichen Aspek-
ten eingeführt wurde. Den Ausführungen von 
Herr Doedens zufolge fand sich für das Pla-
nungskonzept "The right buisness in the right 
place", das Betriebsansiedlungen nur an ihrer 
Verkehrsbedeutung angepaßten Standorten 
genehmigt, eine breite politische Mehrheit bei 
seiner Einführung Ende der 80er Jahre. Die-
se erkläre sich weniger aus einer weitrei-
chenden Unterstützung verkehrsvermeiden-
der Siedlungspolitik, als viel mehr durch die 
hohe Abhängigkeit der niederländischen 
Wirtschaft vom Logistik- und Transportsektor. 
Um das "Tor nach Europa" nicht mit den ei-
genen Pendlern zu verstopfen und damit die 
eigenen Verkehrs- und Hafenunternehmer im 
internationalen Wettbewerb zu benachteilig-
ten, hätte man "die Pendler von der Straße 
bringen" müssen. Das grundsätzliche Prinzip 
der "Verkehrsvermeidung" treffe hingegen 
insbesondere im konservativen Bereich nach 
wie vor auch in Holland auf starken Wider-
stand. 

Umso wichtiger scheint es daher, bei jeder 
Diskussion um die Chancen einer Verkehrs-
minimierung durch raumplanerische Maß-
nahmen auf die elementaren Vorteile der 
Verkehrsvermeidung hinzuweisen. Diese fas-
sen DÖRNEMANN et al. u.a. folgenderma-
ßen zusammen: 

∗ Der Verkehrsvermeidungsansatz ist kos-
tengünstig, da er keine teuren Infrastruktur-
investitionen erfordert. 

∗ Der Verkehrsvermeidungsansatz ist ein 
echtes Sparkonzept, da weniger Verkehr 
auch für die Allgemeinheit weniger Kosten 
verursacht. 

∗ Eine verkehrssparsame Alltagsorganisation 
bietet individuell erfahrbare Vorteile. Gerin-
ge Entfernungen bedeuten für jeden einzel-
nen geringere Belastungen. Verkehrsver-
meidung verlangt also keinen individuellen 
Verzicht, sondern verspricht mehr Zeit zur 
eigenen Verfügung. [DÖRNEMANN et al., 
1995, S. XIV] 
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Gesellschaftliche Dimension 

Trotz dieser Vorzüge der Verkehrsvermei-
dung soll am Ende dieser Arbeit nicht ver-
kannt werden, dass es bei dem hier behan-
delten Thema weniger um das Verhalten der 
Kommunen als vielmehr um die Wünsche der 
Gesellschaft geht. Letztenendes transportie-
ren die achsenfernen Gemeinden mit ihren 
Bauanträgen an nicht-integrierten Standorten 
lediglich das gesellschaftliche Leitbild der 
Menschen vom Wohnen im Grünen mit allem 
Komfort der Stadt in den politischen Raum, 
für dessen Erfüllung unser Planet aber leider 
weder genug Platz noch genug Energie zur 
Verfügung stellt. Dieser viel tiefer liegenden 
Ebene ist mit raumplanerischen Konzepten 
allerdings nicht beizukommen. 
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Zusammenfassung 

Verkehrsminimierende Raumstrukturkonzep-
te verzeichnen bei ihrer Umsetzung beson-
ders im Bereich der nicht-priorisierten Rest-
flächen, z.B. der Achsenzwischenräume 
punkt-axialer Planungen, Vollzugsdefizite. 
Aus diesem Grunde erschien es sinnvoll, sich 
mit den Motiven, Wahrnehmungen und Ent-
scheidungslogiken von Gemeindenvertretern 
in diesen Zwischenräumen eingehender zu 
beschäften. 

In der vorliegenden Arbeit wurden deshalb 
insgesamt 13 Gemeindevertreter eines Un-
tersuchungsraumes zwischen den planeri-
schen Siedlungsschwerpunkten Potsdam, 
Michendorf und Ludwigsfelde (Ballungsraum 
Berlin-Brandenburg) in Form von halbstruktu-
rierten Interviews befragt. 

Durch einen thematischen Querschnittsver-
gleich, angelehnt an Verfahren der qualita-
tiven Sozialforschung, wurden in einer Aus-
wertungsphase auf Grundlage des Inter-
viewmaterials Kernaussagen und Wahrneh-
mungen der Gemeindevertreter unter dem 
Blickwinkel der Verkehrsvermeidung verdich-
tet und zu Themenschwerpunkten zusam-
mengefaßt. Wichtigstes Ziel der Auswertung 
war die Aufdeckung und Beschreibung von 
Hemmnissen, die sich aus den bestehenden 
Rahmenbedingungen ergeben und einer er-
folgreichen Umsetzung verkehrssparsamer 
Raum- und Siedlungsstrukturen entgegen-
stehen. 

Die wichtigsten Aussagen der Gemeindever-
treter aus Sicht der Verkehrsvermeidung sind 
im folgenden kurz zusammengefaßt: 

• Eine Reihe von Gemeinden des unter-
suchten Achsenzwischenraumes stellen 
aufgrund ihrer landschaftlichen Reize und 
ihrer günstigen Lage zur Kernstadt attrak-
tive Wohnstandorte dar. In diesen Kom-
munen herrscht ein entsprechender An-
siedlungsdruck von Seiten der Investoren, 
den die Gemeinden gerne nutzen möch-
ten. Dabei wird dem Wohnen der eindeuti-
ge Vorzug vor der Ansiedlung von Gewer-
be eingeräumt. 

• Viele Planungen der Gemeinden sind vor 
dem Hintergrund einer Aufbruchsstim-
mung und einer kaum eingeschränkten 
Planungsfreiheit der Kommunen Anfang 
der 90er Jahre entstanden.  

• Die Bürgermeister der Gemeinden sind 
ehrenamtlich tätig. Einige davon, insbe-
sondere in kleineren Gemeinden, nennen 
als Grund ihrer Amtsinhabe, dass "es 
sonst niemand machen wollte." 

• Die Einwohnerzahl ist für die Gemeinden 
des Untersuchungsraumes die wichtigste 
strategische Entscheidungsgröße, da sie 
über die Schlüsselzuweisungen, das Ein-
kommenssteueraufkommen, die Zentralität 
der Gemeinde, die Rentabilität von Infra-
strukturprojekten, die Auslastung der sozi-
alen und technischen Infrastruktur, die An-
siedlungsfreudigkeit von Dienstleistern 
und die Finanzierungsmöglichkeiten kom-
munaler Pflichtaufgaben entscheidet.  

• In der kommunalen Wirtschaftlichkeits-
rechnung ergeben sich durch die Zusam-
menarbeit mit Investoren Finanzierungs-
möglichkeiten für kommunale Aufgaben, 
die in anderer Form für die Kommunen so 
nicht finanzierbar erscheinen. 

• Im Untersuchungsgebiet existieren prak-
tisch keine positiven Gegenbeispiele, bei 
denen Kommunen einen erfolgreichen 
Wachstumsverzicht praktiziert hätten. Da-
für existieren aber Kommunen, aus deren 
finanziellen Schwierigkeiten bei unter-
durchschnittlichem Wachstum auf die 
Notwendigkeit des Wachstums zur Siche-
rung der finanziellen Leistungsfähigkeit 
der Gemeinden geschlossen wird. 

• Da alle Gemeinden mit der Begründung 
wachsen wollen, auf der nächsten Grö-
ßenstufe ihre kommunalen Aufgaben bes-
ser finanzieren zu wollen, erscheinen die-
se Wachstumsargumente in ihrer Summe 
fragwürdig (vgl. Abbildung 5-1). Trotzdem 
ist der Wille zum Wachstum in den einzel-
nen Gemeinden ungebrochen. 

• Unerwartete Folgekosten des Einwohner-
zuwachses sind in den Gemeinden durch-
aus ein kommunalpolitisches Thema. In 
quasi allen Gemeinden wird jedoch von 
der langfristigen Rentabilität des Gemein-
dewachstums für die Kommune ausge-
gangen. 

• Die Gefahr sozialer Verwerfungen durch 
massiven Zuzug von zumeist Städtern 
wird in den Gemeindevertretungen gese-
hen. Es stellt die allgemeine Zuzugspolitik 
der Gemeinden bisher aber nicht in Frage. 
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• Die Wachstumsbeschränkungen der Lan-
des- und Regionalplanung treffen die Ge-
meinden an einer empfindlichen Stelle ih-
rer kommunalstrategischen Planung. 

• In der Diskussion versuchen die Gemein-
den deshalb, die Vorgaben der Landes- 
und Regionalplanung grundsätzlich in 
Frage zu stellen. Hauptansatzpunkte sind 
hierbei das Aufstellungsverfahren, die spä-
te Rechtskräftigkeit, der bereits heute den 
Plänen widersprechende Bestand sowie 
allgemeine Zweifel an der Wirksamkeit 
raumordnerischer Konzepte. 

• Da sich die Gemeinden an einer kritischen 
Stelle der strategischen Planung getroffen 
fühlen, prognostizieren sie bei Anwendung 
der Wachstumsbeschränkungen ein Er-
lahmen der Eigeninitiative der ansässigen 
Bevölkerung sowie die vielfache Einge-
meindung kleinerer Kommunen aufgrund 
fehlender finanzieller Perspektiven.  

• Neben den finanziellen Aspekten für die 
Gemeinden treffen die Wachstums-
beschränkungen die Gemeindevertreter 
selbst an einem sehr emotionalen Punkt, 
da das Bauen und Entwickeln als eine der 
angenehmsten Teilaufgaben des kommu-
nalpolitischen Amtes angesehen wird. 
Wachstum der Gemeinde stellt einen wich-
tigen Erfolgsnachweis für gute Kommu-
nalpolitik dar. 

• In den Gemeinde sind durch Grundbesitz 
i.d.R. bestimmte Bürger besonders an der 
Realisierung diskutierter Planungen inte-
ressiert. Diese Bürger spielen gerade in 
kleinen Gemeinden eine nicht zu unter-
schätzende Rolle für das Entscheidungs-
klima. 

• Gemeindevertretung in Kommunen, die 
nicht am allgemeinen Wachstum partizi-
pieren, werden teilweise mit dem Empfin-
den ihrer Bürger konfrontiert, die Entwick-
lung verschlafen zu haben. 

• In vielen Fällen waren externe Investoren 
die treibenden Kräfte bei der Konzeption, 
Entscheidungsfindung und Realisierung 
von Bebauungsprojekten. 

• Investoren haben häufig genaue Vorstel-
lungen von ihren Standorten. Sie suchen 
oft landschaftlich attraktive Orte mit 
schnellen Anbindungen an die Kernstadt 

und Nähe zu wohlhabenden Stadtbezirken 
mit entscheidungsfreudigen Gemeindever-
tretern, niedrigen Bodenpreisen zur Reali-
sierung planerischer Standardlösungen 
ohne aufwendige Einpassung in städte-
baulichen Altbestand. 

• Die Gemeinden leiten den Ansiedlungs-
druck in Form von politischem Druck "nach 
oben" weiter. Ziel ihrer Strategie ist es da-
bei, unter Umgehung der Verwaltung poli-
tisch Verantwortliche des Landes zu Aus-
sagen über konkrete Projekte zu nötigen, 
da politisch Gewählte in vielen Fällen die 
Rücksetzung "planerischer Restflächen" 
vor Ort weniger betonen als die planeri-
sche Priorisierung in den entsprechenden 
Schwerpunktorten. 

• Ein erfolgreicher Weg der Kommunen, 
Genehmigungen für Ansiedlungen gegen 
den Willen der Raumordnung zu erkämp-
fen, ist das gegeneinander Ausspielen 
verschiedener Ressortinteressen. Je nach 
Situation bilden das Wirtschafts-, Innen- 
oder Städtebau- und Verkehrsministerium 
geeignete Allianzpartner. 

• In den Gemeinden, bei denen das größte 
Verkehrsvermeidungspotential (bzw. die 
größte Zersiedlungsgefahr) liegt, werden 
die Verkehrsprobleme am wenigsten 
wahrgenommen und erscheinen Restrikti-
onen gegen das Automobil aufgrund feh-
lender Alternativen am illusorischsten. 

• Umlandgemeinden nehmen Verkehrsprob-
leme in Abhängigkeit ihrer Lage zur Kern-
stadt kaskadisch wahr. Lösungen für Ver-
kehrsprobleme werden auf der Gemein-
deebene (Ortsumfahrungen) oder in tech-
nischen Lösungen (umweltfreundlichere 
Autos) gesucht. 

• Die Verkehrszunahme aufgrund der ex-
trem gestiegenen Motorisierung, der über-
regionale Durchgangsverkehr und die Be-
lastungen des Schwerlastverkehrs lassen 
in der gemeindlichen Wahrnehmung die 
Potentiale einer Verkehrsminimierung 
durch siedlungsstrukturelle Maßnahmen 
marginal erscheinen. 

Den Aussagen der Gemeindevertreter wur-
den verschiedene Ansätze verbesserter Um-
setzungsstrategien für eine "Region der kur-
zen Wege" unter heutigen Randbedingungen 
gegenübergestellt. Eingang in diese Gegen-



Zusammenfassung  90 

überstellung fanden auch Aussagen ver-
schiedener Sachverständiger aus dem Pla-
nungsbereich, die in insgesamt 19 begleiten-
den Interviews um Einschätzungen gebeten 
wurden. Die Potentiale einer verbesserten 
Umsetzung erschienen bei den meisten der 
betrachteten Ansätze eher gering. Hinter-
grund dieser Einschätzung waren dabei ins-
besondere die folgenden Schlußfolgerungen 
aus den Bürgermeister-Interviews: 

• Ein Verständnis der Dynamik der Zusam-
menhänge zwischen Verkehr und Sied-
lungsstruktur ist in den Gemeinden i.d.R. 
nicht vorhanden. In - seltenen - theoreti-
schen Diskussionen wird der Verkehrs-
vermeidung vorgeworfen, nicht in realen 
Siedlungsstrukturen zu wirken, ohne diese 
zu zerstören. 

• In den Gemeinden existieren kaum über-
greifende regionale Leitbilder, an denen 
sich die gemeindlichen Entscheidungen o-
rientieren. 

• Das Verhältnis der Umlandgemeinden zur 
Kernstadt und zu den Städten der 
Entwicklungsachsen ist - zum Teil 
historisch bedingt - stark angespannt. Der 
Brandenburger Landesplanung wird 
teilweise unterstellt, lediglich Berliner 
Interessen zu vertreten und per Bauverbot 
in den Umlandgemeinden eine von den 
Bürgern gewollte Randwanderung 
verhindern zu wollen. 

• Zwar sind unter den heutigen Randbedin-
gungen klimatische Verbesserungen im 
Verhältnis der Achsenzwischenraumge-
meinden zur Kernstadt, der übergeordne-
ten Planung und den Nachbargemeinden 
denkbar, bestimmte Interessenskonflikte 
werden wahrscheinlich aber trotzdem be-
stehen bleiben. 

• Die Gemeinden werfen der Landes- und 
Regionalplanung vor, nur Verbote auszu-
sprechen ohne dabei Alternativen aufzu-
zeigen. Bisherige Angebote der überge-
ordneten Planung (Regionalparks, ...) 
werden bisher nicht wahrgenommen oder 
nicht als Alternative zum Gemeindewachs-
tum angesehen.  

Die Gesamtheit der Aussagen der befragten 
Gemeindevertreter wurde in einem letzten 
Teil der Arbeit aktuellen Vorschlägen zur 
Veränderung bestimmter Randbedingungen, 

insbesondere im Bereich der regionalen 
Steuermittel, gegenübergestellt. Dabei wurde 
festgestellt, dass eine Umsetzung verkehrs-
sparsamer Raumstrukturen am besten durch 
veränderte Rahmensetzungen erreicht wer-
den könnte, die einerseits die kommunale 
Planungshoheit als Voraussetzung erhalten, 
lokale Kreativität im Sinne der Verkehrsver-
meidung nutzbar zu machen und anderer-
seits Ausgleichsmechanismen schaffen, bei 
denen ein verkehrsminimierendes Regional-
verhalten der Gemeinden im Bereich der Flä-
chennutzung durch entsprechende Mittelzu-
flüsse honoriert und umgekehrt verkehrsauf-
wendige Planungsentscheidungen der Kom-
munen finanziell belastet werden. Auf eine 
notwendige Flankierung raumstruktureller 
Konzepte durch allgemeine Rahmensetzun-
gen im Verkehr wird dabei ausdrücklich hin-
gewiesen. 
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